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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die 49. Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und
Herren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich
eine vierte Klasse der Schule Augsburger Straße und
eine zehnte Klasse der Realschule des Schulzentrums
Graubündener Straße.

Seien Sie ganz herzlich willkommen, und ich wün-
sche Ihnen einen schönen, spannenden Vormittag!

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Gewoba als kommunales Wohnungsunternehmen
erhalten, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD
und der CDU vom 8. November 2005, Drucksache
16/798.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit den Tages-
ordnungspunkten elf, Gewoba im Eigentum Bremens
absichern, und zwölf, Veräußerung der bremischen
Anteile an der Gewoba, vor.

Ich höre keinen Widerspruch. Die Bürgerschaft
(Landtag) ist damit einverstanden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur
Aussetzung des Tagesordnungspunktes sechs, Der
Kopenhagen-Prozess in der beruflichen Bildung, des
Tagesordnungspunktes 17, Handlungsbedarf auf-
grund des demographischen Wandels, des Tagesord-
nungspunktes 19, Ausgestaltung des Unterrichtsfachs
„Biblische Geschichte“ auf allgemein christlicher
Grundlage in Schulen im Land Bremen, des Tages-
ordnungspunktes 20, Ausbildungsquote in Unterneh-
men von ausländischen Bürgerinnen und Bürgern im
Lande Bremen, des Tagesordnungspunktes 23, Be-
reitstellung von Ausbildungsplätzen in öffentlichen
Einrichtungen, des Tagesordnungspunktes 24, Eltern-
Kind-Kuren, des Tagesordnungspunktes 25, Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Arbeitnehmer-
kammer im Land Bremen und des Tagesordnungs-

punktes 29, Notdienst und Bereitschaftsdienst bei der
Staatsanwaltschaft und den Gerichten.

Des Weiteren wurden Vereinbarungen getroffen
zur Verbindung von Tagesordnungspunkten, und zwar
der Tagesordnungspunkte elf, Gewoba im Eigentum
Bremens absichern, und zwölf, Veräußerung der
bremischen Anteile an der Gewoba, der Tagesord-
nungspunkte 26 und 27, hier handelt es sich um den
ersten Zwischenbericht des Standes der Umsetzung
des Gender-Mainstreaming-Prinzips in der bremi-
schen Verwaltung und Bericht und Antrag des Aus-
schusses für die Gleichberechtigung der Frau dazu,
und der Tagesordnungspunkte 37, Gesetz zur Anwen-
dung des Landesrechts bei der Eingetragenen Lebens-
partnerschaft, 38, Änderung der Geschäftsordnung
der Bremischen Bürgerschaft und Gesetz zur Ände-
rung der Landesverfassung der Freien Hansestadt
Bremen, und 39, Einsetzung eines nichtständigen
Ausschusses gemäß Artikel 125 der Landesverfassung,
sowie zur Vereinbarung von Redezeiten bei zwei
Tagesordnungspunkten.

Die Sitzung heute Mittag wird bis 15 Uhr unter-
brochen, um den Abgeordneten Gelegenheit zur Teil-
nahme an der Gedenkstunde für die Opfer der Reichs-
pogromnacht 1938 zu geben.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass zu
Beginn der Sitzung heute Nachmittag der Tagesord-
nungspunkt 34, hier handelt es sich um das Thema
„Aus den Affenversuchen aussteigen!“, aufgerufen
wird.

Zu Beginn der Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
morgen Nachmittag werden die miteinander verbun-
denen Tagesordnungspunkte 26 und 27, Erster Zwi-
schenbericht des Standes der Umsetzung des Gen-
der-Mainstreaming-Prinzips in der bremischen Ver-
waltung und Bericht und Antrag des Ausschusses für
die Gleichberechtigung der Frau dazu, und im An-
schluss daran der Tagesordnungspunkt sieben, Au-
ditierung Beruf und Familie im Konzern Bremen,
aufgerufen. Zu den Tagesordnungspunkten 26 und
27 ist interfraktionell vereinbart, gemäß Paragraph
28 der Geschäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft
die Landesfrauenbeauftragte als Sachverständige
hinzuzuziehen und sie während der Beratung zu
hören.

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, den
Tagesordnungspunkt neun, E-Government in Bremen
und Bremerhaven, für die November-Sitzung auszu-
setzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?
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Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir nun in
die Tagesordnung eintreten, möchte ich Ihnen mit-
teilen wie schon gestern in der Sitzung der Stadtbür-
gerschaft, dass die Fraktion der SPD in ihrer gestri-
gen Sitzung Herrn Dr. Carsten Sieling zu ihrem Vor-
sitzenden und unseren ehemaligen Kollegen Herrn
Frank Pietrzok zum Fraktionsgeschäftsführer gewählt
hat. Ich wünsche Ihnen beiden für Ihre verantwor-
tungsvolle Aufgabe alles Gute und guten Segen dieses
Hauses!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen sieben frist- und formgerecht eingebrachte
Anfragen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Ausbildung
in öffentlichen Einrichtungen“. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Frau Ziegert,
Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Ziegert!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: In welchen Berufsfeldern bilden das Aus-
und Fortbildungszentrum des bremischen öffentlichen
Dienstes, AFZ, und die Ausbildungsgesellschaft Bre-
men mbH, Abig, wie viele Jugendliche aus?

Zweitens: Wie hoch ist die Vergütung der Auszu-
bildenden in den einzelnen Berufsfeldern, gegebe-
nenfalls differenziert nach AFZ und Abig?

Drittens: Ist gewährleistet, dass durch die öffentli-
che Hand subventionierte Ausbildungsplätze nur
benachteiligten Jugendlichen zugute kommen und
nicht reguläre Ausbildungsplätze durch sie verdrängt
werden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu eins: Das Aus- und Fortbildungszentrum der
bremischen Verwaltung, AFZ, und die Ausbildungs-
gesellschaft Bremen mbH, Abig, bilden zurzeit jun-
ge Menschen in folgenden Berufsfeldern aus:

In dem Berufsfeld Wirtschaft und Verwaltung be-
finden sich zurzeit 234 Personen in der Ausbildung,
davon sind 155 weiblich. In dem Berufsfeld Metall-
technik werden 140 junge Menschen ausgebildet,
davon sind zwölf weiblich. In den Ausbildungsberufen
des Berufsfeldes Elektrotechnik einschließlich der IT-
Berufe werden zurzeit 50 junge Menschen ausgebil-
det, davon sind elf weiblich. In dem Berufsfeld Bau-
technik befinden sich 32 Personen in der Ausbildung,
davon sind 22 weiblich. 14 Personen werden in dem
Berufsfeld Holztechnik ausgebildet, davon sind sie-
ben weiblich.

In dem Berufsfeld Chemie, Physik und Biologie be-
finden sich zurzeit 34 Personen in der Ausbildung,
davon sind 22 weiblich. Fünf Auszubildende machen
ihre Ausbildung in dem Berufsfeld Drucktechnik,
davon sind vier weiblich. In dem Berufsfeld Farbtech-
nik und Raumgestaltung werden zurzeit 22 Personen
ausgebildet, davon sind neun weiblich. In dem Be-
rufsfeld Gesundheit befinden sich 30 ausschließlich
weibliche Auszubildende in einem Ausbildungsver-
hältnis. Insgesamt 90 Auszubildende machen ihre
Ausbildung in dem Berufsfeld Ernährung und Haus-
wirtschaft, davon sind 72 weiblich. Schließlich wer-
den noch 23 Personen in dem Berufsfeld Agrarwirt-
schaft ausgebildet, davon sind sechs weiblich.

Insgesamt werden zurzeit im AFZ 400 Auszubil-
dende, davon 237 weibliche, und in der Abig 274
Auszubildende, davon 113 Frauen, ausgebildet. Dieses
Verhältnis wird sich mittelfristig ändern, da alle nicht
bedarfsbezogenen Ausbildungsgänge gemäß Be-
schluss des Senats vom 5. Juli 2005 in der Abig aus-
gebildet werden.

Zu zwei: Die Höhe der Ausbildungsvergütungen
ist unabhängig von dem jeweiligen Berufsfeld. Die
Ausbildungsvergütung bei den Auszubildenden des
Aus- und Fortbildungszentrums des bremischen öf-
fentlichen Dienstes beträgt im ersten Ausbildungs-
jahr 617,34 Euro, im zweiten Ausbildungsjahr 666,15
Euro, im dritten Ausbildungsjahr 710,93 Euro und im
vierten Ausbildungsjahr 773,06 Euro. Die Auszubil-
denden der Ausbildungsgesellschaft Bremen mbH,
Abig, erhalten im ersten Ausbildungsjahr 415 Euro,
im zweiten Ausbildungsjahr 472 Euro, im dritten
Ausbildungsjahr 539 Euro und im vierten Ausbil-
dungsjahr 601 Euro.

Zu drei: Das Aus- und Fortbildungszentrum für den
bremischen öffentlichen Dienst, AFZ, und die Aus-
bildungsgesellschaft Bremen mbH, Abig, sind zen-
tral zuständig für die Ausbildung in den Dienststel-
len des bremischen öffentlichen Dienstes. Dabei
handelt es sich um Ausbildungsplätze nach dem
dualen System, die allen Ausbildungsplatzsuchenden
zugänglich sind. Da Ausbildungsfähigkeit eine Vor-
aussetzung für die Einstellung als Auszubildender ist,
müssen sich die Bewerber einem Auswahlverfahren
unterziehen. Dies gilt insbesondere für die Berufe des
öffentlichen Dienstes, da nach der Ausbildung eine
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Übernahme in den bremischen öffentlichen Dienst
angestrebt wird.

Um diese Ausbildungsfähigkeit herzustellen, führen
Abig und AFZ gezielt eine berufsvorbereitende Maß-
nahme zur Förderung der Einstellung von Jugend-
lichen durch, die aufgrund ihres Migrationshintergrun-
des bei der Ausbildungsplatzsuche benachteiligt sind.
Im Jahr 2004 betrug die Einstellungsquote von Mi-
granten 24 Prozent. Des Weiteren wird speziell für
junge Menschen, die durch gravierende Beeinträch-
tigungen erschwerte Chancen auf dem Ausbildungs-
markt haben, die Ausbildung in dem Beruf Hauswirt-
schaftshelfer angeboten mit 15 Einstellungen pro Jahr.

Bei der Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze
werden zunächst die vorhandenen Ausbildungska-
pazitäten des bremischen öffentlichen Dienstes ge-
nutzt. Zur Sicherstellung und weiteren Ausweitung
des Ausbildungsplatzangebotes ist es aber notwen-
dig, zusätzliche Ausbildungskapazitäten durch Ko-
operationen, insbesondere durch Verbundausbil-
dungsmaßnahmen mit Betrieben der Wirtschaft, zu
gewinnen. Aufgrund der festgelegten Kriterien für
die Auswahl der Betriebe und der engen Zusammen-
arbeit sowie Abstimmung mit den zuständigen Kam-
mern ist eine Verdrängung von Ausbildungsplätzen
in der Wirtschaft so gut wie ausgeschlossen. Dies wird
dadurch sichergestellt, dass die an der Verbundmaß-
nahme teilnehmenden Betriebe bislang in dem je-
weiligen Ausbildungsberuf noch nicht, nicht mehr
oder noch nicht in diesem Umfang ausgebildet ha-
ben beziehungsweise allein die erforderlichen Aus-
bildungsinhalte nicht vermitteln können. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Zunächst einmal noch zu
der Frage der benachteiligten Jugendlichen! Wenn
ich mich recht erinnere, war einmal in der Überle-
gung, als die Abig gegründet wurde, dass insbeson-
dere für benachteiligte Jugendliche zusätzliche Aus-
bildungsplätze geschaffen werden. Insofern bin ich
jetzt etwas erstaunt, dass Sie sagen, dass sie sich so-
zusagen auf dem ganz allgemeinen Ausbildungsmarkt
bewegen. Das erst einmal nur als Feststellung! Se-
hen Sie nicht auch ein Problem darin, dass es unter-
schiedliche Vergütungen im AFZ und in der Abig gibt?
Wenn ich das jetzt richtig verstehe, dass die Ausbil-
dungsplätze im AFZ zugunsten der Abig zurückge-
führt werden, dann bedeutet das ja auch eine Ver-
gütungsabsenkung für die Auszubildenden. Ist das
so?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Die Thematik ist etwas um-
fassender zu sehen. Wir alle kennen die dramatische
Ausbildungsplatzsituation, dass wir es in der Wirt-

schaft und auch im öffentlichen Bereich nicht ausrei-
chend schaffen, den jungen Menschen ausreichend
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen. In dem
Zusammenhang gab und gibt es erfreulicherweise
verschiedene Initiativen, ob es nun die Handelskam-
mer zusammen mit dem Senat ist, aber auch das, was
wir im Bereich der öffentlichen Hand tun, um zusätz-
liche Ausbildungsplätze zu schaffen.

Ein Weg dazu, wenn man die Situation im öffent-
lichen Dienst kennt, die ja nicht von Zuwächsen
gekennzeichnet ist, sondern eher von Abbau, ist, über
eine Verbundausbildung Ausbildungsplätze zu schaf-
fen. Ich sage Ihnen auch meine persönliche Auffas-
sung dazu: Es muss darum gehen, Ausbildungsplät-
ze zu schaffen. Die betriebliche Wirklichkeit ist schon
so, dass, wenn Sie sich einmal im tarifvertraglichen
Bereich außerhalb des öffentlichen Dienstes umschau-
en, in der Wirtschaft tarifvertraglich abgesichert die
unterschiedlichsten Ausbildungsvergütungen gezahlt
werden. Es gibt keine einheitliche Ausbildungsver-
gütung.

In dem Zusammenhang geht es hier darum, mit
dieser Maßnahme zusätzliche Ausbildungsplätze zur
Verfügung zu stellen. Ich denke, das ist den Betei-
ligten in hervorragender Weise gelungen, die auch
mit großem persönlichen Engagement, das möchte
ich an dieser Stelle auch noch einmal unterstreichen,
mit großem Einsatz diese Betriebe, die kooperieren,
gefunden haben. Das wird ausgebaut.

Es ist natürlich immer sehr schön, wenn man mög-
lichst hohe Vergütungen zahlen kann, das Höchste
ist natürlich immer am besten. Man muss aber auch
in der jetzigen Situation Realist sein, und ich denke,
dass das vor diesem Hintergrund so zu vertreten ist,
weil wir in der Tat zusätzliche Ausbildungsplätze
geschaffen haben, jungen Menschen eine Chance
gegeben haben, eine Ausbildung zu machen und
damit in ein Berufsleben einzusteigen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Was die Berufsfelder
betrifft, die Sie in den einzelnen Berufsfeldern auf-
gezählt haben: Wonach richten sie sich? Richten sie
sich nach den zusätzlichen Ausbildungskapazitäten,
das hatten Sie am Anfang einmal gesagt, die im öf-
fentlichen Dienst vorhanden sind, oder richten sie sich
nach der Nachfragestruktur der Bewerber oder nach
Angeboten aus den Betrieben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Wir haben hier zwei Berei-
che. Das ist einmal die Ausbildung für den öffentli-
chen Dienst. Da, wo wir Bedarfe haben, können wir
Auszubildende auch übernehmen. Daneben betäti-
gen wir uns mit der Verbundausbildung in klassischen
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Berufsfeldern. Da richten wir uns ganz normal nach
der Verordnung „Berufsgrundbildungsjahr – Anrech-
nungsverordnung gewerbliche Wirtschaft“, wo das
relativ genau definiert ist. Wir operieren da mit den
dort anerkannten gängigen und anerkannten Aus-
bildungsberufen.

Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch einer
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Aber daraus erklären sich
eigentlich nicht die sehr unterschiedlichen Kapazi-
täten, zum Beispiel Metallberufe oder Hauswirtschaft
oder Ähnliches!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das hat natürlich auch damit
etwas zu tun, wo wir Kooperationspartner finden, die
Jugendlichen müssen ja ausgebildet werden, wir
müssen auch Betriebe in dieser Verbundvereinbarung
finden. Das hängt insofern auch vom Markt ab, es
hängt von der Nachfrage ab, also, das steuert es.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Noch einmal zur Zusätz-
lichkeit! Ich stimme Ihnen erst einmal zu, es kommt
darauf an, zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaf-
fen, und es ist auch sehr verdienstvoll, dass Sie auf
diese Weise einen Weg dazu gefunden haben. Trotz-
dem ergibt sich immer wieder leicht, wenn man mit
solchen Anreizen letztlich auch für Betriebe arbei-
tet, dass das auf Kosten regulärer Ausbildungsplät-
ze geht. Das haben wir bei anderen Maßnahmen wie
Praktikumsplätzen und so weiter auch schon erleben
müssen.

Sie haben ja jetzt die gängigen Maßstäbe schon
angelegt, Betriebe, die vorher noch nicht ausgebil-
det haben oder nicht mehr ausbilden oder über die
bisherige Kapazität ausbilden! Sehen Sie nicht trotz-
dem die Gefahr, dass der Anreiz, regulär auszubil-
den, für Betriebe geringer wird, wenn man letztendlich
doch die Möglichkeit findet, durch solche Verbund-
ausbildung einen Ausbildungsplatz günstiger anbie-
ten zu können? Sind vielleicht auch Ideen in Ihrer
Behörde dazu vorhanden, dass für die Betriebe ein
gewisser Ausstieg gefunden wird, dass man also sagt,
dass die Betriebe dann vielleicht nach drei Jahren oder
sechs Jahren Verbund auch einmal eigenständig
Ausbildungsplätze anbieten? Sonst besteht die Ge-
fahr, dass wir immer mehr letztlich doch zumindest
teilweise öffentlich finanzierte Ausbildungsplätze
bekommen.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: In der Tat ist natürlich nie
auszuschließen, dass wir Trittbrettfahrer haben, die

öffentliche Anreize ausnutzen, da stimme ich Ihnen
zu. Wir versuchen, das dadurch zu minimieren, in-
dem wir erstens Betriebe ansprechen und zu gewinnen
versuchen, die bislang einfach nicht ausgebildet
haben, die auch für den Ausbildungsmarkt nicht zur
Verfügung stehen würden, Betriebe, das kenne ich
aus der eigenen Erfahrung, die, wenn sie gut und
korrekt ausbilden wollen – darum geht es ja, es geht
darum, dass die jungen Menschen etwas lernen
während ihrer betrieblichen Ausbildung –, auch die
Abteilungen alle vorhalten und das gesamte Ausbil-
dungsbild im Betrieb abdecken und auch engagier-
te Mitarbeiter haben, die sich dieser jungen Leute
dann auch annehmen. Es nützt nichts, wenn sie als
Azubi im Betrieb sitzen und den Papierkorb auslee-
ren und am Ende nichts Richtiges gelernt haben.

Die Betriebe müssen Sie finden, das heißt, Sie
müssen die Betriebe auch in die Lage versetzen, das
zu tun. Da gibt es oftmals das Problem bei kleineren
Betrieben, dass sie die Hürden einfach scheuen, die
mit der Ausbildung zusammenhängen. Da ist auch
viel Verwaltung dabei, es müssen Verträge, Lohn- und
Gehaltsbuchhaltung gemacht werden, da muss die
ganze Abwicklung gemacht werden. Das ist das eine,
dort kann man unterstützen.

Das Zweite ist, dass Sie oftmals kleinere Betriebe
haben, die nicht zugelassen werden würden, weil sie
nicht das gesamte Angebot vorhalten. Da müssen
diese sowieso mit anderen Betrieben kooperieren.
Bestimmte Teile der Ausbildung werden dann in ei-
nem anderen Betrieb gemacht, der diese Abteilung
vorhält. Das muss organisiert werden, auch da leis-
ten wir die Hilfe, so gewinnen wir auch diese Betriebe.

Dann haben Sie andere Betriebe, die schlechte
Erfahrungen gemacht haben mit der Ausbildung und
Entsprechendes eingestellt haben. Diese versuchen
wir damit auch wieder dazu zu bringen auszubilden,
weil die Betriebe aus meiner persönlicher Überzeu-
gung und Erfahrung heraus auch etwas von der
Ausbildung haben. Es wird oftmals vergessen, dass
Betriebe davon profitieren, dass es ein wechselseiti-
ges Geben und Nehmen ist mit den jungen Menschen.
Dann versuchen wir natürlich auch, die einzelnen
Ausbildungsberufe zu wechseln, so dass nicht immer
derselbe Betrieb den gleichen hat, und wir versuchen,
es nicht auf eine dauerhafte Schiene zu setzen.

Wir haben erst relativ neu damit angefangen, und
wir müssen das natürlich in den nächsten Jahren
zunehmend im Auge behalten, damit wir nicht die
regulären Ausbildungsplatzsituationen damit erset-
zen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. Frau Z i e g e r t  [SPD]: Nein,
danke!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.
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Wir kommen zur zweiten Anfrage. Sie befasst sich
mit dem Thema „Vogelgrippe: Kontrollen an den
Grenzen“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Frau Tuczek, Karl Uwe Oppermann,
Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Tuczek!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Maßnahmen werden im Lande Bremen zur
Abwehr der Vogelgrippe und des illegalen Transports
von Lebensmitteln und Geflügel getroffen?

Welche Kontrollen werden an den Grenzkontroll-
stellen durchgeführt?

Welche Erkenntnisse hat der Senat über illegale
Transporte von Lebensmitteln und Geflügel?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat stellt fest, dass es in der
Freien Hansestadt Bremen sowie in ganz Deutsch-
land zum jetzigen Zeitpunkt keine Hinweise auf an
Vogelgrippe erkrankte Vögel gibt und sich daher kein
unmittelbares Risiko für die tierische oder mensch-
liche Gesundheit sowie in Bezug auf die Lebensmit-
telsicherheit der im Handel befindlichen Geflügel-
fleischprodukte ergibt.

Präventivmaßnahmen und im Ereignisfall auch die
notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung der Tier-
seuche sind in Deutschland über das Tierseuchen-
gesetz in Verbindung mit der Geflügelpestverordnung
sowie der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverord-
nung und begleitend mit einer Eilverordnung des
Bundes einheitlich vorgegeben. Diese Rechtsvorschrif-
ten stehen im Einklang mit den Vorgaben der Euro-
päischen Gemeinschaft und sind auf die nationalen
Gegebenheiten angepasst.

Das Land Bremen hat in Abstimmung mit den an-
deren Ländern präventive Maßnahmen getroffen, die
sich aus der Risikobewertung des Friedrich-Löffler-
Instituts, dem nationalen Referenzlabor für Tierseu-
chen, ableiten. Hierzu gehört insbesondere die Über-
wachung des seit dem 22.10.2005 verordneten Auf-
stallungsgebotes für Hausgeflügel sowie die ent-
sprechende Aufklärung und Beratung der Geflügel-
halter durch den Lebensmittelüberwachungs-, Tier-
schutz- und Veterinärdienst des Landes Bremen. Da-
rüber hinaus ist mit dem Senator für Bau, Umwelt und
Verkehr sowie Vertretern der Jägerschaft ein inten-
siver Informationsaustausch über mögliche Auffällig-
keiten bei den in Bremen und Bremerhaven gelege-
nen Brut- und Rastplätzen für Wildvögel vereinbart
worden.

Der Senat weist darauf hin, dass es für den Tier-
seuchenfall „Geflügelpest“ bereits einen Notfallplan
gibt, der jedoch erst dann aktiviert wird, wenn eine
unmittelbare Betroffenheit im Land Bremen real zu
befürchten ist oder festgestellt wird.

Zu Frage zwei: In den Häfen werden über die
Grenzkontrollstellen Bremen und Bremerhaven ins-
besondere die Einfuhren von Geflügelfleisch verstärkt
kontrolliert. Ziel ist es, die Einhaltung der EU-Ein-
fuhrverbote von Geflügel und Geflügelprodukten aus
bestimmten Ländern zu überprüfen. Verstöße gegen
die Einfuhrverbote sind bisher nicht festgestellt wor-
den. Kontrollen des Handgepäcks von Personal aus-
ländischer Hochseeschiffe werden risikobasiert bei
Landgängen in Bremen und Bremerhaven ebenfalls
verstärkt vom Zoll vorgenommen.

Die Kontrollen am Flughafen Bremen beziehen sich
primär auf das private Reisegepäck. Der Zoll hat in
Abstimmung mit dem Senator für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales die Stichproben-
kontrolle deutlich erhöht. Darüber hinaus sind gezielte
so genannte Hundertprozent-Kontrollen in Zusam-
menarbeit mit dem Lebensmittelüberwachungs-,
Tierschutz- und Veterinärdienst des Landes Bremen
für Direktflüge aus Risikoländern vorgesehen. Derzeit
betrifft dies ausschließlich Direktflüge aus der Tür-
kei.

Die Flughafengesellschaft begleitet die Maßnah-
men durch im Flughafen ausgehängte mehrsprachige
Informationsblätter des Bundesministeriums für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft für
Reisende. Im Landreiseverkehr aus osteuropäischen
Ländern, bei dem Bremen als Endpunkt angefahren
wird, ergeben sich keine besonderen Maßnahmen
hier vor Ort, da der Zoll durch mobile Einsatzkom-
mandos bereits auf den Routen im Bereich der östli-
chen Bundesgrenze Kontrollen durchführt.

Zu Frage drei: Am Flughafen Bremen wurden im
August 2005 rund 32 Kilogramm und im September
2005 rund 48 Kilogramm veterinärrelevante Produkte
beschlagnahmt und vernichtet. Hierbei handelte es
sich um Fleisch- und Wurstwaren sowie Milchpro-
dukte, zum Beispiel Käse aus dem privaten Reisege-
päck von Passagieren, die aus Eritrea, Thailand,
Taiwan, Türkei, Tunesien und Vietnam in Bremen
angekommen sind. Bei der am 21. Oktober 2005
durchgeführten Hundertprozent-Kontrolle eines Tür-
kei-Direktfluges wurden 78 Kilogramm veterinärre-
levante Produkte beschlagnahmt und vernichtet.

Erkenntnisse über illegale gewerbliche Einfuhren
von Lebensmitteln, insbesondere Geflügel oder Ge-
flügelfleischerzeugnisse, aus Risiko-Drittländern lie-
gen dem Senat nicht vor.

Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Tuczek (CDU): Man konnte der Zeitung
entnehmen, dass insbesondere wegen der Gefahr der
illegalen Einfuhr von Geflügelfleisch die Transporte
kontrolliert werden sollten, insbesondere an den
Grenzkontrollstellen. Jetzt haben Sie gesagt, dass Sie
das auch verstärkt haben, insbesondere auch auf
Geflügelfleisch. Nun gehe ich einmal davon aus, dass
illegale Transporte nicht gerade gekennzeichnet sind.
Sie werden ja sicher so eingeschleust werden. Dann
würde mich einmal interessieren: Was heißt das, die
verstärkte Kontrolle? Haben Sie 30 oder 40 Prozent
mehr oder haben Sie die Personen verdoppelt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ich habe gerade ausgeführt, dass
mit unterschiedlichen Maßnahmen hier verstärkt
vorgegangen wird. Der Zoll führt verstärkt Kontrol-
len durch, also mehr als sonst üblich, und wir haben
diese so genannten Hundertprozent-Kontrollen an den
Flughäfen. Das ist ja auch keine übliche Maßnahme,
dass jeder und jede zu 100 Prozent untersucht wird,
und zwar sehr sorgfältig, und das, was als Ergebnis
dabei herausgekommen ist, ist hier sehr detailliert
aufgeführt. Das heißt, es ist schon ein erheblich hö-
herer Untersuchungs- und Überprüfungsaufwand, der
hier geleistet wird, als, ich sage einmal, zu norma-
len Zeiten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Eine Frage habe ich noch!
Können Sie mir sagen, wie dicht der Kontakt sein
muss, dass man sich mit dem Virus HVN 1 ansteckt?
Ich will auch einmal sagen, warum ich das frage: Hier
in Bremen haben wir am Rathaus das Bratwurstglöckl.
Da fliegen viele Tauben herum. Wenn diese sich jetzt
infizieren würden durch Kot oder wie auch immer,
die anderen Tiere werden auch deswegen alle ein-
gesperrt, kann dadurch eine Übertragung auf den
Menschen erfolgen, oder kann man das ausschlie-
ßen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Erstens sollen Tauben sowieso
sehr resistent sein, was die Übertragung von Vogel
zu Vogel betrifft, und zweitens ist es jetzt immer noch
eine Situation, dass dieses Virus von Vogel zu Vogel
übertragen wird oder, wenn Menschen direkt mit
Vögeln in Verbindung gekommen sind, auf einzel-
ne Menschen. Ein Fall, in dem das Virus von Mensch
zu Mensch übertragen worden ist, liegt noch nicht
vor. Insofern ist wirklich darauf zu achten, dass wir
sehr sorgfältig mit den Informationen umgehen und
auch nicht Ängste schüren, die nicht berechtigt sind.
Hier braucht sich sicherlich in Bremen niemand Sor-

gen zu machen, wenn er auf den Marktplatz geht und
zufällig mit einer Taube in Kontakt kommt.

(Abg. Frau T u c z e k  [CDU]): Danke
schön!)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage von der
Abgeordneten Frau Windler! – Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Windler (CDU): Frau Senatorin, gibt es
Erkenntnisse darüber, wie viel Hobbyzüchter, Hob-
bygeflügelzüchter wir in Bremen haben? Wie ist
gewährleistet, dass auch diese Hobbyzüchter ihre
Tiere wegsperren?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Die Hobbyzüchter sind selbst-
verständlich genauso verpflichtet, die Richtlinien,
Vorgaben und gesetzlichen Bestimmungen einzuhal-
ten wie alle anderen auch, und sie werden, wenn wir
Hinweise haben, dass dagegen verstoßen wird, ge-
nauso kontrolliert und genauso mit Sanktionen be-
lastet wie gewerbliche Geflügelhalter.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Windler (CDU): Aber es gibt keine Sta-
tistik, die Hobbygeflügelzüchter erfasst?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ich bin jetzt nicht in der Lage,
Ihnen zu sagen, wie viele Hobbygeflügelzüchter wir
im Land Bremen haben. Ich glaube auch nicht, dass
wir eine Statistik darüber haben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Windler (CDU): Frau Senatorin, meinen
Sie, dass es wichtig ist, diese Statistik irgendwann an-
zulegen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Da müsste ich mich einmal mit
meinem Kollegen unterhalten, der für Landwirtschaft
zuständig ist. Das kann ich jetzt aus meiner Ressort-
zuständigkeit so nicht beurteilen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Se-
natorin, es schließt an die beiden Fragen meiner
Vorrednerinnen an! Ist es richtig, dass, wie Sie es auch
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schon angedeutet haben, es bislang keinen Fall gab,
wo eine Infektion von Tauben passiert ist beziehungs-
weise nur unter sehr erschwerten Bedingungen im
Forschungslabor und es deshalb keine Aufstallungs-
pflicht beispielsweise für Hobbytaubenzüchter gibt?
Das heißt, wenn man in seiner direkten Nachbarschaft
einen Taubenschlag hat, fliegen diese Vögel auch
weiterhin frei herum, und man braucht sich weder
Sorgen um seine eigene Gesundheit zu machen noch
muss man versuchen, diesen Nachbarn womöglich
wegen Gesetzesverstößen anzuzeigen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: So ist es! Ich habe hier gerade
auch noch einmal den aktuellen Bericht der WHO,
die ja immer genau erfasst, wo welcher Vogel wann
auffällig geworden ist. Da gibt es alle möglichen
Vogelarten, aber eine Taube ist bis jetzt in diesen
Berichten der WHO noch nicht vorgekommen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Softairwaffen
und Waffenimitate“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Herderhorst, Perschau und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Herderhorst!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwieweit sind nach Erkenntnissen des Senats auf
dem Gebiet der Anscheins- und Softairwaffen Fort-
schritte hinsichtlich des Verbots oder einer anderen
einschränkenden Regelung erreicht?

Welches Ergebnis hatte der Vorstoß des Landes
Baden-Württemberg in der letzten Sitzung der Innen-
ministerkonferenz?

Welche weiteren Maßnahmen wird der Senat er-
greifen, um rasch zu Regelungen zu kommen, die die
Gefahrenpotentiale bei den Softair-/Anscheins- und
Waffenimitaten mindern beziehungsweise beseitigen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Die Konferenz der Innenminister und -senatoren
der Länder hat sich auf ihrer Sitzung am 23./24. Juni
2005 mit der Thematik von Softairwaffen und An-
scheinswaffen befasst. Sie hat das Bundesministeri-
um des Innern aufgefordert, der Konferenz zu ihrer
Herbstsitzung abschließend über die Frage zu berich-
ten, ob Gegenstände, die von der Europäischen Spiel-
zeugrichtlinie erfasst und mit einem CE-Kennzeichen
versehen sind, vom Waffengesetz erfasst sind.

Ferner hat die Innenministerkonferenz das Bun-
desministerium des Innern gebeten, eine Änderung
des Waffenrechts mit dem Ziel in die Wege zu lei-
ten, das Führen von solchen Softairwaffen, die ihrer
äußeren Form nach den Anschein einer vollautoma-
tischen Kriegswaffe oder einer erlaubnispflichtigen
Schusswaffe hervorrufen, zu verbieten. Außerdem soll
in gleicher Weise auch das Führen von Schusswaf-
fen, die ihrer äußeren Form nach den Anschein ei-
ner vollautomatischen Kriegswaffe hervorrufen, so-
wie das Führen entsprechender Nachbildungen in
gleicher Weise verboten werden. Das Bundesminis-
terium des Innern ist zudem um Prüfung der Frage
gebeten worden, ob in das Verbot des Führens der
genannten Waffen auch Anscheinswaffen einbezo-
gen werden können, von denen unvertretbare Sicher-
heitsrisiken ausgehen.

Die Innenministerkonferenz wird sich auf ihrer
Herbstsitzung erneut mit der Thematik befassen. Ob
weitere Schritte durch den Senat zu veranlassen sind,
ist nach den Ergebnissen der Konferenz zu entschei-
den. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft den Anteil Bremerha-
vens an eingespartem Wohngeld. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Schmidtmann,
Dr. Güldner, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Schmidtmann!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch wird etwa der Betrag sein, den
das Land Bremen wegen der Hartz-Reformen an nicht
mehr zu zahlendem Wohngeld im Jahr 2005 einspa-
ren wird?

Zweitens: Welchen Anteil daran haben die Einspa-
rungen, die durch Wegfall der Wohngeldzahlungen
an Bremerhavener Haushalte entstehen, und wie
wurde dieser Anteil ermittelt?

Drittens: Wann wird Bremerhaven seinen Anteil
dieser Ersparungen aus dem Bremer Haushalt erhal-
ten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu eins: Bei der Anfang des Jahres 2005 vorgenom-
menen Schätzung der Hartz-IV-Effekte durch die
bremischen Fachressorts wurde für das Jahr 2005 im
Rahmen des ersten Nachtragshaushaltes ein Betrag
von zirka 17,6 Millionen Euro, Landesanteil Wohn-
geld, vom Senator für Bau, Umwelt und Verkehr als
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Einsparbetrag ermittelt. Im Rahmen der Vorbereitun-
gen für den zweiten Nachtragshaushalt wurden die
voraussichtlichen Hartz-IV-Effekte auf Basis der
derzeitigen Entwicklung erneut überprüft. Der Se-
nat geht bei seinen Berechnungen von einer weite-
ren Minderausgabe beim Landeswohngeld in Höhe
von zirka 7,5 Millionen Euro aus, so dass nach jetzi-
gem Kenntnisstand die Wohngeldeinsparungen in
2005 zirka 25,1 Millionen Euro betragen werden. Der
genaue Ist-Wert wird erst zum Jahresende endgül-
tig feststellbar sein.

Zu zwei: Rechnerisch entfallen auf Bremen zirka
79 Prozent und zirka 21 Prozent auf Bremerhaven.
Diese Aufteilung wurde durch Heranziehung der
Ausgabeanteile der Wohngeldzahlungen in den bei-
den bremischen Stadtgemeinden der letzten fünf
Jahre ermittelt. Von den unter Punkt eins genann-
ten zirka 17,6 Millionen Euro und zirka 7,5 Millio-
nen Euro entfällt somit ein rechnerischer Betrag in
Höhe von zirka 3,7 Millionen Euro und zirka 1,6
Millionen Euro – also insgesamt 5,3 Millionen Euro
– auf Einsparungen bei den im Landeshaushalt  Bre-
merhaven veranschlagten Wohngeldzahlungen. Der
endgültige Betrag steht jedoch erst zum Jahresende
fest.

Zu drei: Der Senat hat den Senator für Bau, Um-
welt und Verkehr und den Senator für Finanzen ge-
beten, die Lösung des Problems dem Senat vorzu-
schlagen. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wann
wird das denn sein? Das würde mich einmal inter-
essieren! Bremerhaven wartet ja sicherlich auch auf
das Geld.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das wird in diesem Jahr
erfolgen. Wir müssen, wie gesagt, den Betrag exakt
quantifizieren. Wir haben vor, das in diesem Jahr zu
machen. Wenn der Betrag nicht endgültig feststeht,
kann man zum Beispiel auch mit Abschlägen arbei-
ten und dann eine endgültige Fixierung am Ende
machen. Wir haben also vor, das in diesem Jahr ab-
zuwickeln.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf Patriotismus
und Integration an Schulen im Lande Bremen. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Rohmeyer, Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

In welcher Form werden an den Schulen der Pri-
mar- und Sekundarstufe I im Lande Bremen Entste-
hung, Text und Melodie sowie die politische und
historische Bedeutung der Nationalhymne behandelt?

Welche Chancen und Möglichkeiten sieht der Senat
in einer vertieften Behandlung der Nationalhymne
bereits in der Grundschule?

Welche Unterrichtseinheiten sind momentan in den
Lehrplänen zu den Themen Patriotismus und Inte-
gration vorgesehen, und kann sich der Senat weite-
re Maßnahmen vorstellen, deren Umsetzung Patri-
otismus und Integration stärken würden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Bildung und Erziehung sind den im
Grundgesetz und der Landesverfassung formulier-
ten und vom Schulgesetz aufgenommenen Werten
verpflichtet. Auf dieser Grundlage geben die päda-
gogischen Leitideen der Rahmenpläne aller Fächer
und Stufen Vorgaben für eine gemeinsame Bildungs-
und Erziehungsarbeit. So ist im Musikunterricht die
Begegnung und Auseinandersetzung mit Musik in
ihrer historischen Dimension enthalten. Wie kein
anderes Fach verbindet das Fach Musik den fachli-
chen Gegenstand mit emotionalem Erleben und trägt
durch Auseinandersetzung mit Kulturgütern zur
Entwicklung der Persönlichkeit und Identität bei.
Deshalb kann der Unterricht in diesem Fach in bei-
den Schulstufen die Geschichte und die Bedeutung
des Deutschlandliedes bewusst machen. Dies ge-
schieht in der Schule besonders im Kontext national
bedeutsamer Ereignisse und Feiertage.

Im Geschichtsunterricht der Sekundarstufe I kann
der Inhalt des Deutschlandliedes im Zusammenhang
mit der bürgerlichen Revolution Mitte des 19. Jahr-
hunderts unter den Aspekten der Menschenrechte
und der Entwicklung der Nationalstaaten bearbei-
tet werden. Die Behandlung beider Themen ist ver-
bindlich vorgeschrieben.

Zu Frage zwei: Eine altersgemäße Begegnung mit
dem  Deutschlandlied  wird  im  Musikunterricht  der
Grundschule dazu beitragen, ein erstes Verständnis
von der Geschichte des Deutschlandliedes und seiner
Bedeutung als Nationalhymne zu gewinnen. Den Schü-
lerinnen und Schülern kann schon in dieser Alters-
stufe verdeutlicht werden, dass im Laufe der vergan-
genen Jahrzehnte die dritte Strophe des Liedes mit
der Musik von Haydn als Hymne im Bewusstsein der
Bevölkerung fest verankert ist. Sie hat sich als Sym-
bol bewährt und wird im In- und Ausland gespielt,
gesungen und geachtet, was viele Kinder auch be-
sonders von sportlichen Ereignissen her wissen. Sie
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bringt demokratische Werte zum Ausdruck, denen
wir uns als Deutsche, als Europäer und als Teil der
Völkergemeinschaft verpflichtet fühlen. So kann die
Hymne auch junge Kinder in ihrer Identitätsbildung
unterstützen.

Zu Frage drei: Ausgangspunkt für die Entfaltung
von patriotischem Bewusstsein im Sinne eines ebenso
selbstbewussten wie toleranten Verständnisses vom
respektvollen Neben- und Miteinander der Völker
sind die Wertvorstellungen der Grundrechte im Grund-
gesetz. Diese Werte müssen nach Auffassung des
Senats den Schülerinnen und Schülern in vielfälti-
gen Themenbereichen – auch anlassbezogen – im
Unterricht vermittelt werden.

Im Rahmenplan Welt/Umwelt/Gesellschaft bezie-
hen sich die Themenfelder „Gesellschaften und ihre
Wertesysteme“ und „Ursprünge politisch-gesellschaft-
licher Strukturen“ auf die Wertvorstellungen der
Grundrechte und tragen nach Auffassung des Senats
entscheidend zur Förderung der Wertschätzung un-
serer Verfassung bei. Themen wie „eigene und fremde
Werte und Traditionen“ für die fünfte und sechste
Klasse und „Probleme der Migration“, „Probleme der
Integration“ für die Klassen sieben bis zehn sind dazu
geeignet, auch Schülerinnen und Schüler aus Fami-
lien mit Migrationshintergrund zu öffnen für ein po-
sitives Verhältnis zu unserem Land und der Gesell-
schaft, in der sie leben.

Die in den Grundrechten enthaltenen Wertvorstel-
lungen fließen in Unterrichtseinheiten, die im Rah-
men von Lehrerfortbildung entwickelt und im Unter-
richt der unterschiedlichen Schulstufen eingesetzt
werden, ein. Außerdem wird der Senator für Bildung
und Wissenschaft darauf hinwirken, dass vor dem Tag
der Deutschen Einheit in den Schulen in Unterrichts-
projekten das Problem der Integration von Menschen
mit unterschiedlicher gesellschaftlicher und politischer
Sozialisation behandelt wird.

Schließlich werden die Schulen aufgefordert, die-
se Thematik über den Unterricht hinaus in ihr Schul-
leben zu integrieren, indem sie entsprechende Pro-
jekte und Veranstaltungen für Eltern, Schülerinnen
und Schüler und Lehrkräfte durchführen. – Soweit
die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Ja! Herr Senator, zunächst
möchte ich Ihnen, auch im Namen der gesamten CDU-
Fraktion, unseren Dank für diese sehr gute Antwort
und die aufgezeigten Maßnahmen ausdrücken. Ich
habe nur eine Nachfrage, denn Sie haben ja sowohl
zu Frage zwei als auch zu Frage drei Maßnahmen dar-
gestellt: Wann ist mit einem Beginn der Umsetzung
dieser Maßnahmen zu rechnen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wenn ich den Schulalltag richtig
interpretiere, wird das mehr oder weniger bereits jetzt
umgesetzt, und ich glaube, dass die Schülerinnen und
Schüler in vielfältiger Art und Weise mit diesem The-
ma konfrontiert werden. Das ist genau so, wie ich es
Ihnen hier sehr ausführlich vorgetragen habe, heu-
te der Alltag. Insbesondere, wie ich hier betont habe,
ist es bei Sportveranstaltungen absolut üblich und ein
sehr geeigneter Weg, auch den Kindern der Grund-
schule jetzt schon derartige Dinge und auch die da-
mit verbundenen Werte in unserem Land zu vermit-
teln.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Ich
möchte den Senat fragen: Haben wir in unserem
Schulwesen eigentlich keine dringenderen Proble-
me als dieses gerade behandelte?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wir haben eine Vielzahl von Pro-
blemen, aber ich habe hier eine Frage eines Abge-
ordneten ordnungsgemäß zu beantworten, und das
habe ich entsprechend getan.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Hat
der Senat zur Kenntnis genommen, dass in Bremer-
haven eine dort ansässige Zeitung eine Umfrage unter
den Lesern gemacht hat, ob sie es für vordringlich
halten würden, die Nationalhymne im Unterricht zu
lernen und dass das Ergebnis dabei war, dass 75 Pro-
zent gesagt haben, dass sie es nicht für vordringlich
hielten und 25 Prozent es für vordringlich hielten an-
gesichts des Zustandes unseres Schulwesens in Bre-
men und Bremerhaven?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich habe das soeben zur Kennt-
nis genommen. Ansonsten interessieren mich derar-
tige Dinge nicht so sehr. Wichtig ist, was wir als Po-
litiker nach ausführlicher Betrachtung von Problemen
entscheiden, nicht irgendwelche TED-Umfragen. Die
sind meistens nicht so sehr zielführend.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Der
Vorteil dieser Umfragen ist, dass die Bürger zu Wort
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kommen und nicht nur die Politik. Das ist manchmal
gar nicht schlecht!

(Lachen bei der CDU)

Diesen kleinen Vorteil haben diese Umfragen, dass
man die Menschen auch einmal fragt!

Ich habe noch eine letzte Frage: Ist dem Senat
bekannt, dass in letzter Zeit ähnliche Vorstöße der
CDU-Fraktionen in einigen Landtagen, von Sachsen
ausgehend, gemacht worden sind und dass die Dis-
kussion darüber auch in der Öffentlichkeit geführt
worden ist, dass es vor allen Dingen nicht darum geht,
die jetzt vom Senat, wie ich auch finde, in sehr löb-
licher Weise aufgezählten Werte zu vermitteln, son-
dern darum, den Kampf um den Begriff Patriotismus
mit rechten Parteien zu führen und dort wieder eine
Vormachtstellung zu erlangen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich sage ausdrücklich, ich finde
die Beantwortung dieser Frage ausgesprochen po-
sitiv, weil sie nicht nur auf den Begriff des Patriotis-
mus und die damit verbundenen Werte eingeht, son-
dern auf die Verbindung der Integration. Deshalb kann
ich nur sagen, ich stehe inhaltlich genau dazu. Was
in Sachsen diskutiert wird, steht auf einem völlig
anderen Blatt. Ich stehe zu der Position, die wir hier
gemeinsam erarbeitet haben.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Titt-
mann!

Abg. Tittmann (DVU): Herr Senator Lemke, kön-
nen Sie bestätigen, dass man solche TED-Umfragen
auch manipulieren kann? Hier war auch der Name
Beckmeyer einmal im Gespräch, der durch eine Te-
lefonaktion dafür gesorgt hat, dass die Umfrage ganz
anders aussieht.

Zweitens wollte ich Sie fragen: Können Sie als Se-
nator des Landes Bremen bestätigen, dass, unser
Deutschlandlied besteht aus drei Strophen, die ers-
te Strophe, Deutschland, Deutschland über alles, eben
nicht verboten ist, wie es meistens den Jugendlichen
immer propagiert wird? Das sind meine Fragen!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Zu der Frage der TED-Umfragen
verweise ich auf das, was ich eben dazu gesagt habe,
dass es nicht immer zielführend ist. Zur Frage, ob die
erste oder zweite Strophe verboten ist: Sie sind nicht
verboten, aber unsere Nationalhymne besteht aus der
dritten Strophe.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Roh-
meyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, mein direk-
ter Vorredner gibt mir die Gelegenheit nachzufragen
oder darauf hinzuweisen, wie wichtig es ist, die Ent-
stehung und Bedeutung der Nationalhymne, auch der
ersten Strophe, darzustellen, damit eben rechte Rat-
tenfänger in Deutschland gerade bei jungen Leuten
keine Chance mehr haben, damit man ihnen näm-
lich frühzeitig erklärt, woher die Formulierung von
Hoffmann von Fallersleben kam, dass das nichts mit
irgendeinem Herrenmenschentum oder Ähnlichem
zu tun hat, das rechtsradikale und rechtsextreme
Parteien in Deutschland verbreiten!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Herr Senator, meine Frage, weshalb ich noch einmal
hier stehe, bezog sich auf die Fragen des Abgeord-
neten Dr. Güldner. Herr Senator, sind Sie mit mir der
Auffassung, dass es auch gerade vor dem Hintergrund,
was wir zurzeit aus Frankreich mitbekommen, und
auch der Integrationsprobleme, die wir innerhalb
unseres Landes haben, ganz besonders wichtig ist,
dass man auch durch die Vermittlung von nationa-
len Symbolen, zu denen eben auch die Nationalhymne
gehört, die Integration voranbringt und dass es eben
wichtig ist, dass wir dann zugewanderte junge Men-
schen eben auch mit den Symbolen ihrer neuen
Heimat verbinden und das eben auch im Rahmen des
Schulunterrichts bei der Nationalhymne eine Mög-
lichkeit ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich weiß nicht, ob das jetzt nicht
den Rahmen einer Fragestunde sprengt. Ich will mich
aber trotzdem bemühen, Ihnen darauf zu antworten,
denn uns alle bewegt auch im Blick auf die kommende
Diskussion in der Aktuellen Stunde die Relevanz,
Entwicklungen gegenzusteuern, wie wir sie im Au-
genblick täglich oder nächtens in Frankreich erleben.
Alle unsere Maßnahmen, die wir in dem Bereich un-
ternehmen, müssen darauf abzielen, dass derartige
Vorkommnisse in unserem Land keine Chance ha-
ben. In dem Zusammenhang sage ich, dass man sehr
sorgfältig damit umgehen muss, um die Kinder und
Jugendlichen zueinander zu bringen und nicht etwa
durch Symbole etwas zu trennen, Symbole unseres
Landes, die Nationalhymne und auch unsere Flag-
ge und die Flaggen derjenigen, die dort in den Schulen
multikulturell vertreten sind. Wir können es nicht
verändern, es ist ein Fakt, und es ist ein guter An-
satz.

Ich erinnere in dem Zusammenhang an die freud-
volle Schilderung hier im Hause, als wir über die
Internationale Schule Bremen gesprochen und ge-
sagt haben, wie viele Nationen dort anwesend sind.
Wenn ich in diese Schule gehe, sehe ich, dass mit Stolz
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die Flaggen der einzelnen Nationen dort hängen, und
es ist schön, dass man dort gemeinsam stolz darauf
ist, dass so viele Nationalitäten zusammen sind. Das
wünsche ich mir für die ganze Stadt, für das ganze
Land.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Nur als Abschlussbemer-
kung, die Diskussion würde in der Fragestunde tat-
sächlich zu weit führen! Ich glaube aber, Herr Sena-
tor, wenn wir auch von der schriftlich gegebenen
Antwort des Senats ausgehen, dass wir hier ein Pro-
jekt anschieben können und das Thema Integration
vielleicht auch noch einmal intensiver in der Bildungs-
deputation beraten sollten.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wir werden das gleich in der
Aktuellen Stunde sehr ausführlich behandeln. Die
Frage der Integration ist nämlich ein zentrales The-
ma der Pisa-Auswertung.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Ist mir be-
kannt, deshalb habe ich es für die Deputa-

tion angekündigt!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Insol-
venzverschleppung bei der Bremer Theater GmbH?“.
Die Anfrage ist unterschrieben von dem Abgeordne-
ten Wedler, FDP.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich kann mir Bremen und Bremerhaven
nicht ohne ein Theater vorstellen. Ich muss aber
verlangen, dass die Theater wirtschaftlich ordentlich
arbeiten und dass sie mit den von der öffentlichen
Hand zur Verfügung gestellten Mitteln ordentlich
wirtschaften. Deshalb frage ich den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse liegen dem Senat
darüber vor, ob der Geschäftsführer der Bremer The-
ater GmbH die Voraussetzungen des Paragraphen 64
GmbH-Gesetz eingehalten hat?

Zweitens: Gibt es Vorermittlungen der Staatsan-
waltschaft, ob eine Insolvenzverschleppung vorlag
oder vorliegt?

Drittens: Seit wann hat der Senat Kenntnis davon,
dass die Bremer Theater GmbH ein strukturelles Fi-
nanzdefizit in Höhe von zirka vier bis fünf Millionen
Euro aufweist?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich diese kommunale Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat hat nach dem derzeiti-
gen Erkenntnisstand keine Anhaltspunkte, dass ge-
gen Paragraph 64 GmbH-Gesetz verstoßen wurde.
Mit der Unterzeichnung des Kreditvertrages am 2.
November 2005 ist eine mögliche Zahlungsunfähig-
keit abgewendet worden.

Zu Frage zwei: Nein!

Zu Frage drei: Dem Senat ist der Liquiditätsbedarf
in der Summe von 4,5 bis fünf Millionen Euro seit dem
11. Oktober 2005 bekannt. Ob und wieweit es sich
dabei um strukturelle Probleme handelt, werden erst
die abschließenden Bewertungen ergeben.

Präsident Weber: Herr Kollege Wedler, haben Sie
den Wunsch, eine Zusatzfrage zu stellen? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Ist es richtig, dass dem Senat
und damit auch den zuständigen Senatoren für Jus-
tiz und Kultur die Überschuldungssituation des Bre-
mer Theaters schon lange, mindestens aber seit An-
fang Juli dieses Jahres bekannt ist und dass es dazu
auch schon mehrere Gespräche zwischen den Sena-
toren für Finanzen, der Senatskanzlei und dem Kul-
tursenator unter Beteiligung der Geschäftsführung
des Bremer Theaters gegeben hat?

Präsident Weber: Herr Kollege Wedler, die Frage,
die Sie gestellt haben, haben wir eigentlich nur we-
gen der zweiten gestellten Frage zugelassen. Sie hätte
den Hintergrund für den Landtag gehabt. Die zwei-
te und dritte Frage ist in der Tat eine rein kommu-
nale Stadtangelegenheit und Ihre Zusatzfrage eben-
falls, dies gilt es zu berücksichtigen.

Abg. Wedler (FDP): Darf ich dazu sagen, es geht
hier um eine justizielle Frage. Es geht hier nämlich
um die Fristen, die im GmbH-Gesetz genannt sind,
und das Verhalten unserer Justiz im Zusammenhang
mit dieser Frage.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Herr Abgeordneter, Sie ge-
hen von einem Trugschluss aus. Erstens: Die Frage,
ob Insolvenz vorliegt oder nicht, muss die Geschäfts-
führung feststellen. Zweitens: Bei Insolvenztatbestän-
den ist zu unterscheiden zwischen einem Liquiditäts-
problem und einem bilanziellen Vermögensproblem.
Das Problem hatten wir gestern auch schon, dass
dazwischen unterschieden werden muss. Man muss
es auch begreifen. Bilanzielles Problem, Überschul-
dung ist ein Punkt, und Liquiditätsproblem ist ein
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anderer Punkt. Wenn man ein Liquiditätsproblem hat,
heißt das noch lange nicht, dass man ein bilanziel-
les Problem hat. Wenn man ein bilanzielles Problem
hat, heißt das noch lange nicht, dass man ein Liqui-
ditätsproblem hat.

Das, worüber wir uns jetzt unterhalten, ist ein Li-
quiditätsproblem. Dazu hat der Senat entsprechen-
de Beschlüsse gefasst, und es sind auch entsprechende
Verträge zwischen der Freien Hansestadt Bremen und
der Geschäftsführung des Theaters unterschrieben
worden. Worauf Sie jetzt reflektieren, ist das bilan-
zielle Problem. Das bilanzielle Problem ist sehr wohl
bekannt. Das ist kein Geheimnis. Hier ist aber von
Seiten der Freien Hansestadt Bremen angekündigt
worden, dass durch eine Garantieerklärung der Tat-
bestand der Insolvenz geheilt werden kann und die
Geschäftsführung hier nicht gezwungen ist, Insolvenz
anzumelden.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Ich habe eine weitere Zusatz-
frage, die sich mit dem GmbH-Gesetz beschäftigt. Ist
es richtig, dass Sie von der Gesellschafterseite schon
Ende August darauf hingewiesen wurden, dass auch
die Insolvenz des Theaters in Bremen eine Entschei-
dungsposition ist, und wie erklären Sie sich da die
Fristensystematik des GmbH-Gesetzes?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Herr Kollege, mir obliegt es
natürlich nicht, irgendwelche Belehrungen oder Hin-
weise zu geben, dennoch erlauben Sie mir bitte die
Bemerkung, wenn Sie gestern die Debatte aufmerk-
sam verfolgt hätten, hätten Sie genau diese Frage
beantwortet bekommen.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Hier
ist Landtag, das war Stadt!)

Er kann aber als Landtagsabgeordneter einer Debatte
in der Stadtbürgerschaft folgen, wenn ihm das The-
ma sehr am Herzen liegt. Die Tribüne steht offen!

(Beifall bei der CDU)

Die Liquiditätsproblematik, die sich Ende August
aufgezeigt oder angedeutet hat, ist durch die Nach-
bewilligung der 631 000 Euro, die der Haushalts- und
Finanzausschuss auch im September freigegeben hat,
geheilt worden und auch somit die Ein-vierzehntel-
Regelung. Der Sachverhalt, der Tatbestand, den wir
jetzt diskutieren, ist ein neuer und hat mit dem Sach-
verhalt, der Gegenstand der Beratung Ende August
war, nichts zu tun.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Auch das ist wieder eine jus-
tizielle Frage, die in den Landtag gehört, denn das
ist unter Umständen ein Straftatbestand. Gibt es eine
Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats des Theaters, und
stellt sich hier für den Senat die Frage eines Regres-
ses an die Mitglieder des Aufsichtsrats?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: In welchem Zusammenhang?

(Abg. W e d l e r  [FDP]: In diesem Zu-
sammenhang selbstverständlich!)

Ich kann jetzt nur interpretieren, wie Sie die Fra-
ge meinen, deswegen erlauben Sie mir, dass ich die
Frage so beantworte, wie ich glaube, sie verstehen
zu müssen. Also, hinsichtlich der Anmeldung von
Insolvenz ist allein die Geschäftsführung verantwort-
lich. Da keine Insolvenz vorliegt, kann auch keine
Insolvenzverschleppung vorliegen. Von daher ist an
der Stelle diese Frage der Geschäftsführung so zu
beantworten, der Aufsichtsrat hat hinsichtlich der
Anmeldung von Insolvenz überhaupt keine Hand-
lungsverantwortung, und somit kann er diesbezüg-
lich auch keine Verantwortung tragen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

(Abg. W e d l e r  [FDP]: Ich hätte noch eine,
aber ich glaube, ich lasse das lieber einmal,
damit Sie nicht noch weiter in Versuchung

geraten! Vielen Dank!)

Die siebte Anfrage bezieht sich auf Personalma-
nagement und Personalcontrolling. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Köhler, Frau
Stahmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten aller
Einrichtungen Bremens, einschließlich der Betriebe,
Beteiligungen und Zuwendungsempfänger?

Zweitens: Welche Erfahrungen hat der Senat mit
der Verpflichtung der Betriebe, Beteiligungen und
Zuwendungsempfänger Bremens gemacht, die Per-
sonaldaten dem Senator für Finanzen periodisch und
automatisiert zur Verfügung zu stellen?

Drittens: Welche Auffassung hat der Senat zur
Position, dass als Gegenstück zur dezentralen Per-
sonalbewirtschaftung im so genannten Konzern Bre-
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men ein zentrales Personalmanagement und -cont-
rolling herausragende Bedeutung hat?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Erstens: Der Senat sieht alle Betriebe und Einrich-
tungen als zum Konzern Bremen gehörig an, die öf-
fentliche Aufgaben wahrnehmen und auf die ein
institutioneller Einfluss ausgeübt werden kann. Ein-
richtungen gehören demnach dann zum Konzern
Bremen, wenn sie im Mehrheitsbesitz der Freien
Hansestadt Bremen sind – über 50 Prozent der An-
teile gehören der Stadtgemeinde und/oder dem Land
Bremen – oder wenn sie mehrheitlich durch Zuwen-
dung oder sonstige Leistungen aus den Haushalten
der Freien Hansestadt Bremen finanziert werden und
wenn ein sonstiger institutioneller Einfluss, zum Bei-
spiel über Aufsichtsratsfunktionen, auf die Einrich-
tungen ausgeübt wird.

Insgesamt gibt es im Konzern Bremen ein Beschäf-
tigungsvolumen von 37 796 Vollzeitstellen im Jahr
2004. Über den jeweils genauen Stand wird in dem
Personalcontrolling jährlich berichtet. Die Zahl der
Beschäftigten lässt sich aufgrund der in Bremen recht
hohen Teilzeitquote auf rund 44 000 schätzen.

Zweitens: Ziel eines konzernweiten Personalcon-
trollings in der Freien Hansestadt Bremen ist es,
entsprechend Paragraph 12 des Haushaltsgesetzes
2004/2005 die unter Haushalts- und Effizienzgesichts-
punkten notwendigen personalwirtschaftlichen Maß-
nahmen auch bei Beteiligungsgesellschaften und
Zuwendungsempfängern in das Controlling einzu-
beziehen. Der für diesen Zweck entwickelte Konzern-
datensatz geht in der Datenquantität und -qualität
über die bisherigen Erfassungsmethoden hinaus.
Gerade im Personalbereich, der auch in Beteiligungs-
gesellschaften den größten Kostenanteil ausmacht,
ist es erforderlich, dass vergleichbare Daten aller
Konzernbereiche vorliegen.

Bei einer Reihe von Einrichtungen werden bereits
heute Personaldaten auch automatisiert und perio-
disch geliefert. Über sämtliche Dienststellen der
Kernverwaltung, die Sonderhaushalte, Eigenbetriebe
und öffentlich-rechtlichen Stiftungen, aber auch eine
Reihe von Zuwendungsempfängern und Beteili-
gungsgesellschaften liegen monatliche Informationen
über das Personal vor. Diese Informationen basieren
direkt auf den Daten der Gehaltsabrechnung und sind
daher von hoher Zuverlässigkeit. Daneben werden
zurzeit die Daten der Beteiligungsgesellschaften im
Rahmen des vierteljährlichen Beteiligungscontrollings
erfasst.

Das konzernweite Personalcontrolling sieht eine
automatisierte Erfassung und Zusammenführung der

Personaldaten aller Einrichtungen des Konzerns Bre-
men vor. Hierfür wurde beim Senator für Finanzen
eine Konzerndatenbank erstellt, die Informationen der
verschiedenen Einrichtungen zusammenführt und
zum Zweck einer vergleichbaren Auswertung in ein
einheitliches Format bringt. Die Arbeiten zu dieser
Datenbank sind mittlerweile weitgehend abgeschlos-
sen. Eine pilothafte Erfassung der Personaldaten ist
für Anfang des Jahres 2006 geplant.

Drittens: Der Senat ist der Auffassung, dass die Ein-
führung eines konzernweiten Personalcontrollings
eine Voraussetzung für eine erfolgreiche Dezentra-
lisierung der Personalverantwortung ist. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wenn ich
das jetzt einmal zusammenfassen darf: Kann ich dann
sagen, dass es nicht möglich ist, die exakte Zahl der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen
Dienstes in der gemachten Definition anzugeben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das Beschäftigungsvolumen
hatte ich Ihnen präzise genannt. Es sind 37 796 Voll-
zeitstellen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Über wie
viele Leute wir reden, wenn wir zum Beispiel mor-
gen über Gender Mainstreaming beziehungsweise
über Fragestellungen wie Personalführung und so
weiter reden, können Sie nicht feststellen? Sie wis-
sen nicht, wie viele Leute im Konzern arbeiten? Habe
ich das richtig verstanden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Wenn wir Teilzeit einbezie-
hen, müssen wir schätzen. Dann sind wir bei zirka
40 000.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): In den Haus-
haltsgesetzen steht ja für das Jahr 2004 und 2005, die
in der Form vom Senat auch vorgeschlagen worden
sind, dass es dieses konzernweite Personalcontrol-
ling geben muss und dass auch die Beteiligungsge-
sellschaften verpflichtet sind, die entsprechenden
Daten automatisiert abzuliefern. Jetzt höre ich, dass
da gerade erst etwas im Aufbau begriffen ist und ab
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2006 ein Pilotversuch gemacht werden soll. Wie deckt
sich das denn? Es gibt einerseits die Gesetzeslage,
die sagt, ab 2004 gibt es das, und die Gesellschaften
sind verpflichtet, und jetzt höre ich, ab 2006 machen
wir einmal einen Versuch.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich sagte Ihnen ja in der
Antwort, dass nicht alle Einrichtungen automatisch
und periodisch ihre Daten abliefern. Das ist aber nur
ein Teil der Einrichtungen. Wir greifen sonst auch auf
Daten der Lohn- und Gehaltsabrechnung zu und sind
wie gesagt dabei, ab jetzt in einem Pilotverfahren ab
2006 alle Daten automatisiert und periodisch zu er-
fassen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Gibt es be-
stimmte Senatsressorts, wo es besonders hakt? Das
muss ja schon eine längere Auseinandersetzung sein.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das kann ich Ihnen so nicht
sagen. Ich sagte Ihnen ja, dass wir dabei sind und das
Verfahren mittlerweile abgestimmt haben. Sonst
könnten wir nicht 2006 mit der zentralen Datenbank
beim Senator für Finanzen anfangen, aber ich gebe
zu, dass wir da in der Tat noch Aufarbeitungsbedarf
haben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Diese ma-
nuellen Daten werden ja im Wesentlichen von Tei-
len der Verwaltung, also von den Gesellschaften,
geliefert werden, sie füllen dort wahrscheinlich irgend-
welche Tabellen in eigener Verantwortung aus. Ent-
halten diese eigentlich die gleichen Informationen wie
zum Beispiel die Daten, die in der Kernverwaltung
direkt aus der Personalabrechnung und der Gehalts-
zahlung ermittelt werden, oder sind das ganz ande-
re Daten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich sagte Ihnen ja, dass die
zentrale Herausforderung ist, vergleichbare und ein-
heitliche Datensätze zu erstellen, sowohl für die
Kernverwaltung als auch für die ausgelagerten Be-
reiche. Sonst können Sie sich das nämlich ersparen,
und genau das ist jetzt geschehen und wird in die-
sem Pilotverfahren ab 2006 einheitlich getestet. Wenn
es dann erfolgreich läuft, wird es hoffentlich auch
umgesetzt.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Es ist ja
Auffassung des gesamten Hauses hier und auch
Beschlussfassung im Senat, dass die ganzen perso-
nalwirtschaftlichen Maßnahmen, die für die Kernver-
waltung beschlossen worden sind, auch auf den ge-
samten Konzern Bremen übertragen werden sollen.
Wie ist das denn überhaupt möglich, wenn man
einerseits eine ganz dezentrale Personalverantwor-
tung hat und das Ganze delegiert hat, aber anderer-
seits überhaupt kein Kontrollsystem hat, das zentral
wirkt? Ist die Zielsetzung überhaupt richtig?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Überhaupt kein Kontroll-
system ist nicht richtig! Ich hatte Ihnen ja die verschie-
denen Instrumente von Personalcontrolling und sons-
tigen Berichten aufgezählt. In der Tat arbeiten wir
daran. Hier gibt es einen gewissen Aufholbedarf, dass
wir insbesondere die personalwirtschaftlichen Maß-
nahmen, die wir für den Kernhaushalt beschlossen
haben, dann auch dezentral umsetzen. Hier muss
sicherlich noch einiges geleistet werden, dass dort
konzerneinheitlich eben der Wille des Senats und der
Wille der Bürgerschaft umgesetzt werden können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Mit der Beantwortung dieser Frage ist die Frage-
stunde abgeschlossen.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordne-
ten Frau Stahmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis
90/Die Grünen folgendes Thema beantragt worden:

Wie geht es nach oben in der Pisa-Tabelle?

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wäh-
rend die CDU in der Fragestunde gefragt hat, ob man
nicht die Nationalhymne in der Grundschule intonie-
ren sollte, auch um die Leistungen der Schülerinnen
und Schüler voranzubringen,

(Zuruf des Abg. Rohmeyer [CDU])
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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beschäftigt sich die grüne Bürgerschaftsfraktion heute
mit einer wirklich wichtigen Frage. Wir wollen nämlich
darüber sprechen, wie es in der Pisa-Tabelle nach
oben geht. Das ist doch die Herausforderung hier im
Bundesland Bremen, der sich auch dieses Haus stellen
muss!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Rohmeyer, keine Bange, zu Ihnen komme ich
auch gleich noch!

In der vergangenen Woche stellten Bildungsforscher
der Öffentlichkeit die bundesweiten Ergebnisse der
Pisa-II-Studie vor. Die Ergebnisse sind für Bremen
erneut niederschmetternd. Sie stellen der Bildungs-
politik der großen Koalition ein schlechtes Zeugnis
aus, und für Bremen kann man zusammenfassen: Wir
tragen weiterhin die rote Laterne im Bildungsver-
gleich.

Die Lernpotentiale der Kinder werden in keiner
Weise ausgeschöpft. Die Potentiale sind nämlich viel
größer, wie die Bildungsforscher belegen. Die För-
derangebote, die wir in Bremen für die Schulen und
Kindergärten bereitstellen, kommen zu spät. Talen-
te werden nicht erkannt, und unser Bildungssystem
ist sozial ungerecht. Der Bildungsweg der Eltern, das
Portemonnaie der Eltern und auch die Herkunft der
Eltern und der Kinder bestimmen, welche Chancen
man in unserem Bildungssystem hat, und das ist Fakt,
und das ist ein riesengroßer gesellschaftlicher Skandal.
Wir müssen uns den Herausforderungen im Land Bre-
men stellen, und die große Koalition kann nicht immer
weiter behaupten, sie habe noch nicht genug Zeit
gehabt. Sie sind schließlich fast zehn Jahre an der
Regierung, und bestimmte Ergebnisse konnten auch
Sie schon erkennen und hätten auch dort schon deut-
lich umsteuern können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es sind Leistungszuwächse für Bremen gemessen
worden. In der Zeitung tauchte ein Artikel auf, wo
gesagt wurde: Es waren ja auch ganz andere Schü-
lerinnen und Schüler mit ganz anderen Kompeten-
zen. Ich finde, dieser Streit ist in gewisser Weise auch
müßig. Die Statistiker haben sich bemüht – ich habe
es auch noch einmal ganz genau nachgelesen, nach
der Berichterstattung im „Weser-Kurier“ – und ha-
ben solche Quellen auch berücksichtigt. Da gibt es
bestimmte Rechenbeispiele, dann werden Zahlen ad-
diert und adjustiert, und man kann sagen, es gibt ge-
wisse Kompetenzzuwächse im Bundesland Bremen.
Ich finde aber den Streit müßig, genau wie ich den
Streit zwischen Ihnen, Herr Rohmeyer, dass Sie sa-
gen, Gymnasien seien besser, und Ihnen, Frau Hö-
velmann, die gesagt hat, die Gesamtschulen hätten
auch eine große Leistung vollbracht, müßig finde. In
der Tat, die Schulformen in Bremen haben Leistungs-
zuwächse erreicht, aber letzter Platz ist letzter Platz,

liebe Kolleginnen und Kollegen! Damit müssen wir
uns auseinander setzen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Immerhin hinken die Bremer Gymnasiasten ein Jahr
hinter den bayerischen Gymnasiasten hinterher. In-
ternational will ich die Bremer Gymnasiasten und auch
die bayerischen Gymnasiasten hier nicht vergleichen.
Da spielt Bayern auch nicht in der Champions League,
Herr Rohmeyer! Bayern liegt hintenan. Nein, Herr
Rohmeyer, da gibt es deutlich andere Länder, die fast
alle ihre Schülerinnen und Schüler besser fördern,
als wir es tun.

Im internationalen Vergleich tummeln wir uns im
Tabellenkeller. Ich möchte das am Bereich Mathe-
matik deutlich machen und noch einmal sagen, mit
wem wir uns da gemeinsam tummeln: Es sind Itali-
en, Portugal, Griechenland, Türkei und Mexiko, und
bei der Lesekompetenz sind nur noch die Türkei und
Mexiko schwächer als wir. Mehr als das Talent und
die Begabung bestimmt nach wie vor das Portemon-
naie der Eltern den Bildungsweg der Kinder. Kinder
aus Akademikerfamilien sind auch in Bremen häu-
figer auf dem Gymnasium anzutreffen als Kinder mit
gleicher Begabung aus einer Familie, in der die El-
tern arbeitslos sind oder aus dem Ausland stammen.
Verglichen mit einem Arbeiterkind hat der Akade-
mikernachwuchs in Deutschland viermal größere
Chancen, das Gymnasium zu besuchen. In Bayern
liegt dieser Wert sogar bei 6,7, in Bremen landen wir
bei 2,9, was zwar ein besserer Wert ist, der uns hier
aber nicht zufrieden stellen kann.

Ist das gerecht, frage ich Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen? Es gibt in allen Industrienationen einen
Zusammenhang zwischen Elternhaus und Bildungs-
chancen, aber in Deutschland ist diese Koppelung
besonders eng. Immer neue Studien haben in den ver-
gangenen Jahren den Einfluss elterlicher Bildung und
Einkommensverhältnisse auf die Schulkarriere be-
legt, vom Vorschulalter über die Grundschule bis hin
zu den Fünfzehnjährigen in der Pisa-Studie. Selbst
an den Universitäten wächst in den letzten zwei Jahr-
zehnten der Anteil der Studenten aus dem gehobe-
nen Elternhaus. Die zweite heftige Pisa-Erkenntnis
lautet: Bis zu 30 Prozent der fünfzehnjährigen Schü-
ler können nur auf Grundschulniveau rechnen und
verstehen nicht einmal einfachste Texte. Dafür ist Bre-
men leider repräsentatives Beispiel.

Während die Pisa-Siegerländer es schaffen, auch
leistungsschwache Schüler zu guten schulischen Ab-
schlüssen zu führen, bleibt dieses wichtige Bildungs-
potential bei uns ungenutzt. Genau daran lässt sich
etwas ablesen, das bei Pisa eben nicht getestet wor-
den ist: die Wertschätzung von Bildung in einem hoch
entwickelten Land wie der Bundesrepublik Deutsch-
land. Anscheinend ist es so, dass andere Länder dem
Bereich gesamtgesellschaftlich eine wesentlich grö-
ßere Bedeutung einräumen, als wir es tun. Auch da
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muss ein gesamtgesellschaftlicher Prozess starten, in
dem alle an einem Strang ziehen müssen. Bildung
muss das Topthema in Deutschland und in Bremen
werden! Bildung muss absolute Priorität haben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Andere OECD-Staaten setzen aus volkswirtschaft-
lichen, sozialpolitischen und auch aus demokratie-
förderlichen Gründen darauf, alle Kinder optimal zu
fördern, und das gelingt uns in Bremen wenig. Wir
müssen ein solides Fundament bauen. Deswegen
wollen wir die Kinder so früh wie möglich individu-
ell fördern. Der schickste Loft mit bester Aussicht nützt
nichts, wenn der Bau auf einem wackligen Funda-
ment steht. Wir brauchen eine frühere intensive Sprach-
förderung für alle Kinder, und wir haben gute Chan-
cen, dies in Bremen zu erreichen, denn über 96 Pro-
zent der Bremer Kinder besuchen einen Kindergar-
ten. In Bremen ist das eine Zahl mit über 80 Prozent.
Sprachförderung muss beim Start in den Kindergar-
ten beginnen, nicht erst ein Jahr vor der Schule, auch
nicht erst zwei Jahre. Wir haben immer wieder ge-
sagt: Alle Länder, die international erfolgreich sind,
beginnen schon ab dem dritten Lebensjahr mit einem
Riesensprachprogramm, und daran muss sich Bremen
orientieren!

Sprache ist der Schlüssel für einen erfolgreichen
Bildungsweg. Die Sozialdeputation einschließlich
Herrn Bensch, der ja jetzt neu in der Bürgerschaft ist,
war damals in England. Auch Herr Pietrzok und Herr
Oppermann haben daran teilgenommen. Wir haben
dort erfolgreiche Kindergärten gesehen, die als Fa-
milienzentren arbeiten. Auch in diese Richtung muss
die Reise gehen. Hier hat die Koalition doch schon
die guten Beispiele gesehen, hier ist wertvolle Zeit
verschenkt worden.

Die Ideen, die wir aus England mitgebracht haben,
diese Ansätze hätte man in Bremen in den letzten
Jahren schon problemlos umsetzen können, ohne jetzt
die Pisa-Studie auf den Tisch gelegt bekommen zu
haben. Wir haben damals schon darüber diskutiert,
Herr Oppermann, dass man Familien stärker unter-
stützen muss, um die Kinder früh abzuholen und den
Eltern auch Unterstützungsleistungen zukommen zu
lassen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Kernpunkt meiner Aussage ist, dass die individu-
elle Förderung in allen Schulen in den Vordergrund
rücken muss. Lehrerinnen und Lehrer müssen dafür
aus- und weitergebildet werden. Ich glaube auch, dass
Deutschland nicht um eine Strukturdebatte herum-
kommt, Herr Rohmeyer. Das ist nicht nur meine per-
sönliche Schlussfolgerung, sondern das sagen auch
die OECD-Forscher. Erfolgreiche Bildungsnationen
gehen mit der Unterschiedlichkeit der Schüler kon-
struktiver um.

Das ist jetzt nicht das Reden für eine Einheitsschule,
die Sie der grünen Bürgerschaftsfraktion hier immer
unterstellen wollen, das ist das Modell einer Schule,
die es schafft, die Kinder dort abzuholen, wo sie sind,
die sich der Herausforderung stellt, mit Vielfalt, wie
es der Bildungssenator eben gesagt hat, konstruktiv
umzugehen, um den Kindern die Chancen zu geben,
die sie verdienen. Die Jugendlichen haben doch ei-
nen Anspruch darauf, nach ihren Möglichkeiten hier
gefördert zu werden, und diesen Anspruch lösen wir
derzeit in diesem Bundesland von allen Bundeslän-
dern am schlechtesten ein, und daran müssen wir ar-
beiten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Position
ist, das gegliederte Schulsystem lädt dazu ein, Schüler
abzuschieben, anstatt sie zu fördern. Wir verschwen-
den damit viel Zeit, die man viel sinnvoller nutzen
könnte. Wir müssen die Kinder dort abholen, wo sie
sind, und sie nicht frühzeitig auf Bildungswege fest-
legen. Die derzeitigen fünften und sechsten Klassen
leiden nämlich unter der frühen Auslese der Kinder
mit Gymnasialempfehlung. Das ist eine Entwicklung,
die jetzt durch die Strukturänderung, die die große
Koalition eingeleitet hat, an den Schulen zu beob-
achten ist und worüber die Schulleitungen auch be-
richten. Es gibt jetzt fünfte, sechste Klassen, denen
die Leistungsspitze fehlt, weil die Kinder nach der
Klasse vier in die Gymnasien gegangen sind, und sie
sagen: Das hat die Probleme der Orientierungsstufe
sicherlich nicht gelöst.

Ich glaube, dass die sechsjährige Grundschule, über
die wir hier auch schon einmal diskutiert haben, die
daherkommt mit einer gescheiten Verzahnung mit
dem Bereich Kindergärten, ein sehr sinnvolles Fun-
dament hätte bilden können, aber bisher ist die sechs-
jährige Grundschule in Bremen eine Insellösung. Herr
Rohmeyer möchte sie am liebsten abschaffen, aber
die große Koalition hat mit der Einführung der Wahl-
möglichkeiten jetzt nach Klasse vier für das Gymna-
sium die bildungspolitischen Probleme nicht gelöst.
Es wird sortiert, und das ist einer der Faktoren, zu
denen die Bildungsforscher uns gesagt haben, damit
verschärft man auch, dass die soziale Schere weiter
aufgeht. Das ist auch ein Thema, dem wir uns hier
stellen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde es jetzt sehr erstaunlich, dass sich ange-
sichts der Pisa-Ergebnisse auf Bundesebene die CDU
und die SPD – mit Herrn Rohmeyer hatte ich ein Streit-
gespräch bei der „taz“ über das Thema „Welche
Kompetenzen soll der Bund und sollen die Länder
haben“ – darauf geeinigt haben, dass man den Län-
dern künftig die weitestgehende Hoheit in Sachen
Bildungspolitik geben will. Wir meinen, der Bund
muss auch künftig in Kooperation mit den Ländern
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Programme zur Qualitätsverbesserung – ich komme
zum Schluss, Herr Präsident! – in Schulen umzset-
zen. Der Bund muss mit an Bord sein!

Ich erinnere nur an das erfolgreiche Ganztagsschul-
programm. Das hätten wir doch ohne den Bund
überhaupt nicht geschafft. Ich finde, es ist eine ganz
fatale Entwicklung, dass wir hier zur bildungspoliti-
schen Kleinstaaterei kommen. Das ist nichts ande-
res als bildungspolitische Kleinstaaterei, dass man
meint, man könne den Tanker mit 16 Kapitänen in
eine konstruktive und richtige Richtung fahren, Herr
Rohmeyer.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde, man darf es nicht als Erfolg feiern, dass jetzt
die Länder die Hoheit bekommen sollen über den
Bereich Bildung.

(Glocke)

Ja, Herr Präsident, ich habe verstanden!

Es ist ein Schlüssel zum Erfolg, wenn man gemein-
sam mit Bund und Ländern verbindliche Bildungs-
ziele vereinbart. Es muss Qualitätskontrollen geben,
es muss aber auch eine große schulische Autonomie
geben. Wie gesagt, wir werden so nicht in der Cham-
pions League spielen, wenn wir nicht den Holzweg
der großen Koalition mit der frühen Selektion und der
mangelnden Förderung im frühkindlichen Bereich
verlassen. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Letzte Woche kam die Mittei-
lung, die Grünen hätten eine Aktuelle Stunde zu Pisa
beantragt. Frau Stahmann hat aber heute nichts Neues
erzählt, das hat sie nämlich schon in der Vergangen-
heit erzählt, was sie heute erzählt hat.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dadurch wird es nicht falsch, Herr

Rohmeyer!)

Darum, meine Damen und Herren, werden Sie das
eine oder andere von mir hören, Frau Kollegin Stah-
mann, was Sie auch schon einmal von mir gehört
haben. Ich möchte Sie aber mit ein, zwei anderen
Erkenntnissen beglücken. Ich fange zunächst einmal
an.

Bremen ist bei der Pisa-Studie erneut bescheinigt
worden, dass wir, was die schulischen Leistungen der
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

fünfzehnjährigen Schülerinnen und Schüler angeht,
bundesweit auf dem letzten Platz sind. Damit ist in
Bremen, soweit ich weiß, niemand zufrieden. Wir als
CDU-Fraktion nehmen für uns in Anspruch, und wir
können das auch belegen, dass wir nach der ersten
Pisa-Studie das Ruder im Bildungsbereich innerhalb
der großen Koalition mit unserem Koalitionspartner
zusammen herumgerissen haben. Wir haben die
egalisierende Bildungspolitik, die bis dahin gegolten
hat, abgeschafft, und wir setzen jetzt auf Fördern und
Fordern aller Schülerinnen und Schüler in Bremen,
und zwar der leistungsstarken sowie der leistungs-
schwachen!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nicht alle!)

Dass Ihnen das nicht passt, Frau Stahmann, ist ein
anderes Thema, aber wir wollen die Schülerinnen und
Schüler in Bremen zu besseren Abschlüssen führen
und nicht alle über einen Kamm scheren, wie Sie das
immer verbreiten.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben die schulideologischen, schulstrukturel-
len Debatten der Vergangenheit hinter uns gelassen.
Auch das unterscheidet die große Koalition von Ih-
nen, Frau Stahmann! Wir sagen, wir haben Eltern-
wahlfreiheit eingeführt, wir haben eine Schulvielfalt
in Bremen im Schulgesetz festgeschrieben, und die
Eltern können in Zukunft wählen, ob sie ihr Kind in
einem gegliedertem System oder in einem integrierten
Schulsystem beschulen lassen wollen. Für uns ist
wichtig, dass am Ende die Leistung zählt, Frau Stah-
mann, auch das haben Sie wahrscheinlich nicht ver-
standen bei früheren Debatten der letzten Jahre.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt eine Diskussion, auch gestern im „Weser-
Kurier“, in den „Bremer Nachrichten“ nachzulesen:
Das ist noch einmal die Frage Gymnasium/ Gesamt-
schule. Sie haben das angesprochen. Da geht es auch
nicht darum, das Gymnasium oder die Gesamtschu-
le abzuschaffen. Sie haben hier gerade den Eindruck
erweckt. Es geht darum, dass wir auch bei der Ge-
samtschule sehen müssen, weil diese Schulform in
den letzten Jahren immer sehr über den Klee gelobt
wurde, dass hier noch Defizite bestehen, dass eine
extrem große Streuung da ist und dass das keine
besonders große Integrationsleistung ist, wenn im
unteren Bereich auch noch ein besonders hoher Teil
ist.

Für uns als CDU-Fraktion kann ich da festhalten,
dass wir sowohl im Gesamtschulbereich als auch im
Gymnasialbereich, wie bei der Sekundarschule in
Zukunft noch viel genauer darauf sehen werden. Wir
werden alle Maßnahmen evaluieren, um die schuli-
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schen Leistungen der Schülerinnen und Schüler durch
einen besseren Unterricht zu verbessern, meine Da-
men und Herren.

Wir haben darum in Bremen Maßnahmen beschlos-
sen von der Diagnostik, Vorschuleintritt, über die Le-
seförderung und Vergleichsarbeiten ab der Grund-
schule. Mit dem Projekt Vera ist gerade der letzte Teil
mit Rechtschreibkompetenzen vorgestellt worden.
Dann fortgeführt: Vergleichsarbeiten Sekundarstu-
fe I, zentrale Abschlussprüfungen, individuelle För-
derungen! Wir machen es den Lehrern nicht mehr
leicht, wie Sie das gesagt haben, Schüler abzuschie-
ben.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Natürlich, Herr Rohmeyer, denken

Sie an die Sitzenbleiberquote!)

Bei der Zeugnis- und Versetzungsordnung, das
wissen Sie sehr genau, Frau Stahmann, sind Hürden
eingezogen worden, die es einem Lehrer extrem
schwierig machen, einen Schüler einfach so sitzen
bleiben zu lassen. Das wissen Sie ganz genau, es passt
nur nicht in Ihre Ideologie, und darum sagen Sie es
immer wieder. Wir haben hier Hürden aufgebaut, wir
haben Qualitätsmerkmale festgelegt. Das reicht noch
nicht, da müssen wir weitergehen, da sind wir dann
doch vielleicht wieder einer Meinung.

Wir als CDU haben auch einen konkreten Vorschlag
gemacht, dass wir zum Beispiel zur Frage Vergleichs-
arbeiten, zentrale Abschlussprüfung sagen, das, was
bis dahin erarbeitet werden muss, muss mit einem
zu schaffenden und zu definierenden Bildungskanon
dann auch unterfüttert werden, so dass man weiß, bis
wann ein Schüler welche Kompetenzen und welchen
Lernstand erreicht haben muss. Dies ist eine zentra-
le Forderung von uns, und wir sind uns hier auch
sicher, dass wir diese innerhalb der Koalition umsetzen
können, weil dies auch ein Erfolgsmerkmal anderer,
führender Bundesländer ist, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie im Übrigen so tun, als ob es in Deutsch-
land nicht möglich sei, auch im internationalen Ver-
gleich in die Spitze zu kommen, ist eine – Lüge darf
ich nicht sagen –, Sie haben die Tatsachen falsch
dargestellt, Frau Stahmann! Bayern ist immer unter
den Top Five! Was die Kompetenzpunkte angeht, sind
auch, das wissen Sie sehr genau, Sie mögen es nur
nicht sagen, in Bayern entsprechende Fortschritte
erzielt worden, wie auch in Bremen Fortschritte er-
zielt worden sind. Wir haben immer davor gewarnt,
die Bremer Fortschritte als – der Senator hat darauf
dann sehr ungehalten regiert – Schönfärberei darzu-
stellen.

Für uns ist es wichtig festzuhalten, dass wir Fort-
schritte haben, aber diese Fortschritte reichen bei

Weitem noch nicht aus. Darum muss der Kurs, den
die große Koalition nach der Pisa-Studie, nachdem
Henning Scherf eingestanden hat, dass die bisheri-
ge SPD-Bildungspolitik gescheitert war, eingeschla-
gen hat, konsequent fortgeführt werden.

Wir haben im nächsten Jahr die Erhebung der nächs-
ten Pisa-Studie. Danach wird es auch weitergehen!
Für uns ist es wichtig, meine Damen und Herren, dass
man sich, was die Bildungspolitik angeht, nicht jetzt
immer nur von Pisa-Studie zu Pisa-Studie hangelt.
Es wird noch einen längeren Zeitraum brauchen, bis
wir dort irgendwann an der Spitze sind. Es ist unser
Ziel, dass wir die Bremer Schülerinnen und Schüler
an die Spitze führen, weil unsere Schülerinnen und
Schüler mit den Schülern anderer Bundesländer im
direkten Vergleich, im direkten Wettbewerb um die
Studienplätze, um die Ausbildungsplätze stehen. Es
kann nicht sein, dass die Bremer Schülerinnen und
Schüler weit hinter dem Lernstand zum Beispiel der
Schülerinnen und Schüler in Bayern stehen. Sie be-
werben sich hinterher um dieselben Ausbildungsplät-
ze, und sie bewerben sich um dieselben Studienplätze.
Es kann niemand hier hinnehmen, dass wir hier den
Schülerinnen und Schülern aus Bremen deutliche
Defizite gleich mit auf den Weg geben, nur weil sie
in Bremen ihren Schulabschluss gemacht haben.

(Beifall bei der CDU)

Für die CDU-Fraktion kann ich daher festhalten,
dass wir uns natürlich an den anderen Ländern der
Bundesrepublik Deutschland orientieren. Da zählt
aber nicht nur Bayern. In Sachsen, und dort haben
wir uns die Idee der Sekundarschule geliehen, die
wir geschaffen haben, kann man ein erfolgreiches
Schulsystem sehr genau beobachten. Die Sachsen ha-
ben es jetzt in 15 Jahren geschafft, dieses Schulsys-
tem doch sehr weit nach vorn zu führen, aber auch
sie sind nicht zufrieden. Wir wollen uns insbesondere
auch um die Schülerinnen und Schüler kümmern, die
nicht das Abitur machen. Es wird ja immer gern der
Versuch unternommen, man wolle immer nur über
das Gymnasium reden.

Meine Damen und Herren, gerade den lernschwä-
cheren Schülerinnen und Schülern müssen wir eine
Ausbildungsplatzreife verschaffen, damit sie hinterher
die Möglichkeit haben, einen Ausbildungsplatz und
einen Arbeitsplatz zu bekommen. Der Staat hat es
sich in der Vergangenheit auch in Bremen geleistet,
über zehn Prozent eines Jahrgangs von Schülerinnen
und Schülern ohne Schulabschluss zu entlassen und
eine Vielzahl von Schülerinnen und Schülern mit
einem Schulabschluss, mit dem sie hinterher keinen
Ausbildungsplatz bekommen haben. Das ist einer der
größten bildungspolitischen Skandale überhaupt,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)
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Gerade deshalb haben wir mit der Sekundarschule,
mit den individuellen Fördermaßnahmen, mit der
größeren Praxisorientierung, um nur einige Merkmale
zu nennen, mit der größeren Vermittlung der Kern-
kompetenzen Lesen, Schreiben, Rechnen, daran ha-
pert es am meisten, auch die Grundlagen geschaf-
fen, dass diese Schülerinnen und Schüler hinterher
bessere Ausgangschancen haben, so dass wir auch
auf der anderen Seite die vielen nachträglichen
Qualifikationsmaßnahmen, das sind manchmal Auf-
bewahrungsmaßnahmen, abbauen können, weil die
Schüler vorher qualifiziert sind.

Die CDU-Fraktion wird sich der Frage der Bildungs-
politik so widmen, Frau Stahmann, wie sie es für richtig
hält!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ach was!)

Wir haben, was die Konsequenzen aus Pisa angeht,
die richtigen Maßnahmen auf den Weg gebracht. Wir
brauchen uns von Ihnen nicht vorhalten zu lassen,
welche Fragen wir in der Fragestunde stellen.

(Beifall bei der CDU)

Auch das will ich Ihnen einmal sehr deutlich sagen:
Wenn Sie ein gestörtes Verhältnis mit der Integrati-
on und mit den deutschen Nationalsymbolen haben,
ist das Ihr Problem. Das sieht man auch gelegentlich
bei Vertretern Ihrer Fraktion, dass dort ein Weltbild
mittlerweile zusammengebrochen ist. Wer gestern
einen sehr hilflosen Herrn Cohn-Bendit im Fernse-
hen gesehen hat, dem brauche ich das nicht zu er-
klären.

(Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Der ist nicht in unserer Fraktion!)

Meine Damen und Herren, die Integration ist eine
unserer größten Herausforderungen, und wir dürfen
es nicht zulassen, dass es Parallelgesellschaften gibt,
auch innerhalb Bremens, wo man ohne Deutsch den
ganzen Tag ziemlich gut zurechtkommt. Darum müs-
sen wir, und darum begrüße ich auch, dass der Se-
nator letzte Woche auch schon Äußerungen dazu
gemacht hat, nicht immer nur Integrationsangebote
machen, sondern Integration muss eingefordert wer-
den, Integration muss für die, die hier leben wollen,
auch ein Zwang werden.

(Beifall bei der CDU)

Man muss die deutsche Sprache können, wenn man
in die Schule kommt, und da muss man auch die
Elternhäuser erreichen. Wir haben in der Vergangen-
heit viele Angebote gemacht, aber wenn diese An-
gebote nicht ausgereicht haben, dann muss man hier
und da, es ist natürlich auch von Vorteil, dass die neue

Bundesregierung eine große Koalition sein wird, ge-
gebenenfalls von der Bundesebene herangehen, aber
auch das, was wir in Bremen machen können, müs-
sen wir dort machen. Es kann nicht sein, dass sich
Parallelgesellschaften bilden. Es kann nicht sein, dass
man Schülerinnen und Schüler hat, die sich über ihre
Elternhäuser einer Integration und einem Spracher-
werb entziehen.

Das wird auch eine unserer wesentlichen Heraus-
forderungen sein. Dazu gehört dann auch, wenn man
etwas Weitblick hätte, hätten Sie es auch erkannt,
meine Damen und Herren von den Grünen, dass man
sich auch über Nationalsymbole wie die Nationalhym-
ne integriert. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

 Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es ist richtig, wir liegen bei der
Pisa-Untersuchung wieder auf dem letzten Platz. Es
war nicht überraschend. Wir haben die Ergebnisse
schon vor zwei Monaten bekommen. Es war allerdings
auch nicht überraschend, weil wir neun Monate,
nachdem wir die Pisa-Ergebnisse 2000 bekommen
haben, die nächsten Vergleichsarbeiten geschrieben
haben. Wer sich auskennt mit den wissenschaftlichen
Forschungen, mit den Bildungsforschungen, weiß,
dass man dann keine Wunder erwarten kann. Wenn
man Fünfzehnjährige untersucht, kann man nicht
erwarten, dass nach neun Monaten und Einleitung
einer Reihe von Maßnahmen, über die ich gleich reden
werde, sie einen so bedeutenden Sprung nach vorn
machen. Nebenbei gesagt, die anderen Länder schla-
fen auch nicht, sie strengen sich ebenfalls an.

Bremen hat aber trotz unveränderter Platzierung
einen deutlichen Leistungsschritt nach vorn gemacht.
Ich darf mit Erlaubnis des Präsidenten zitieren, Sei-
te 169, für diejenigen, die Zweifel haben. Die Wis-
senschaftler attestieren wörtlich: „Die Zuwächse in
Bremen reichen zwar nicht aus, um die Rangpositi-
on zu verbessern, aber sie belegen einen substanti-
ellen Kompetenzgewinn in allen vier Domänen.“ Auch
dies ist ein Schritt in die richtige Richtung!

(Beifall bei der SPD)

Bremen liegt bei den Leistungssteigerungen im obe-
ren Drittel der 16 Bundesländer. Ich erwähne das extra,
um auch ein Signal in die Schulen zu geben, wo sich
nämlich heftig angestrengt wird, dass es sich lohnt,
sich anzustrengen, dass man zwar keine Wunder
erwarten darf, dass wir hier aber auf einem vernünf-
tigen Weg sind.

Die im Vergleich beste Lernentwicklung gab es
übrigens beim Lesen, etwas, was mich persönlich auch
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besonders freut. Die Lesekompetenz steigerte sich.
Wir haben sogar die zweitbeste Steigerungsrate bun-
desweit bei der Lesekompetenz.

(Beifall bei der SPD)

Davor liegt nur noch Sachsen-Anhalt. Auch in den
Bereichen naturwissenschaftliche Kompetenz und
mathematische Kompetenz sind wir mit einem fünf-
ten und sechsten Platz bei den Steigerungen ebenfalls
gut platziert. Das kann natürlich besser werden, und
das muss besser werden, aber ich sage hier noch ein-
mal deutlich, es lohnt sich, sich anzustrengen. Ein
entsprechender Gruß und Dank geht an die Schulen.

Zur Frage der Validität der Ergebnisse und unter-
schiedlichen öffentlichen Interpretationen hat mei-
ne Kollegin Frau Stahmann schon etwas gesagt. Alle
Werte sind adjustiert, und auch wenn die Zahlen der
betrachteten Schulen größer geworden sind, ist es eine
Gewichtung, die eine wissenschaftliche Vergleich-
barkeit absolut herstellt. Wenn Sie sich zum Beispiel
die Hauptschulen anschauen, da hat sich zahlenmäßig
überhaupt nichts verändert, sehen Sie dort sehr schön,
dass sich die Hauptschulen innerhalb dieser neun
Monate nach oben verbessert haben. Dies zur Klar-
stellung zu dem schlechten Zeugnis, Kollegin Stah-
mann, von dem Sie gesprochen haben! Irgendwie
hatte ich sowieso den Eindruck, dass bei Ihrer Rede
nicht sehr viel Neues war, sondern dass das ein Re-
cycling der Rede von vor zwei Jahren gewesen ist.

Natürlich muss Bildung absolute Priorität haben.
Wir haben das hier auch bewiesen als große Koaliti-
on, indem wir sofort reagiert haben, indem wir auch
Mittel bereitgestellt haben, trotz der Schwierigkei-
ten, die wir bekanntermaßen haben. Zu den Integra-
tionsleistungen der Gesamtschulen und der Frage der
Integration und den Aufgaben, vor denen wir stehen
– aktuell sehen wir das, wenn wir nach Frankreich
schauen –, haben wir uns schon öffentlich ausge-
tauscht. Ich will das nicht wiederholen, aber die Ge-
samtschulen können sich locker sehen lassen im
Vergleich mit den Gymnasien. Man schaut und ori-
entiert sich gern nach oben. Das halte ich auch für
richtig. 60 Prozent der Gesamtschüler erreichen Leis-
tungen wie in den Gymnasien, und auch im unteren
Bereich ist die Integrationsleistung der Gesamtschulen
gut und kann sich sehen lassen. Es muss natürlich
noch besser werden.

Wir sollten übrigens immer alle überall besser
werden. Ein chinesisches Sprichwort sagt: Lernen ist
wie Rudern gegen den Strom, wenn man aufhört, fällt
man zurück. Das wollen wir natürlich nicht.

Ich komme jetzt, um der Frage der Aktuellen Stunde
gerecht zu werden, zu den Problemfeldern und den
Handlungssträngen! Erster Punkt: früh investieren
statt spät reparieren! Auf den Anfang kommt es an,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD)

Das heißt, wir müssen weiter Anstrengungen unter-
nehmen, im Vorschulbereich, im Grundschulbereich
unsere Bildungsbemühungen zu verstärken. Das muss
auch besser verzahnt werden, aber der Weg, den wir
gehen, ist gut, und er ist nicht, wie Sie das gesagt ha-
ben, „von der zu wenigen Zeit überholt“. Wenn in
den Kindergärten frühzeitig geschaut wird, wie der
Sprachstand ist, wenn dann dafür gesorgt wird, dass
die Kinder, die Defizite haben, ihre Defizite aufarbeiten
können, dann sind wir hier auf dem richtigen Weg.
Ich finde allerdings, es muss auch flächendeckend
sein. Deshalb bin ich für ein verpflichtendes Kinder-
gartenjahr. Ich bin sicher, dass wir diesen Weg rela-
tiv schnell gehen werden. Also: früh investieren statt
später reparieren!

Der nächste Punkt ist: Qualität zahlt sich aus. Wir
brauchen eine konsequente Qualitätsmessung und
Qualitätssicherung. Dazu gehören die Standards, wir
haben schon häufig darüber gesprochen. Dazu ge-
hören auch die Rahmenbedingungen, die wir in
Ganztagsschulen ganz anders haben als in der über-
kommenen Halbtagsschule. Dazu gehört die Fortbil-
dung der Lehrerinnen und Lehrer, auch hier passiert
viel.

Meine Damen und Herren, gern vergleicht man ei-
nen Stadtstaat mit einem Flächenland. Es geht man-
chem so vollmundig über die Lippen, aber ich bitte
zu bedenken, dass wir in Bremen eine Migranten-
quote von 35,8 Prozent in den Schulen haben. Die
finden Sie nicht in Sachsen-Anhalt, nicht in Baden-
Württemberg und auch nicht in Bayern. Dass das
besondere Probleme mit sich bringt, auf die man
reagieren muss und die man auch besonders in den
Fokus nehmen muss, ist etwas, was ich hier so deut-
lich gerade auch meinem Kollegen von der CDU sagen
möchte.

Mein dritter Punkt ist, dass wir mehr Freiräume und
Verantwortung für die Schulen brauchen. Das heißt
also, wir müssen die Autonomie der Schulen stärken.
Auch hier ist viel passiert: Wir können ganz stolz sa-
gen, in Bremen hat jede Schule mittlerweile ein Schul-
programm. Da wird nicht nur einfach aufgeschrieben:
„Unser Schulprogramm ist, dass wir gern viel Mu-
sik machen“, sondern es ist ein nach erziehungswis-
senschaftlichen  Kriterien  aufgestelltes  Schulpro-
gramm, bei dem man sich Rechenschaft darüber ab-
legt, was im Jahr passiert. Aber, zugegeben, natür-
lich können wir auch da besser werden.

Der vierte Punkt, nachdem ich über den Anfang
gesprochen habe, auf den es ankommt, nachdem ich
über die Qualität gesprochen habe, an der wir immer
arbeiten müssen, und nach dem Punkt, dass wir mehr
Freiräume für Schulen brauchen, ist: Bildung ist eine
Investition. Hierzu möchte ich Ihnen gern aus der
Untersuchung des Deutschen Institutes für Wirtschaft
zitieren. Das Institut ist nicht verdächtig, ursozialde-
mokratisch zu sein. Hier steht, dass auch in der deut-
schen Wirtschaft mittlerweile durch internationale
Vergleichstests klar ist, dass die Zusammenhänge
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zwischen Bildung, Wirtschaftswachstum und Arbeits-
plätzen immer deutlicher werden; auch in den Köp-
fen derer, die Bildung bisher immer als eine lästige
konsumtive Ausgabe gesehen haben.

Herr Präsident, darf ich kurz zitieren? Hier wird un-
ter der Überschrift „Deutschland – Bildung ist Öko-
nomie“ gesagt: „Auf eine einfache ökonomische
Formel gebracht bedeutet dies, je höher die Investi-
tion in das Humankapital desto mehr Wirtschafts-
wachstum, sprich Arbeitsplätze, sprich Einkommen,
sprich Wohlstand für alle.“ Bildung braucht also In-
vestitionen, Bildung schafft Investitionen und Bildung
bringt Arbeitsplätze. Deshalb ist Bildung auch eine
Querschnittsaufgabe, und wir von der SPD-Frakti-
on sind uns dieser Aufgabe bewusst, stellen uns dieser
auch nach der zweiten Pisa-Untersuchung, stecken
nicht den Kopf in den Sand, weil wir wissen und be-
weisen können, dass es jetzt aufwärts geht. Es ist
nachweisbar für jeden Skeptiker. Wir wissen auch,
dass wir uns nicht zurücklehnen dürfen, in keinem
Bereich, weder in der Grundschule noch bei den Ge-
samtschulen, Sekundarschulen oder Gymnasien,
sondern weil wir wissen, wir müssen in der Verant-
wortung für die Kinder, aber auch für unseren Standort
besser werden.

Wir sind darauf vorbereitet. Die Programme liegen
vor, sie sind diskutiert worden in der Bildungsdepu-
tation und werden von uns dort begleitet. – Ich dan-
ke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich den nächsten Redner aufrufe, darf ich auf dem
Besucherrang eine Gruppe von Praktikantinnen der
Arbeiterwohlfahrt Bremerhaven begrüßen, die aus
dem schönen Stettin in Polen zu uns gekommen sind.
– Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Titt-
mann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Rohmeyer, Sie
werden die Deutsche Volksunion niemals rechts über-
holen können.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Das habe
ich auch gar nicht vor!)

Auch wenn Sie hier noch mehr solche scheinpatrio-
tischen Alibireden halten, Sie werden uns das The-
ma hier nicht wegnehmen können. Das wissen Sie,
und Ihre plötzliche Vaterlandsliebe glaubt Ihnen schon
lange kein Mensch mehr, weil gerade Ihre CDU schon

unter Kohl für eine unverantwortliche und unkont-
rollierbare Einwanderungspolitik verantwortlich war.
So viel nur zum Thema Patriotismus!

Meine Damen und Herren, wir müssen uns heute
meines Erachtens wieder einmal mit einer völlig un-
nötig vom Bündnis 90/Die Grünen eingebrachten
Aktuellen Stunde mit der Überschrift „Wie geht es
nach oben in der Pisa-Tabelle?“ beschäftigen. Diese
Aktuelle Stunde ist deshalb völlig unnötig, weil wir
uns mit der Pisa-Studie und dem für Bremen kata-
strophalen Ergebnis mit sogar vom Bündnis 90/Die
Grünen eingebrachten Lösungsvorschlägen in Bezug
auf die erschreckende Pisa-Studie schon unzählige
Male in der Bürgerschaft beschäftigt haben und Sie,
Frau Stahmann, damals schon dasselbe gesagt ha-
ben, was Sie eben gesagt haben, Sie haben sich wie-
derholt. Das Problem ist nur, der Senat, insbesondere
Herr Senator Lemke, hätte die guten Lösungsvorschlä-
ge der Deutschen Volksunion schon längst politisch
umsetzen müssen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Welche denn?)

Dazu komme ich gleich, dass Sie diese Anträge ab-
gelehnt haben!

Wir hätten dann meiner Meinung nach heute kei-
ne für das Land Bremen so erschreckenden Pisa-Er-
gebnisse. Darum wäre es zweckmäßiger, meine Da-
men und Herren vom Bündnis 90/Die Grünen, hier
einen dementsprechenden Antrag einzubringen mit
der Aufforderung an den Senat, die Lösungsvorschlä-
ge auch umgehend umzusetzen. Wir hätten Ihren
Antrag dann heute vielleicht mehrheitlich beschlie-
ßen können. So aber wird in einer Aktuellen Stunde
wie so oft ein sehr wichtiges Thema nur zerredet, ohne
effektive Beschlüsse fassen zu können.

Das aber, meine Damen und Herren, ist angesichts
des sehr wichtigen Themas viel zu wenig. Sie wis-
sen doch nicht erst seit gestern, dass wir im Land
Bremen eine seit 50 Jahren gescheiterte und verfehlte
SPD-Schul- und Bildungspolitik ertragen und erlei-
den müssen. Seit etlichen Jahren gibt es einen oder
mehrere so genannte runde Tische, an denen zwar
viel geredet, aber dabei sehr viel zerredet wird. Dabei
stellt sich doch die Frage: Wo sind die konkreten
Ergebnisse? Wo bleibt das effektive politische Han-
deln von Ihnen?

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Wo
bleiben Ihre Vorschläge?)

Schreien Sie nicht dazwischen, kommen Sie nach
vorn, dann können Sie sich dazu äußern!

Meine Damen und Herren, der Skandal ist die Tat-
sache, dass Bremen nun schon seit Jahren konstant
den letzten Platz in der Pisa-Studie belegt. Ich sage
Ihnen heute schon voraus, bis jetzt sind alle meine
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Warnungen und Mahnungen immer eingetroffen und
sogar übertroffen worden, das wird sich bei Ihrer
verfehlten Politik und gescheiterten Bildungspolitik
über Jahre hinaus auch nicht zum Positiven verän-
dern, ganz im Gegenteil: erstens, nun sollten Sie genau
zuhören, weil die gegenseitigen Schuldzuweisungen
zwischen Schule, Eltern und Behörden sich weiterhin
kontraproduktiv verschärfen werden, zweitens, weil
Sie auch weiterhin unverantwortliche Kürzungen und
grausame unsoziale Sparmaßnahmen gerade im
wichtigen Bildungsbereich rücksichtslos und skrupel-
los auf Kosten und zu Lasten unserer Kinder umset-
zen werden, und drittens, weil Sie das sehr große
Problem der sehr schlechten Spachkenntnisse auf der
Grundlage einer unrealistischen, aber milliardenteu-
ren Regierungsintegrationspolitik niemals in den Griff
bekommen werden.

Ich frage Sie: Wie sollen sich bei einer solch erschre-
ckenden, unrealistischen und verfehlten Bildungspo-
litik die Pisa-Ergebnisse für das Land Bremen ver-
bessern? Das ist bei Ihrer Politik unmöglich. Sie ha-
ben es bis heute nicht geschafft, obwohl Sie dafür
jahrelang Zeit gehabt haben, und Sie werden das lei-
der auch zukünftig nicht schaffen, ganz im Gegen-
teil!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Jetzt
Ihre Vorschläge!)

So haben Sie zum Beispiel – jetzt komme ich zu Ih-
rer Frage! – den von mir vor Jahren eingebrachten
Antrag zur Bekämpfung des damals schon bestehen-
den großen Problems der unzureichenden und ka-
tastrophalen Sprachkenntnisse abgelehnt. Das ist nur
einer von vielen Anträgen der Deutschen Volksuni-
on, die Sie abgelehnt haben.

Herr Präsident, ich darf den Antrag von 2002 zi-
tieren: „Antrag des Abgeordneten Tittmann, ‚Deutsch-
test für alle ausländischen Schüler’, die Bremische Bür-
gerschaft (Landtag) möge beschließen“, jetzt kom-
men ein paar Paragraphen, „an den Schulen soll zur
Gewährleistung gleicher Bildungs- und Erziehungs-
chancen ein Deutschtest für alle ausländischen Schü-
lerinnen und Schüler sowie ein entsprechend dem
pädagogischen Bedarf regelmäßiger Deutschunter-
richt für ausländische Schülerinnen und Schüler mit
Defiziten bei der Beherrschung der deutschen Sprache
in Wort und Schrift durchgeführt werden.“

Meine Damen und Herren, es dürfte sogar Ihnen
klar sein, dass die Lernerfolge und Lebenschancen
für ausländische Schülerinnen und Schüler ohne
ausreichende Deutschkenntnisse äußerst gering sind,
dass dort dann das Klassenniveau und das Bildungs-
niveau so schlecht sind, dass Sie sich über einen letzten
Platz in der Pisa-Studie überhaupt nicht zu wundern
brauchen.

Es kann und darf nicht sein, dass unsere Kinder
auf der Grundlage Ihrer verfehlten Bildungspolitik
und Integrationspolitik um ihre Zukunft gebracht

werden. Es kann und darf auch nicht sein, dass Bes-
serverdienende ihre Kinder auf Privatschulen schi-
cken, und wer sich das nicht leisten kann, ist mit seinen
Kindern der Leidtragende. Das, meine Damen und
Herren, geht auf keinen Fall! Fakt ist auch: Je höher
der Anteil an ausländischen Schülerinnen und Schü-
lern ist, desto schlechter sind die Noten. Das ist eine
Folge Ihrer Politik.

Die Folge ist, dass das Leistungsniveau der deut-
schen, aber auch der ausländischen Schülerinnen und
Schüler sinkt und damit ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt. Es ist eine traurige Tatsache – es wurde vor-
hin schon erwähnt –, dass fast 30 Prozent der Jugend-
lichen, deren Muttersprache nicht deutsch ist, ohne
Abschluss von der Schule gehen, und ein Drittel al-
ler Abgänger bekommt keine Berufsausbildung. Mei-
ne Damen und Herren, das ist erschreckend. Das ist
Ihre Politik.

Diese rote Kaste hat alles, aber auch alles daran-
gesetzt, unsere Schulen in Bremen und Bremerha-
ven zu entschulen. Diese rote Politkaste hat insbe-
sondere im Zwei-Städte-Staat die Leistungsanforde-
rungen durch Gleichmacherei abgesetzt

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist doch totaler Unsinn!)

und so die so genannte Selbstverwirklichung zum Leit-
wert gemacht, meine Damen und Herren. Die Acht-
undsechziger verwarfen zum Beispiel etwa die Be-
gabtenförderung oder Begriffe wie Moral, Achtung,
Ordnung und Disziplin gewissermaßen als faschis-
tisch. Unter den Bedingungen einer Spaß- und Kon-
sumgesellschaft muss ein linksliberales Bildungspro-
gramm unaufhaltsam und unweigerlich zum katastro-
phalen Bildungsverfall führen.

Meine Damen und Herren, wie Sie es sehen kön-
nen, habe ich Ihnen schon vor drei Jahren namens
der Deutschen Volksunion deutlich gemacht, dass eine
personelle und inhaltliche Erneuerung gerade in der
Bildungspolitik dringend erforderlich ist, dass die
Bedeutung und Beherrschung der deutschen Spra-
che die Grundlage für deutlich bessere Ergebnisse
in der Pisa-Studie sein wird, dass auch zum Beispiel
eine Frühförderung von Kindern schon im Kindergar-
ten eine zentrale und wichtige Grundlage für einen
späteren besseren Bildungsstandort dringend erfor-
derlich ist und nicht die soziale Herkunft entschei-
dend sein darf, ob ich bessere Bildungschancen habe
oder nicht. Das darf nicht sein! Es darf aber auch nicht
sein, dass auf der Grundlage der unsozialen Hartz-
IV-Gesetze in einer noch nie da gewesenen sozialen
Kälte Eltern ihren Kindern keinen richtigen Nachhil-
feunterricht bezahlen können. Das ist eine traurige
Tatsache und das Ergebnis Ihrer Politik.

Damals wie heute haben Sie mit scheinheiligen
Begründungen alle, aber auch alle Anträge und
Vorschläge der Deutschen Volksunion abgelehnt. Das



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 49. Sitzung am 9. 11. 05 3093

Ergebnis ist, dass Sie heute mit Tränen in den Au-
gen und Schaum vor den Lippen die unzureichen-
den und katastrophalen Sprachkenntnisse der aus-
ländischen Schüler beklagen. Bremen steht aus-
nahmslos und nun schon seit Jahren konstant in der
Pisa-Studie erwartungsgemäß immer noch auf dem
letzten Platz. So sieht Ihre zukunftsorientierte Bil-
dungspolitik aus, meine Damen und Herren! Das ist
Ihre erschreckende gescheiterte Bildungspolitik,
schwarz auf weiß dokumentiert, das ist Ihr schon seit
Jahren bildungspolitischer Supergau!

(Glocke)

Wahrscheinlich werden etliche so genannte Gut-
menschen einer blutroten Kaste sich sehr darüber
freuen und äußerst entzückt darüber sein, dass sie
es endlich geschafft haben, dass es in Berlin eine erste
Schule – und das ist wahrscheinlich erst der Anfang
– ohne einen einzigen deutschen Schüler gibt.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Tittmann, Ihre Redezeit ist
abgelaufen!

Abg. Tittmann (DVU): Ich bin gleich fertig!

Die Pisa-Studie ist für das Land Bremen ein deut-
liches bildungspolitisches Desaster. Dieses politische
Desaster wird sich mit der von Ihnen betriebenen
Politik nach dem altbekannten Motto „Weiter so wie
bisher, Augen zu und durch“ niemals ändern. Das ist
ein politischer Skandal sondergleichen. Dafür soll-
ten Sie sich schämen! – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich halte diese Diskussion, diese Aktu-
elle Stunde nicht für unnötig. Ich glaube, es ist sehr
aktuell und sehr notwendig, sich mit dieser Thema-
tik auseinander zu setzen. Wir haben ja gerade die
aktuelle Pisa-Studie 2003 hier mit den richtigen Er-
gebnissen vor uns liegen. Wir hatten vor zwei Mo-
naten die Vorergebnisse. Was gibt es eigentlich Dring-
licheres und Aktuelleres, als sich mit dieser Thema-
tik auseinander zu setzen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde, das ist dringend notwendig und kann auch
nicht häufig genug hier passieren.

Ich glaube auch, mit demagogischen Äußerungen
und Beschimpfungen gegen andere wird man die-
sem Thema nicht gerecht, und es wird auch nichts
besser in diesem Land und vor allem auch hier bei

uns in Bremen. Ich denke, das sollte man unterdrü-
cken beziehungsweise sich da zurückhalten.

Nach Pisa 2000, Iglu und nun mit Pisa 2003 debat-
tieren wir bereits die dritte Quittung, die die Gemein-
schaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, OECD, der deutschen Bildungslandschaft
und ganz besonders auch dem Bundesland Bremen
ausgestellt hat. Schon wieder wird Bremen beschei-
nigt, dass sein Schulsystem schlecht ist, dass Bremen
beim internationalen und nationalen Vergleich nicht
an der Spitze oder wenigstens im Mittelfeld, sondern
am Ende der Vergleichsskala liegt. Das ist katastro-
phal, das ist auch für unsere Jugendlichen und für
die Schulen verheerend und frustrierend.

Es hat seit Pisa 2000 sicherlich kleine Fortschritte
bei den Ergebnissen gegeben, auch im Land Bremen,
das gestehe ich gern zu, aber auch die anderen OECD-
Länder haben Fortschritte gemacht, und wir sollten
nicht beginnen, uns in falscher Sicherheit zu wiegen
und zu glauben, wir befänden uns bereits auf dem
richtigen Weg und müssten nichts mehr tun. Das ist
ein Fehler, wenn nicht sogar der Kardinalfehler der
bundesdeutschen Bildungspolitik, dass im Gegensatz
zu den erfolgreicheren OECD-Ländern nur zu oft
parteigesteuerte Ideologie im Vordergrund der De-
batte und der zahlreichen Bildungsreformen und
Schulexperimente steht und stand. Das, denke ich,
müssen wir verändern.

Wir müssen unvoreingenommen und ohne ideo-
logische Brille schauen, was die besseren Länder
international und national anders machen und was
wir hier in Bremen daraus lernen können. Wo ande-
re Länder uns vormachen, wie man sich gemeinsam
auf einen Weg einigen kann, werden in Deutschland
stets die altbekannten Wir-haben-es-schon-immer-
gewusst-Klischees hervorgekramt und dem politi-
schen Gegner vorgehalten. Wirklich weitergebracht
hat das die Schülerinnen und Schüler, also unsere
kommende Generation, erkennbar nicht. Es nützt nie-
mandem, insbesondere nicht den Betroffenen in den
Schulen, wenn nur immer wieder die gleichen De-
batten über Schulreformen und Schulstrukturen ge-
führt werden, anstatt sich den inneren Schulangele-
genheiten, also den Fragen des Unterrichts, der För-
derung der Schüler, der Standards, der Abschlüsse
und so weiter, zuzuwenden und den Rat der Exper-
ten zu berücksichtigen.

Das dramatischste Ergebnis der Politik der vergan-
genen Jahrzehnte ist in meinen Augen, dass es immer
noch nicht gelungen ist, Benachteiligungen aufgrund
der sozialen Herkunft auszugleichen. Das wird auch
in dieser Studie und hier für uns in Bremen an den
Ergebnissen sehr, sehr deutlich. Das ist es, was uns
Pisa 2000, Iglu und auch Pisa 2003 jeweils vorgehalten
haben. In keinem vergleichbaren OECD-Staat ist diese
so genannte soziale Kopplung ähnlich stark ausge-
prägt wie bei uns. Die Erkenntnis, dass nicht die in-
dividuellen Veranlagungen der Schülerinnen und
Schüler entscheiden, sondern die soziale Herkunft,



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 49. Sitzung am 9. 11. 053094

(A) (C)

(B) (D)

ist wirklich eine Schande für unser freies, demokra-
tisches Land. Es ist eine schwere Hypothek für die
Zukunft unserer Kinder, wenn nahezu ein Drittel aller
Schülerinnen und Schüler hier in Bremen zu den
leistungsschwächsten gehört. Das sind doppelt so viele
wie im Schnitt der OECD-Länder.

Unsere Kinder haben ein Recht auf Förderung, und
die Gesellschaft kann es sich nicht leisten, die Poten-
tiale der jungen Generation zu verschwenden. Inso-
fern finde ich es richtig, wenn die Koalition den Bil-
dungsbereich als politischen Schwerpunkt der nächs-
ten Jahre hervorhebt. Schwerpunkt in unserer extre-
men Haushaltsnotlage heißt für uns in der FDP, dass
der Bildungsbereich in seiner Dotierung nicht wei-
ter abgesenkt werden darf, auch wenn die Schüler-
zahlen zurückgehen. Das bedeutet aber auch, dass
andere Bereiche größere Opfer bringen müssen. Ich
hoffe, dass die Koalition dies ebenso sieht und ihre
Eckwertbeschlüsse zum Haushalt 2006/2007 entspre-
chend korrigiert.

Was ist konkret zu tun? Erstens: Bildung beginnt
nicht erst mit der Grundschule. Das ist vorhin auch
schon gesagt worden. In keiner Lebensphase sind
Menschen so lernfähig wie in der frühen Kindheit.
Dieses Entwicklungspotential und die hohe Lernbe-
reitschaft der Kinder werden in Deutschland noch viel
zu wenig genutzt, obwohl die Entwicklung der Kin-
der in dieser Lebensphase von zentraler Bedeutung
für die späteren Lernleistungen ist. Durch spieleri-
sches Lernen können soziale und kognitive sowie
sprachliche Fertigkeiten erworben werden, und zwar
noch vor der Einschulung.

Zukünftig muss ein bildungspolitischer Schwer-
punkt auf die vorschulische Bildung in Kindertages-
stätten und Tagespflege gelegt werden, und es muss
eine enge Verzahnung des vorschulischen und schu-
lischen Bereichs geben, um Brüche und Disharmo-
nien in der Zusammenarbeit und bei den Übergän-
gen zu vermeiden. Frühkindliche Bildung ist der
entscheidende Faktor für die soziale Integration und
die Chancengerechtigkeit am Start. Zudem gilt hier,
das ist auch schon eben gesagt worden: Prävention
ist besser als verspätetes Nachsteuern.

Zweitens: Die stärkere Eigenverantwortung der
Schulen ist unerlässlich. Statt weiterhin starr vorzu-
schreiben, wie Bildung stattzufinden hat, muss sich
die Bildungsbehörde künftig darauf konzentrieren
festzulegen, was Bildung erfüllen und erreichen soll:
Welche Voraussetzung muss ein Kind zur Einschu-
lung erfüllen? Was muss eine Schülerin oder ein Schü-
ler nach der vierten, sechsten oder neunten Klasse
mindestens können? Über welche fachlichen und
überfachlichen Kompetenzen sollte das Kind verfü-
gen?

Der Bildungssenator muss dazu in enger Zusam-
menarbeit auch mit unserem Nachbarland Nieder-
sachsen klare Lernziele formulieren, und er muss
Standards definieren. Er muss den Schulen und den

vorschulischen Einrichtungen dann allerdings ech-
te Gestaltungsfreiheit bei der Wahl der pädagogischen
Mittel und Konzepte zur Erreichung der vorgegebe-
nen Ziele lassen.

Ihm kommt auch die Aufgabe zu, die Einhaltung
der Zielvorgaben zu überwachen. Der Schwerpunkt
muss auf die Kontrolle und die Verbesserung der Lehr-
und Lernleistungen an den Schulen gesetzt werden.
Zur Überprüfung der Qualitätsstandards müssen sys-
tematische Evaluationen und Vergleichstests durch-
geführt werden, und in die Fortbildung der Lehrer,
auch darauf ist schon hingewiesen worden, muss
kräftig investiert werden. Auf der Grundlage der
jeweiligen Ergebnisse müssen dann zusammen mit
den Kollegien vor Ort Schlüsse gezogen und der
Unterricht kontinuierlich verbessert werden.

Drittens: Schule braucht Zeit und Verbindlichkeit,
um in Ruhe arbeiten und um jeden einzelnen Schü-
ler bestmöglich fördern zu können. Gerade das För-
dern muss intensiv betrieben und nach Möglichkeit
ausgebaut werden, und das kostet Lehrerstunden. Der
Prozess der Einführung der Ganztagsschulen – auch
darüber ist hier schon mehrfach diskutiert worden –
muss unbedingt fortgesetzt werden. Hier sind drin-
gende Finanzierungsschritte nötig. Den Schulen muss
im Übrigen finanzielle Sicherheit gegeben werden.

Wir müssen in den Schulen zu einer Kultur des in-
dividuellen Förderns und Forderns kommen. Nicht
nur die Klasse und Gruppe an sich darf im Mittelpunkt
der schulischen Bildung stehen, sondern jeder ein-
zelne Schüler, jede einzelne Schülerin müsste abgeholt
werden, wo er oder sie steht. Das bedeutet, dass Leis-
tungsschwächere ebenso ein Recht auf optimale Be-
treuung und Förderung haben müssen, wie dies für
die Leistungsstarken oder die Hochbegabten gelten
muss.

Viertens: Nicht zu unterschätzen ist auch die El-
ternarbeit, denn die Eltern haben neben der Schule
die zentrale Erziehungsarbeit zu leisten. Viele Eltern
können oder wollen ihren Kindern nicht die notwen-
dige Hilfe und Unterstützung beziehungsweise För-
derung geben. Das hat normalerweise oft weniger
mit Geld zu tun als vielmehr mit dem Können und
dem Vermögen der Eltern. Sie sind oftmals schlicht
überfordert. Anstrengungen und Aktivitäten der
Schulen oder anderer, auch privater Vereinigungen,
sind hier zu stützen. Sie sollten auch vom Staat her
unterstützt werden.

Da gibt es, das kenne ich aus Bremerhaven – hier
in Bremen übersehe ich das nicht ganz genau –, aber
auch aus dem Nachbarkreis in Niedersachsen, Mo-
dellversuche und Vereine, die sich gerade in diesem
Sektor stark engagieren und etablieren, Stichwort
Elternschule, wo dann Eltern in den Stand gesetzt
werden, auf den Schulbetrieb und auf die schulischen
Anforderungen einzugehen und das dann mit ihren
Kindern zu besorgen. Ich denke, das sind Aktivitä-
ten, die wir unterstützen sollten, und da sind verschie-
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dene Ressorts hier in Bremen und auch in Bremer-
haven angesprochen, nicht nur der Jugendbereich,
sondern möglicherweise auch der Sozialbereich.

Meine Damen und Herren, die Frage der Bildung
und Ausbildung unserer kommenden Generation ist
eine, wenn nicht die Zukunftsfrage unseres Landes.
Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und Produk-
tivität unserer Volkswirtschaft hängen maßgeblich von
gut ausgebildeten Menschen ab. Die Deutschen
müssen dabei immer um so viel besser sein, wie ihre
Arbeitskraft teurer als in anderen Ländern ist. Nicht
zuletzt führt mangelnde Chancengleichheit zu sozi-
alen Missständen, wie wir es in den vergangenen
Tagen in drastischer Form in den französischen Vor-
städten beobachten konnten. Das Gold, möchte ich
einmal sagen, liegt in Deutschland in den Köpfen. Wir
sollten alles daran setzen, es zu heben, und zwar
gemeinsam. – Vielen Dank!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst war ich sehr
erfreut darüber, dass diese Aktuelle Stunde hier heute
auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. Sie werden
sich fragen, warum freut er sich denn, wenn so ein
Thema alle, die in der Bildungspolitik verantwortlich
sind und sich täglich in Schulen aufhalten, doch sehr
nervt und strapaziert.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Ich sage Ihnen: Das ist ganz klar deswegen, weil wir
uns heute erneut für den Schwerpunkt der Bildung
und auch den Schwerpunkt der frühkindlichen Bil-
dung entscheiden. Das gehört unmittelbar zusammen,
wie in mehreren Beiträgen ja ganz deutlich gewor-
den ist. Es ist auch deswegen, weil wir uns darüber
heute erneut unterhalten und betonen, wie wichtig
das auch als Zukunftsfrage für uns alle ist.

Meine Damen und Herren, mit einigen Begrifflich-
keiten kann ich nichts anfangen, weil sie der Sache
nicht gerecht werden. Wenn ich immer wieder höre:
Katastrophe, niederschmetternd, Skandal, dann sage
ich Ihnen, das wird der guten Arbeit, die an unseren
Schulen gemacht wird, nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)

Das will ich Ihnen auch begründen! Wir haben 2000
die erste Pisa-Untersuchung gehabt. Die Ergebnis-
se haben wir 2001/2002 erfahren und haben dann als
große Koalition, übrigens mit großer Zustimmung des
Hauses, viele Dinge auf den Weg gebracht, viele
Maßnahmen, die vorher undenkbar gewesen wären:
Standards setzen und immer wieder überprüfen,
Vergleichsarbeiten schon in Klasse drei und vier. Das

wäre früher völlig undenkbar gewesen. Als ich noch
einen anderen Beruf ausgeübt habe, habe ich ver-
wundert die Medienberichte verfolgt, als ich sah, dass
eine Vergleichsarbeit verhindert wurde.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Durch wen
denn?)

Ich sage nicht durch wen, dafür war ich damals zu
wenig im Geschäft. Sie wurde damals verhindert. Das
war für mich völlig unverständlich. Heute ist es eine
Selbstverständlichkeit, dass unsere Schulen sich
engagiert daran beteiligen und sich bemühen, bes-
ser zu werden.

Jetzt komme ich zum Vergleich zwischen 2000 und
2003. Das ist eigentlich das Thema heute, wobei ich
einschieben muss, dass ich nicht zu denen gehöre –
ich wundere mich ein bisschen, dass die Grünen das
so in den Vordergrund stellen –, die mit Tabellen
arbeiten. Liebe Frau Stahmann, auch die Tabellen und
dieses Ranking werden der guten Arbeit an unseren
Schulen nicht gerecht. Warum nicht? Ich will Ihnen
das an einem ganz einfachen Beispiel verdeutlichen!

Wenn Sie in die Grundschule am Weidedamm schau-
en, wenn Sie in die Grundschule nach Borgfeld schau-
en, vielleicht auch noch einmal in den Baumschulen-
weg, und Sie gleichzeitig in die Schule Auf den Heuen,
an die Andernacher Straße, an den Buntentorstein-
weg und gern auch noch an eine andere benachtei-
ligte Schule schauen und dann sagen, nun machen
wir einmal ein Ranking, was sagt Ihnen denn dann
das Ranking aus, liebe Frau Stahmann? Das sagt Ihnen
aus, dass Sie in den einen Schulen exzellente Ergeb-
nisse erwarten könnten, die absolut mit Bayern und
auch mit den finnischen Grundschulen, sofern es denn
ein Grundschultest gewesen wäre, übereinstimmen,
und zum anderen sagen Sie, um Gottes willen, wie
schlecht sind denn die Ergebnisse in den benachtei-
ligten Schulen! Dann werden Sie sehen, dass wir in
die benachteiligten Schulen deutlich mehr Geld in-
vestieren als in die in den privilegierten Stadtteilen,
und das ist gut so, dass wir dort mehr Geld investie-
ren!

(Beifall bei der SPD)

Trotzdem, liebe Frau Stahmann, erreichen wir nicht
die Ergebnisse aus Schwachhausen, Borgfeld und Fin-
dorff-Weidedamm! Sehen Sie doch an diesem klei-
nen Beispiel, wie unsinnig es ist, hier Rankings auf-
zustellen! Wir können nicht ein Schul- und Bildungs-
system von Bremen anhand von Rankings verglei-
chen! Das ist nicht fair, nicht in Ordnung, und das wird
– ich sage es zum dritten Mal – den guten Leistun-
gen an unseren Schulen nicht gerecht. Deshalb fand
ich es sehr schwierig, mit diesen Begrifflichkeiten wie
Skandal, Katastrophe und niederschmetternd umzu-
gehen.
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Ich will Ihnen sagen, was ich den Schulen mitge-
teilt habe. Ich habe mich darüber gefreut, dass un-
sere Leistungen in so kurzer Zeit – Frau Hövelmann
ist darauf eingegangen –, innerhalb von wenigen
Monaten, das hat übrigens kein Wissenschaftler für
möglich gehalten, im Schnitt um 21 Punkte, also zirka
fünf Prozent, besser geworden sind. Das ist übrigens
kein Erfolg unserer Bildungspolitik, das konnte nicht
so schnell gehen. Das ist ein Erfolg, der uns gelun-
gen ist, weil wir den Schulen vermittelt haben, dass
es hier auch um die Ehre unseres Landes geht und
dass wir den Menschen draußen in ganz Deutschland
belegen wollen, dass wir nicht so dumm sind, wie das
erste Ergebnis widergespiegelt hat.

Liebe Frau Stahmann, dieses bessere Ergebnis, was
die absoluten Ergebnisse angeht – Sie haben das
gesagt –, darf man aber nicht als erneute Katastro-
phe darstellen, denn sonst würden Sie unsere Schu-
len an dieser Stelle auch beschädigen!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das habe ich auch nicht gemeint!)

Ich weiß das, aber ich habe ja sehr genau aufgepasst
und zum Teil mitgeschrieben, was hier gesagt wur-
de, und es ist falsch! Ich habe ja irgendwann auch
einmal eine pädagogische Ausbildung genossen und
war lange genug mit Menschen zusammen. Wenn
du immer nur hörst, dass du schlecht bist und dass
du schlechte Ergebnisse bringst, die niederschmet-
ternd und katastrophal sind, dann bewegst du nichts
nach vorn! Man muss sich, wenn es eine Verbesse-
rung der Leistung gegeben hat, dafür bedanken und
es auch anerkennen und loben!

(Beifall bei der SPD)

So habe ich das in meiner Ausbildung und in mei-
nem beruflichen Leben gelernt. Nicht mit Nacken-
schlägen können Sie die Menschen motivieren, besser
zu werden und auch sich mehr anzustrengen, son-
dern in erster Linie durch Anerkennung ihrer Arbeit.
Es war mir besonders wichtig, das den Schulen auch
unmittelbar im Sommer, als wir die Ergebnisse be-
kommen haben, mitzuteilen und den verantwortli-
chen Lehrkräften auch dafür zu danken. Warum? Wir
haben in den letzten drei Jahren seit dem Test un-
glaublich viel angeschoben in unserem Land, und wir
haben die Schulen viel mehr belastet, als wir das zuvor
getan haben. Wir schauen in den Unterricht, was in
unseren Schulen jahrzehntelang nicht üblich war. Wir
sagen, weg mit der Unverbindlichkeit! Wir wollen
Standards setzen und das überprüfen. Das war jahr-
zehntelang nicht üblich, und es ist eine verdammt
harte Arbeit, das jetzt Stück für Stück umzusetzen.

Ich finde, wir sind auf einem sehr guten Weg. Das
zeigen sehr viele Dinge. Ich will Sie nicht damit ner-
ven, das alles aufzuführen, was wir an Sommercamps,
Ostercamps und an Fördermaßnahmen für benach-

teiligte Schülerinnen und Schüler umgesetzt haben,
und ich bin ganz sicher, dass diese Arbeit fruchtet.
Deshalb sind die Maßnahmen, die wir initiiert haben,
richtig. Wir sind auf einem richtigen Weg, auch wenn
ich Ihnen gegenüber nicht sagen kann, dass alle
Schritte, die wir unternommen haben, letztendlich
richtig sind. Das wird sich irgendwann einmal, wenn
die nächsten Schülergenerationen überprüft werden,
zeigen. Ich glaube aber, dass wir in der riesig gro-
ßen Anzahl der Dinge, die wir initiiert haben, auf
einem richtigen Weg sind. Das sind die allgemeinen
Leistungen.

Jetzt kommen aber zwei ganz wichtige Punkte!
Anhand der Untersuchung von 2003 im Vergleich zu
2002 können wir, und darauf bin ich ganz stolz, kon-
statieren, dass die Anzahl der Risikoschüler – derje-
nigen Schüler, die Sie auch zitiert haben –, die nicht
einmal das untere Level, die erste Leistungsstufe
erreicht hat, sich deutlich und von den Wissenschaft-
lern anerkannt gesenkt hat. Das ist ein Erfolg, das
muss man doch sagen dürfen, auch angesichts des
letzten Tabellenplatzes!

Der nächste Punkt ist schon mehrfach in den Dis-
kussionsbeiträgen angeklungen, aber ich muss noch
einmal sagen, dass ich auch das hier besonders her-
vorheben möchte: Wir sind in der sozialen Kopplung
deutlich besser geworden! Es ist kaum vorstellbar,
wie so etwas so schnell gehen kann, aber die Zah-
len lügen an der Stelle nicht. Wir haben im Schnitt
eine vierfach bessere Chance in Deutschland für ein
Kind aus einer bildungsnahen Familie im Vergleich
zu einer Facharbeiterfamilie, und das haben wir
deutlich verbessert. Wir in Bremen liegen bei 2,8 an
der Stelle.

(Unruhe beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bin nicht zufrieden mit 2,8! Ich kann erst zu-
frieden sein, wenn die Kinder bei gleicher Voraus-
setzung auch wirklich eins zu eins Chancengleich-
heit in unserem Land haben!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Sie müssen aber zugeben, dass wir an dieser Stelle
in der sozialen Gerechtigkeit besser geworden sind!
Das ist ein Ergebnis der Politik der großen Koaliti-
on, und ich finde, das darf man nicht kaputt oder
schlecht reden, sondern das muss man mit einigem
Respekt, man kann auch sagen Stolz, behandeln. Da
sind wir auf dem richtigen Weg, daran arbeiten wir
weiter, und wir reden nichts schön, aber wir müssen
die Dinge, die in so kurzem Zeitraum wirklich bes-
ser geworden sind, auch anerkennen. Sonst werden
wir den Leistungen unserer Schulen nicht gerecht.

Das Ziel habe ich definiert: eins zu eins bei glei-
cher kognitiver Voraussetzung! Wir haben aber ein
ganz schweres Problem, und das sind die Kinder, die
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zu Hause nicht deutsch sprechen. Das ist ganz klar
durch die Pisa-E-Untersuchung für unser Land be-
legt. Die Kinder, die zu Hause mit einem Migrations-
hintergrund aufwachsen und zu Hause nicht deutsch
sprechen, haben aber so deutlich schlechtere Bil-
dungschancen als die Kinder mit Migrationshinter-
grund, die deutsch zu Hause sprechen, weil sich die
Geschwister vielleicht angewöhnt haben, deutsch zu
sprechen. Es gibt ja auch die Kinder, die mit den Eltern
in der Muttersprache reden, aber mit den Geschwis-
tern schon deutsch sprechen. Sie sind auch deutlich
besser in ihren Bildungschancen. Das ist ein Problem,
das wir noch nicht gelöst haben.

Ich habe bereits 2000 und 2001 in ganz vielen Ver-
anstaltungen Eltern mit Migrationshintergrund in den
Stadtteilen eingeladen und gesagt: Sie müssen Ihre
Kinder besser sprachlich fördern, es geht nicht ohne
Ihre Hilfe! Offensichtlich hat das aber nicht gefruchtet.
Ich habe jetzt einen runden Tisch einberufen. Bereits
Anfang Dezember wird er zusammenkommen. Übri-
gens sind gerade die Vertreter der türkischen Bevöl-
kerungsgruppe ganz hinten abgekoppelt. Wenn man
sich die Migranten noch einmal anschaut, sind ge-
rade die ganz besonders schlecht in ihren Chancen,
die zu Hause ausschließlich ihre Muttersprache spre-
chen. Ich habe jetzt diese Gruppe eingeladen. Ich habe
es nicht nur über die Eltern direkt versucht – das reicht
offensichtlich nicht –, sondern ich habe Vertreter der
Sportvereine, der türkisch-deutschen Vereine und der
Moscheen zu mir in die Behörde eingeladen. Wir
wollen miteinander darüber reden, wie wir diese
unglaubliche soziale Ungerechtigkeit auflösen kön-
nen. Ich sagen Ihnen nur eines, liebe Abgeordnete:
Wir können, ich kann das nicht allein ohne die El-
ternhäuser erreichen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich sage Ihnen das auch mit ein bisschen Verzweif-
lung, weil ich mich für alle Kinder dieses Landes, und
das meine ich sehr ernst, verantwortlich fühle, und
das habe ich auch immer in den letzten sechseinhalb
Jahren gezeigt. Ohne aber, dass mir von Seiten der
Elternhäuser geholfen wird, schaffe ich es nicht, denn
es weiß jeder, der sich ein bisschen mit Schulpolitik
auskennt: Es ist ein Riesenunterschied, ob das Eltern-
haus darauf achtet, ob die Sprache sich entwickelt,
ob man zum Lesen motiviert, ob man anhält zur Er-
füllung der Pflichten, die auch ein Schulkind hat, ohne
Wenn und Aber, ob man das mit Freude vermittelt
oder sich eben um nichts kümmert.

Viel zu viele Familien sehen nicht den Schwerpunkt
ihrer häuslichen familiären Aufgabe darin, ihre Kinder
zu fördern. Der Staat hat hier eine Aufgabe, ich muss
hier arbeiten und Schwerpunkte setzen, aber ich
brauche die Eltern dazu. Ich muss einen erneuten
Anlauf wagen, um genau die Gruppe, die ich eben
benannt habe, dazu zu bewegen, sich im Interesse
ihrer Kinder verstärkt zu engagieren.

Wir haben vier Dinge, die wir jetzt angreifen müssen
oder im Prinzip fortsetzen. Das ist mehrfach gesagt
worden, auch von der Opposition. Ich bin voll ein-
verstanden und weiß, dass wir ganz eng beieinander
sind, es hinzubekommen, dass wir in der frühkind-
heitlichen Bildung früher diagnostizieren und früher
fördern. Da gibt es überhaupt keine unterschiedli-
chen Auffassungen, aber das kostet Geld, und die-
ses Geld muss dieses Haus Frau Röpke beziehungs-
weise dann im Folgenden auch mir für mein Ressort
zur Verfügung stellen, weil wir hier noch Defizite
haben, und hier müssen wir die Kinder früher errei-
chen.

In Finnland, Sie wissen, dass ich das gern zitiere,
beginnt die Kontrolle und die Diagnose mit der Ge-
burt. Mit der Geburt sind die Sozialpädagogen, die
Erzieher in den Familien, um zu sehen, ob die Kin-
der sich angemessen altersgemäß entwickeln. Da
können solche Dinge, wie sie jetzt im Augenblick so
schrecklich in Hamburg passieren – das kann man
ja fast täglich nachlesen –, nicht passieren. Ich kann
sie für Bremen nicht ausschließen. Ich kann mich nur
bemühen, gemeinsam mit der Kollegin Röpke dage-
genzuhalten, dass sich nach Möglichkeit solche furcht-
baren Dinge hier nie abspielen. Es ist aber völlig rich-
tig, hier muss ein Schwerpunkt gesetzt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt muss sein, dass wir die
Qualitätsoffensive, die wir seit drei Jahren unternom-
men haben, weiter fortsetzen. Unterricht muss im
Schwerpunkt unserer Bemühungen stehen, nicht die
unsinnige Debatte um Schulstrukturen. Wir haben,
und ich finde es ausdrücklich richtig, uns nicht zer-
kämpft und zerbissen im Kampf um ideologisch bes-
sere Konzepte, sondern wir haben gesagt, wir bin-
den die Eltern ein, und wir lassen die Eltern entschei-
den, wo sie ihre Kinder in die Schule geben wollen.
Ich sehe auch dort eine deutliche Verbesserung nicht
nur im Unterricht, sondern auch im Schulklima, und
das ist unendlich wichtig für eine Schule, um die
Kinder und auch die Lehrerinnen und Lehrer zu
motivieren, sich dort zu engagieren und zu besseren
Leistungen zu kommen.

Die Ganztagsschulen müssen weiter ausgebaut wer-
den. Auch ich bin der alten Bundesregierung dank-
bar, dass sie das in Gang gesetzt hat. Ich teile Ihre
Auffassung: Ohne die Unterstützung der Bundesre-
gierung hätten wir das nicht umgesetzt.

(Beifall bei der SPD)

Sie sind ein Segen für unsere Schulen, und ich will
das unbedingt weiter fortsetzen.

Wenn es uns gelingt, diese Maßnahmen fortzuset-
zen, dann bin ich der festen Überzeugung, dass wir
2006 zu besseren Ergebnissen kommen, aber ich bitte,
immer wieder darauf hinzuweisen, dass dieses Ran-
king nicht allein die Wahrheit ist. Es gibt Schulen in
Bremen, die vorzügliche Arbeit unter sehr schweren
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Bedingungen machen, und diesen Schulen müssen
wir danken und dürfen sie nicht schädigen durch
öffentliche Äußerungen, dass alles so unendlich
schlecht in unseren Schulen ist. Es gibt in Bremen und
Bremerhaven viele Leuchttürme, und die müssen wir
immer weiter hervorheben.

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Ergeb-
nisse 2006, die wir hoffentlich noch vor der Wahl
bekommen, werden besser sein. Ich bin da nicht ganz
sicher, ob das zeitlich gelingt, aber ich bin ganz si-
cher, wenn es uns gelingt, die Dinge, die wir ange-
gangen sind, die schwer durchzusetzen sind, weil wir
ganz viel von den Lehrerinnen und Lehrern verlan-
gen, kontinuierlich fortzusetzen, dass die Ergebnis-
se besser werden.

Ich kann nicht sagen, dass wir nun auf einmal im
Mittelfeld landen. Das kann ich nicht Schulen am
Buntentorsteinweg, an der Andernacher Straße oder
Auf den Heuen, den Lehrern, die dort aktiv sind, zu-
trauen, das geht nicht, das können wir nicht schaf-
fen. Wenn sie sich aber um weitere fünf Prozent ver-
bessern, dann kann ich Ihnen nur sagen, dann wa-
ren alle Bemühungen ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Ich will diesen Weg unbedingt weiter mit Ih-
nen gehen und sehe diese Diskussion heute Morgen
nicht defätistisch, sondern ermutigend für uns alle
weiterzumachen in den ganz gezielten Forder- und
Fördermaßnahmen für unsere Schulen. – Ich danke
Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich greife das auf, was der Bildungssenator
gerade noch einmal gesagt hat: Ohne den Bund geht
es nicht! Ich glaube, das ist eine richtige Aussage, die
Sie gemacht haben, Herr Bildungssenator, aber die
SPD und die CDU auf Bundesebene haben jetzt et-
was anderes beschlossen, sie haben sich für etwas
anderes verabredet. Es wird künftig nicht mehr mög-
lich sein, dass der Bund sich finanziell an den bildungs-
politischen Aktivitäten in den Ländern beteiligen wird.
Ich bitte Sie ganz herzlich, dass Sie auch einmal auf
Bundesebene an Ihre Fraktion signalisieren, dass das
ein falscher Weg ist, auf dem wir uns befinden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich sage auch, der Bund muss mit ins Boot, wenn
wir darüber diskutieren, frühkindliche Bildung zu
stärken. Wenn wir mehr Geld für die Kindergärten
brauchen, sind das nicht nur ein paar Euro fünfzig
oder ein paar Euro vierzig. Es geht insgesamt um
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

bundesweit vier Milliarden Euro, die man braucht,
um aufzuholen, um mit den Pisa-Siegerländern mit-
halten zu können. Das ist kein Geld, das jetzt für neue
Tapeten oder neue Gardinen gebraucht wird, son-
dern das ist Geld, das für Personal gebraucht wird,
für Qualifizierung gebraucht wird, für Sprachförde-
rung.

Herr Tittmann, warum haben wir Ihren Antrag ab-
gelehnt, Sprachtests für ausländische Kinder zu ma-
chen? Wir brauchen nicht Sprachtests für ausländi-
sche Kinder, Herr Tittmann, wir brauchen Sprachtests
für alle Kinder! Das, was Sie hier mit Ihrem Antrag
wieder deutlich machen wollten, ist doch nur wieder
pure Diskriminierung von ausländischen Kindern. Wir
haben mittlerweile Probleme, dass viele Kinder auch
aus deutschen Familien nicht den Sprachstand ha-
ben, den sie in ihrem Alter altersgerecht erbringen
müssen, und deshalb war Ihr Antrag auch inhaltlich
nicht richtig, und deswegen haben wir ihn auch hier
richtigerweise mit allen Fraktionen im Haus abge-
lehnt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

In dieser Aktuellen Stunde geht es darum zu über-
prüfen, ob die große Koalition die Weichen in der
Bildungspolitik richtig gestellt hat. Herr Lemke hat
noch einmal Einzelmaßnahmen aufgezählt, sinnvolle
Einzelmaßnahmen, die die Grünen hier auch mitbe-
schlossen haben. Wir haben gesagt: Mehr Qualität,
auch Bildungsstandards überprüfen, Lehrer gemein-
sam mit den Erzieherinnen und Erziehern besser
ausbilden! Wir haben im Bildungsbereich eine Viel-
zahl von Einzelmaßnahmen beschlossen. Was aber
doch fehlt, lieber Bildungssenator und liebe Sozial-
senatorin, ist eine gemeinsame Strategie des Bremer
Senats, wie wir im Bereich Bildung nach vorn kom-
men!

Da habe ich doch eben wieder gehört: Mein Res-
sort hat nur soundsoviel Geld, und Frau Röpke müsste
auch noch ein bisschen etwas haben. Wir fordern als
Opposition eine Gesamtstrategie des Bremer Senats,
einen Masterplan, an dem die Eltern beteiligt sind,
an dem die Schulen beteiligt sind, die frühkindlichen
Bildungseinrichtungen, die Handelskammer. Dieses
Thema muss in diesem Land richtig nach vorn ge-
bracht werden, und das muss der Senat wirklich tun
mit einem Gesamtkonzept, da reichen die Einzelmaß-
nahmen nicht aus.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Abschließend möchte ich noch einmal kurz etwas
zum Kollegen Rohmeyer sagen, der gesagt hat, Bayern
wäre nun doch Champions League, und ich würde
hier herumschwindeln und nicht die Wahrheit sagen.
Herr Rohmeyer, ich sehe in die Tabellen hinein, und
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da muss ich sagen, Abiturientenquote: Bayern 20
Prozent!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage. – Glocke)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Abgeordnete,
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Tittmann?

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Nein!

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg.
R o h m e y e r  [CDU])

Schweden 75 Prozent, Finnland 60 Prozent! Das sind
Zahlen, Herr Rohmeyer! Finnland 60 Prozent, Schwe-
den 75 Prozent, Bayern 20 Prozent! Bayern kann gar
nicht den Bedürfnissen der Wirtschaft an Abiturien-
ten Rechnung tragen. Auch bei den Fachabiturien-
ten hat Bayern noch ein paar Schülerinnen und ein
paar Prozente zu bieten, aber international sind wir
doch einfach nicht gut. Das müssen wir zur Kennt-
nis nehmen, und wir müssen uns mit denen messen.
Wir haben nicht einen bundesweiten Arbeitsmarkt,
sondern wir haben einen europäischen Arbeitsmarkt.
Wir leben in einer Wissensgesellschaft, und unser
Bildungssystem wird den Anforderungen nicht ge-
recht.

Herr Rohmeyer, Sitzenbleiberquote Bremen: Wir
haben bundesweit die höchste Sitzenbleiberquote!

(Zuruf der Abg. Frau H ö v e l m a n n
[SPD])

Sie ist reduziert worden. Frau Hövelmann, warum?
Weil die Eltern der Kinder, die ein Gymnasium be-
suchen, Nachhilfe bezahlt haben, weil der Bildungs-
senator Kurse angeboten hat, die auch überwiegend
von Familien oder auch von Kindern wahrgenommen
worden sind, die bildungsnah sind. An den Haupt-
schulen haben wir den Trend aber noch nicht um-
drehen können, und wir müssen doch hier Sorge dafür
tragen, dass alle Kinder, auch die, die aus Familien
kommen, die sozial benachteiligt sind, gleiche Bil-
dungschancen haben. Dann nehme ich den Bildungs-
senator ernst, der gesagt hat, bei gleichem Talent muss
es hier gleiche Chancen geben. Deswegen stehen wir
hier vorn, diese Chancen werden den Kindern heu-
te in Bremen nicht präsentiert und nicht eingelöst.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der letzte Punkt ist: Hat die Koalition umgesteu-
ert in Sachen Bildungsausgaben? Ich habe schon
mehrfach hier vorn gestanden, auch meine Kollegen
Mützelburg und Zachau, und habe gesagt, Bremen

gibt viel Geld aus für die weiterführenden Schulen,
zu wenig im Vergleich mit Kindergärten und Grund-
schulen. Bremen hat nicht umgesteuert. Diese Koa-
lition hat, seitdem sie regiert, nicht richtig umgesteuert.
Wir geben immer noch deutlich mehr Geld aus für
den Bereich der weiterführenden Schulen, es hat keine
Kurskorrektur gegeben in dieser wichtigen Frage.
Auch daran kann man festmachen, dass die große
Koalition Wichtiges versäumt hat. Das wollte ich
deutlich machen! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Stahmann, da Sie
ja nun nicht in der Lage sind, meine Fragen beant-
worten zu können,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nicht willens!)

bin ich gezwungen, noch einmal nach vorn zu kom-
men. Ich möchte Sie fragen: Hätten Sie unter Berück-
sichtigung dessen, dass Sie alle meine Anträge ab-
gelehnt haben, dann damals dem Antrag der Deut-
schen Volksunion zugestimmt, vielleicht mit dem
Untertitel „Deutschtest für alle Kinder“? Hätten Sie
dem zugestimmt?

Zweitens: Ich muss Ihnen sagen, meine Damen und
Herren, die Deutsche Volksunion wird sich auch
weiterhin vehement für die Zukunft unserer Kinder
mit gleichen Bildungschancen für alle Kinder – das
betone ich hier, für alle Kinder! – parlamentarisch
uneingeschränkt rigoros einsetzen. Auch wenn Sie
das mit einer überparteilichen, einstimmigen, nieder-
trächtigen und undemokratischen Ablehnung aller
DVU-Anträge verhindern wollen, es wird Ihnen nicht
gelingen! Wie vorhin schon erwähnt: Herr Senator
Lemke, der letzte Platz ist eben der letzte Platz, und
den können Sie nicht schönreden. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD)*): Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Nur noch zwei Äußerun-
gen zur Kollegin Stahmann, weil wir das nicht so
stehen lassen können!

Liebe Frau Stahmann, ich weiß genau, dass Sie
mitbekommen haben, dass wir die Grundschule sehr
gestärkt haben, nicht nur durch die Verknüpfung
zwischen dem frühkindlichen Bereich, den Diagno-
seinstrumenten, die Frau Senatorin Röpke da einsetzt
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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und dem verbessertem Übergang, sondern durch die
fast flächendeckende Einführung der verlässlichen
Grundschule. Durch die Erhöhung der Stunden in der
Grundschule haben wir einen Schwerpunkt in der
Grundschule gesetzt und nicht zuletzt auch durch die
Einführung von Englisch in der Grundschule. Das alles
ist eine Verstärkung der Unterrichtsstunden im Grund-
schulbereich, dazu kommt der Anteil der verlässli-
chen Grundschule. Mir war es wichtig, das hier noch
einmal deutlich zu machen, nicht, dass es so hängen
bleibt, wir hätten verschlafen, dass in der Grundschule
Veränderungen notwendig waren.

Ich habe nicht umsonst hier eben gesagt, auf den
Anfang kommt es an, und von daher bitte ich Sie, dass
Sie das nicht nur zur Kenntnis nehmen – darum kann
ich Sie natürlich gern bitten –, sondern ich bitte Sie
auch darum, dass Sie so etwas nicht wieder behaup-
ten! – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der
Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich möchte mich auch noch
einmal zu einem Thema äußern, das am Ende der
Debatte aufgetaucht ist! Die CDU-Fraktion fordert seit
langer Zeit die gemeinsame Ressortverantwortung
von Bildung und Jugendeinrichtungen, damit wir hier,
da sind wir sehr nah mit den Grünen zusammen, keine
Reibungsverluste auf dem Rücken von Kindern ha-
ben.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Und
mit mir!)

Ja, mit Ihnen, aber nicht mit der SPD, Frau Hövel-
mann! Die SPD hat es abgelehnt. Wir hatten es in die
Koalitionsverhandlungen eingebracht, dass wir eine
gemeinsame Ressortverantwortung wollen. Wir hat-
ten, da ist das Beispiel verlässliche Grundschule, das
Beispiel Ganztagsschule, der Übergang vom Kinder-
garten zur Schule, ganz viele Reibungsverluste, und
immer auf dem Rücken von Kindern, und das muss
in Zukunft aufhören, meine Damen und Herren!

Da zeigen andere Länder, auch innerhalb Deutsch-
lands, dass das geht. Wir erwarten, dass das in der
nächsten Legislaturperiode gemacht wird, das sind
momentan – ich muss es so nennen – sozialdemokra-
tische Befindlichkeiten und Machtstrukturen. Es kann
nicht sein, dass so etwas auf dem Rücken von Kin-
dern stattfindet. Wir haben dort viele Vorschläge
gemacht, Herr Bartels in den Debatten zur Jugend-
politik, wir haben klare Aussagen zum dritten Kin-
dergartenjahr in unserem Regierungsprogramm, da
können Sie gern weiter von uns abschreiben. Wir
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

haben hier klare Positionen, und da hoffe ich, dass
wir vielleicht sogar schon in dieser Wahlperiode, Frau
Hövelmann, wenn Sie das so sagen –

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das
glaube ich nicht!)

überzeugen Sie bitte Ihre Genossen! –, noch weiter-
kommen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

 Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist damit geschlossen.

Mit Prävention und Aufklärung häusliche
Gewalt verhindern

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 21. Juni 2005

(Drucksache 16/674)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 16. August 2005

(Drucksache 16/724)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Röpke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Frau Senatorin Röpke, Sie machen davon nicht Ge-
brauch, wie ich Ihnen ansehe.

Dann treten wir in eine Aussprache ein.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD)*): Frau Präsiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn
Sie Gewalterfahrung suchen, egal ob als Opfer oder
als Täterin, gründen Sie am besten eine Familie. Das
ist der in meinen Augen doch etwas übertriebene
Ausspruch eines Professors für Strafrecht. Dennoch,
den Statistiken ist zu entnehmen, dass die Gewalt-
kriminalität im öffentlichen Bereich in Deutschland
zurückgeht, im privaten Bereich, in den Familien
dagegen zunimmt. Die Gewalt im öffentlichen Raum
betrifft überwiegend Männer, während sich die häus-
liche Gewalt überwiegend gegen Frauen, Kinder und
pflegebedürftige Menschen richtet.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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In Deutschland allein erleben nach aktuellen Schät-
zungen 20 bis 25 Prozent aller Frauen und Mädchen
im Laufe ihres Lebens Gewalt, und häusliche Gewalt
ist kein Einmalereignis. Der Kreislauf der häuslichen
Gewalt führt über längere Zeit häufig zu einer Stei-
gerung der Intensität der Gewaltanwendungen. In
den seltensten Fällen handelt es sich hier um diese
so genannten Ausrutscher. Wir können also ganz klipp
und klar sagen, Misshandlungen sind Wiederholungs-
delikte.

Die gesundheitlichen Folgen von Gewalt sind viel-
fältig. Neben den direkten körperlichen Verletzun-
gen, die sichtbar sind, erleiden die Betroffenen auch
erhebliche psychische Folgebeschwerden. Schlafstö-
rungen, Depressionen, Ängste führen bei Opfern zu
einem deutlich höheren Alkohol- und Tabakkonsum
und auch zu Medikamentenabhängigkeiten. Viele
Gewaltopfer rufen bei Tätlichkeiten nicht die Poli-
zei, sie wenden sich auch nicht hilfesuchend an Be-
ratungsstellen. Sie gehen aufgrund von gesundheit-
lichen Beschwerden zu ihrem Arzt, zu ihrer Ärztin,
insbesondere in hausärztliche, gynäkologische oder
pädiatrische Praxen, seltener und nur bei schwerwie-
genden akuten Verletzungen werden Kliniken auf-
gesucht.

Bei der Erkennung und Bekämpfung von häusli-
cher Gewalt nehmen somit die im Gesundheitswe-
sen Beschäftigten eine herausragende Stellung ein.
Doch nicht immer erkennen Medizinerinnen das Pro-
blem Gewalt hinter einem Symptom. Selbst dann,
wenn Patientinnen sich öffnen und von ihren Gewalt-
erfahrungen berichten, reagieren die Medizinerinnen
oft nicht angemessen.

Im Zentrum zur Bekämpfung der häuslichen Ge-
walt stehen somit die Information und die Fortbildung
der Mitarbeiterinnen im Gesundheitswesen. In den
Krankenhäusern in Bremen ist dieses Thema in den
letzten Jahren regelmäßig angeboten und auch dis-
kutiert worden. Über das von den Kliniken entwickelte
Informationsmaterial, dieses Faltblatt, ist hier im Hause
auch schon öfter berichtet worden. Eine große Fach-
tagung zu diesem Thema fand im September dieses
Jahres im Klinikum Ost statt.

Für die Ärzte und Ärztinnen gibt es seit 2004 eine
Fortbildungsverpflichtung. Das Thema häusliche Ge-
walt ist dort aber nicht zu finden. In einer öffentli-
chen Sitzung unseres Gleichstellungsausschusses im
März dieses Jahres berichteten uns die Vertreterinnen
der Ärztekammer, dass in den letzten Jahren sehr
wenige Fortbildungsmaßnahmen zu dem Thema
häusliche Gewalt angeboten worden sind, da dies
auch nicht von den Ärztinnen oder Ärzten nachge-
fragt worden ist. Es bedurfte erst unserer Sitzung, um
das Thema häusliche Gewalt wieder in den Fortbil-
dungskatalog der Ärztekammer aufzunehmen. Un-
ser Wunsch, diese Weiterbildungsveranstaltung ver-
pflichtend zu machen, wurde von Seiten der Ärzte-
kammer aber nicht befürwortet.

Wir freuen uns aber sehr, dass die Ärztekammer
zurzeit eine Informationsschrift zum Thema häusli-
che Gewalt erarbeitet, in der anschaulich und pra-
xisnah die einzelnen Themenblöcke dargestellt wer-
den sollen. Hierzu gehören unter anderem auch In-
formationen zur Schweigepflicht und Dokumentati-
on, denn neben einer sorgfältigen Dokumentation der
Untersuchung gilt es ganz besonders aufzuklären, wie
Beweise zu sichern sind. In einem strafrechtlichen
Gerichtsverfahren kann dies von ausschlaggebender
Bedeutung sein.

Hier möchte ich gern kurz ein Beispiel anführen,
das ich als Berichterstatterin im Petitionsausschuss
erlebt habe. Ein kleines Mädchen ist in die Klinik
eingeliefert worden mit Vaginalverletzungen, es
wurden bei der Untersuchung Spermien festgestellt.
Dieses Untersuchungsmaterial ist von den Ärztinnen
und vom Klinikpersonal gesichert worden, aber so
gesichert worden, dass es auf dem Transport zur
Untersuchungsstelle leider zerstört worden ist. Das
heißt, die Untersuchungsträger waren nicht richtig.
Es ist nicht mit der genügenden Sorgfalt vorgegan-
gen worden. Der Täter, der sich an diesem kleinen
Mädchen vergangen hatte, konnte also nicht iden-
tifiziert werden und läuft heute noch frei herum.

Wichtig ist auch bei der Behandlung des Themas
häusliche Gewalt die Ausbildung in der Pflege. Dem
Bericht des Senats ist zu entnehmen, dass die Gewalt
in der Pflege als ein Schwerpunktthema in Bremen
behandelt wird. Das Thema Gewalt in der Pflege ist
bisher überwiegend im Zusammenhang mit Pflege-
mängeln in Alteneinrichtungen öffentlich geworden.
Die meisten pflegebedürftigen Menschen leben aber,
und das wissen wir, in ihrer häuslichen Umgebung
und werden, das ist in der Regel so, von den Ange-
hörigen gepflegt. Es gibt nur wenige Ärztinnen und
Pflegerinnen, die, wenn sie eine Familienvisite vor-
nehmen, zum Beispiel im Rahmen eines Pflichtbesuchs
des Medizinischen Dienstes der Pflegekassen, diese
explosive Familienbeziehung erkennen und gezielt
Hilfe anbieten können.

Ich will nicht sagen, dass die Gewalt in der häus-
lichen Familienpflege bei uns zum Alltag gehört. Die
Dunkelziffer ist aber nach meinen Erfahrungen ex-
trem hoch. Ich bin mir sicher, dass die Zahlen noch
weiter steigen werden. Opfer und Täter von Gewalt
sind sowohl die Pflegepersonen, aber auch die zu
Pflegenden. Betroffen sind in diesem Bereich über-
wiegend Frauen, denn sie sind diejenigen, die ihre
Partner oder sonstigen Angehörigen pflegen. Sie sind
aber auch diejenigen, die ihre Partner überleben und
selbst als Pflegebedürftige dann Hilfe in Anspruch
nehmen müssen. Die Forschungsergebnisse unserer
Uni zeigen ganz eindeutig, dass in diesem Bereich
zukünftig ein sehr hohes Gewaltkonfliktpotential zu
erwarten ist.

Neben den individuellen, menschlichen, persön-
lichen Verletzungen, Demütigungen und Zerstörun-
gen gibt es aber auch noch eine finanzielle Betrach-
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tung des Themas. Häusliche Gewalt ist für unsere
Gesellschaft sehr teuer. Geschätzt wird ein Betrag in
der Bundesrepublik von jährlich über einer Milliar-
de Euro, ein Betrag, der, wenn natürlich auch auf
Bremen heruntergerechnet, nicht in der Größe, son-
dern in einem etwas kleineren Betrag, auch hier in
Bremen ganz konkret nachzuvollziehen ist. So sind
Frauen, die Gewalt erlitten haben, finanziell temporär
oft auf öffentliche Unterstützung angewiesen, bis sie
sich in ihrer persönlichen Situation wieder gefestigt
haben. Wenn zum Beispiel eine Pflegesituation in der
häuslichen Umgebung aufgrund von Konflikten nicht
mehr möglich ist, wird eine andere Wohnsituation
notwendig, auch hier ist in vielen Fällen öffentliche
finanzielle Unterstützung erforderlich.

(Beifall bei der SPD)

Beratungsstellen zur Unterstützung und Hilfe der
Betroffenen gibt es in Bremen von den unterschied-
lichen Trägern. Aktivitäten und Diskussionen über
dieses Tabuthema häusliche Gewalt wurden unter
anderem von der ZGF erfolgreich initiiert. Verlässli-
che Daten und Untersuchungen werden bei uns in
Bremen von der Uni erstellt.

Wir als Abgeordnete leisten unseren Beitrag, das
Thema häusliche Gewalt weiter in die Öffentlichkeit
zu rücken. Dies alles ist aber längst nicht genug.
Gewalt ist erstaunlich normal in unseren Wohnun-
gen, in allen Bereichen unserer Gesellschaft. Wir
ahnen es oft, manchmal wissen wir es auch, dass sich
etwas Verbotenes hinter den Türen abspielt. Wir alle
schauen viel zu oft weg und schweigen. Häusliche
Gewalt können auch wir verhindern, indem wir uns
einmischen, den Mund aufmachen, denn Schweigen
ist der beste Nährboden für Gewalt. – Danke!

(Beifall)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Windler.

Abg. Frau Windler (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Mit Prävention und Aufklä-
rung häusliche Gewalt verhindern, seit 1999 arbei-
ten wir intensiv an diesem Thema. Es ist heute die
fünfte Debatte zu diesem Thema häusliche Gewalt.
Als positiv zu bewerten ist es, dass diese innerfami-
liäre Angelegenheit zu einem öffentlich geächteten
Straftatbestand geworden ist. Es kann und darf nicht
sein, dass Gewalttaten in der Familie nicht geächtet
werden können, nur weil sie hinter verschlossenen
Türen passieren. Mit dem Wegweisungsrecht haben
die Polizei und die Justiz die Möglichkeit einzugrei-
fen. Das ist schon ein sehr großer Fortschritt.

Wir debattieren heute über häusliche Gewalt, das
heißt auch Gewalt an Kindern, Männern sowie älte-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

ren Menschen. Häusliche Beziehungsgewalt ist we-
der am Geschlecht noch am Alter festzumachen. Trotz-
dem sind es immer wieder Frauen, die an Gewalt-
akten leiden. Gewalt an Frauen ist weltweit und in
fast allen Kulturen verbreitet. Für Jahrhunderte wa-
ren männliche Herrschaftsansprüche und Gewalt
akzeptiertes Recht. In Deutschland wurde erst 1928
das Recht von Männern, ihre Frauen zu züchtigen,
endgültig abgeschafft. Heute ist die Gleichstellung
der Geschlechter gesetzlich abgesichert, und gewalt-
tätiges Verhalten steht unter Strafe. Die Frauenbe-
wegung hat vor 20 Jahren das gesellschaftliche Tabu
und damit das Schweigen über die Gewalt gegen
Frauen gebrochen und vor allem das Ausmaß der
Männergewalt im privaten Bereich aufgezeigt. Die
Gesellschaft hat mit der öffentlichen Finanzierung von
Unterstützungsangeboten für misshandelte Frauen
ein erstes Zeichen gesetzt, dass sie beginnt, dieses
Problem ernst zu nehmen.

Meine Damen und Herren, um einen effektiven
Schutz für Frauen und Kinder sowie einen Abbau von
Gewalt zu leisten, reicht es nicht aus, Hilfsangebote
für die Opfer bereitzustellen, die zwar anerkannte und
unverzichtbare Unterstützung bieten, darüber hin-
aus ist aber auch ein veränderter Umgang mit Män-
nergewalt notwendig, ihre gesellschaftliche und damit
rechtliche Ächtung und die deutliche Inverantwor-
tungnahme der Täter mit dem Ziel, ihr Verhalten zu
ändern.

In den letzten Jahren ist einiges auf den Weg ge-
bracht worden, zum Beispiel die Förderung spezifi-
scher Einrichtungen und die Hilfesysteme, die sich
auf die Betreuung von betroffenen Mädchen und
Frauen spezialisiert haben, zum Beispiel Schatten-
riss, Verein Neue Wege, Frauenhäuser, Notruf, Mäd-
chenhäuser und so weiter. Wir als CDU-Fraktion
meinen, es ist eine gute und wichtige Arbeit, die diese
Initiativen leisten, und wir werden sehr genau dar-
auf achten, dass die Förderung auch weitergeführt
wird.

Meine Damen und Herren, warum ist die Sensi-
bilisierung für die Gewaltproblematik in der medi-
zinischen Versorgung, zum Beispiel durch entspre-
chende Fortbildungsangebote, so wichtig? Ich möchte
Ihnen ein Beispiel geben. Frau Müller hat deutliche
Verletzungen im Gesicht und am Oberkörper. Sie
verdeckt dies mit Make-up, sie sagt, sie sei gestürzt.
Der Arzt fragt nicht weiter nach. Das Martyrium geht
deswegen weiter. In Bremen muss dies aber nicht
mehr so sein. Die Ärztekammer Bremen hat in Koo-
peration mit der ZGF – schönen Dank auch dafür –
einen Leitfaden für Ärztinnen und Ärzte zum Umgang
mit Opfern häuslicher Gewalt erarbeitet. Die dort
zusammengestellten Informationen können eine gute
Arbeitshilfe für das Personal darstellen.

Wir alle wissen, dass das Thema häusliche Gewalt
ein sehr sensibles Thema ist, aber die Krankenkas-
sen und die Krankenhäuser sind mit den Fortbildungs-
maßnahmen auf dem richtigen Weg. Positiv ist auch
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zu erwähnen, dass das Faltblatt „Häusliche Bezie-
hungsgewalt“ neu aufgelegt wird. In der Kranken-
und Kinderkrankenpflege werden Fragen der häus-
lichen Gewalt in verschiedenen Zusammenhängen
in der Ausbildung behandelt. Hier sollte man sich doch
vielleicht überlegen, dem Thema lieber 40 als 20
Stunden zu geben.

Leider ist häusliche Gewalt ein Thema, das immer
mehr Platz in unserer Gesellschaft einnimmt. Die
CDU-Fraktion begrüßt in diesem Zusammenhang
auch, dass die Gesundheit Nord GmbH Klinikverbund
Bremen mit der Unterstützung des Klinikums Bremen-
Ost am 14. September 2005 eine fachübergreifende
Tagung zum Thema Beziehungsgewalt veranstaltet
hat. Diese Fachtagung wurde von der Ärztekammer
sogar als Fortbildungsveranstaltung bewertet. Ich
meine, das ist der richtige Weg, da kann man noch
einiges mehr tun.

Ich wünsche mir auch noch mehr Vernetzung der
Hochschule Bremen zur Hochschule Bremerhaven.
Vielleicht kann die Hochschule Bremerhaven die
Studiengänge aus wissenschaftlicher Sicht überneh-
men. Es wäre vielleicht einmal ein Weg, dort ins
Gespräch zu kommen und dies zu überlegen.

Meine Damen und Herren, die Finanzierung für
das Präventionskonzept „Häusliche Beziehungsge-
walt“ war in diesem Jahr sehr schwierig, aber wir
haben es mit vereinten Kräften geschafft. Ich sage
aber hier auch ganz deutlich: Es muss eine länger-
fristige Lösung geschaffen werden. Alle Menschen
haben ein Recht auf ein Leben ohne Gewalt und ohne
Diskriminierung und auf eine freie Entfaltung ihrer
Persönlichkeit. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Große Anfrage mit
der Drucksachen-Nummer 16/674 behandelt das sehr
wichtige aktuelle Thema „Mit Prävention und Auf-
klärung häusliche Gewalt verhindern“. Endlich ein-
mal eine aktuelle Anfrage, denn häusliche Gewalt
ist weder ein Tabuthema noch Privatsache, es ist ein
hoch kriminelles Unrecht! Darum sage ich namens
der Deutschen Volksunion: Es muss verstärkt öffentlich
gemacht werden, damit Polizei und Justiz zum Schutz
der Opfer schnell und effektiv dagegen einschreiten
können.

Meine Damen und Herren, häusliche Gewalt kommt
in allen sozialen Schichten vor. Darüber hinaus sind
aber auch sehr viele ausländische Frauen Opfer häus-
licher Gewalt, die auf Grundlage einer anderen Kultur,
Religion und einer anderen Wertevorstellung der Frau
täglich brutal begangen wird. An dieser Tatsache
können Sie deutlich erkennen, dass Ihre sehr teure

Möchtegern- und unrealistische Wunschintegration
gescheitert ist. Die Themen Unterdrückung von aus-
ländischen Frauen, Zwangsehen, Zwangsprostituti-
on, Ehrenmord und so weiter haben wir hier ja schon
des Öfteren behandelt, so dass ich darauf nicht mehr
näher einzugehen brauche.

Seit dem 1. Januar 2002 sind Opfer von häuslicher
Gewalt durch das neue Gewaltschutzgesetz besser
geschützt. Das Gesetz ermöglicht es den Opfern, die
Täter zeitlich befristet oder dauerhaft der gemeinsa-
men Wohnung zu verweisen. Damit kann die betrof-
fene Frau den gewohnten Lebensraum für sich und
die Kinder allein beanspruchen. Damit ist zwar die
rechtliche Grundlage für erweiterte Rechte der von
häuslicher Gewalt betroffenen Frauen geschaffen
worden, aber in der Realität sieht die Sache doch ganz
anders aus. Bleibt also nur noch abzuwarten, aber
nicht allzu lange, wie die Gerichte das Gesetz effektiv
anwenden, um es schnell zum Schutz der Opfer
umsetzen zu können.

Tatsache ist doch, dass nur körperliche Gewalt als
Tatbestand erfasst ist, die Beweislage bei den Opfern
liegt und das Verfahren von der Anzeige bei der Polizei
bis zum tatsächlichen Wohnungsverweis sage und
schreibe bis zu drei Wochen dauern kann. Das, mei-
ne Damen und Herren, ist viel zu lange. Da wundert
es mich überhaupt nicht, dass fast jede dritte Frau
mindestens einmal, zum Beispiel in Form von Dro-
hung, Beleidigung, Erniedrigung, Schlägen, Tritten,
sexuellem Missbrauch, Vergewaltigung, Zwangsehen
und so weiter bis hin zum Mord, häusliche Gewalt
erleiden muss.

Entsprechende Vorurteile – wie zum Beispiel „Pack
schlägt sich, Pack verträgt sich“, in jeder Ehe gibt es
einmal Krach, einem Mann rutscht nun einmal ab und
zu die Hand aus und so weiter – führen dazu, dass
die häusliche Gewalt als Kavaliersdelikt herunterge-
spielt wird. Dadurch entsteht eine katastrophale At-
mosphäre, die die Gewalttäter auch noch schützt und
verhindert, dass die Oper über erlebte häusliche
Gewalt sprechen und dringend benötigte Hilfe in
Anspruch nehmen. Darum ist die Dunkelziffer häus-
licher Gewalt auch sehr viel höher, als in den Statis-
tiken angegeben ist. Meine Damen und Herren,
Gewalt ist nie gerechtfertigt und auch niemals tole-
rierbar, niemals!

Es stellt sich nun die berechtigte Frage: Warum tren-
nen sich die Frauen nicht von ihren gewalttätigen Part-
nern oder erst dann, wenn es schon fast zu spät ist?
Das ist aber einfacher gesagt als getan, denn oft wird
das Leben der Opfer bedroht, weil der Täter auch noch
die Macht dazu hat, diese Bedrohung skrupellos
umzusetzen, oder das Opfer nicht entkommen kann
oder glaubt, nicht entkommen zu können. Das Op-
fer ist von anderen Menschen völlig isoliert, was ja
sehr oft gerade bei ausländischen Frauen der Fall ist,
oder aber der Täter ist wieder einmal über einen
gewissen Zeitraum der nette, liebe, fürsorgliche Part-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 49. Sitzung am 9. 11. 053104

(A) (C)

(B) (D)

ner mit unendlichen nicht eingehaltenen Versprechun-
gen der Besserung.

Durch jahrelange Demütigung und Erniedrigung
durch erlebte Gewalt bekommen die Opfer das Ge-
fühl, hilflos und ausgeliefert zu sein. Sie bekommen
durch die ständige gewaltige Dominanz des Täters
ein ständiges Ohnmachtsgefühl oder ein Misstrau-
en gegenüber ihren eigenen Fähigkeiten, sie verlieren
ihre Selbstachtung und ihr Selbstwertgefühl. Darum
ist es dringend notwendig, dass man schnell und
effektiv durch gezielte Aufklärung diesen hilflosen
Frauen ihr Selbstwertgefühl, ihre Selbstachtung und
Würde wieder zurückgibt, damit sich diese vielen
Opfer rechtzeitig gegen die zunehmende häusliche
Gewalt mit Mut und seelischer Kraft zur Wehr set-
zen können.

Wenn Sie es mit Ihrer Großen Anfrage „Mit Prä-
vention und Aufklärung häusliche Gewalt verhindern“
wirklich ernst meinen, dann sollten die Altparteien,
an der Spitze die jetzige schwarz-rote Regierung,
endlich die sehr hohe Arbeitslosigkeit bekämpfen und
senken, denn ihre unsägliche Politik „Augen zu und
durch“ trägt überwiegend zur schrecklichen Steige-
rung der häuslichen Gewalt bei. Sehr oft ist die Ur-
sache von häuslicher Gewalt ihre unsägliche Politik
der steigenden Arbeitslosigkeit, die Millionen von
Menschen in Armut, Zukunfts- und Perspektivlosig-
keit treibt und somit gerade zum Alkoholmissbrauch
verleitet. Das ist selbstverständlich keine Entschul-
digung für häusliche Gewalt, es ist aber eben eine
Hauptursache von häuslicher Gewalt.

Das ist Ihre Politik, hierfür tragen Sie die Verant-
wortung. Darum geben Sie diesen verzweifelten
Menschen wieder eine Arbeit, Hoffnung und Zukunft!
Geben Sie diesen verzweifelten arbeitslosen Men-
schen wieder Achtung, Würde und Selbstwertgefühl
zurück, damit haben Sie präventiv schon sehr viel
effektiv gegen die häusliche Gewalt erreicht. Dafür
haben Sie immer die hundertprozentige Unterstüt-
zung der Deutschen Volksunion. Langes sinnloses
Gerede und nur eine Anfrage helfen aber den armen
geschundenen, gequälten und vergewaltigten Frauen
überhaupt nicht weiter.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
in Anbetracht der Zeit und dass wir uns gleich alle
zur Gedenkstunde für die Opfer der Reichspogrom-
nacht einfinden, empfehle ich, jetzt diese Debatte und
diese Sitzung bis 15 Uhr zu unterbrechen.

Ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung 12.54 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
15.01 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Auf dem Besucherrang begrüße ich herzlich Mit-
glieder des Seniorenbüros Bremen, eine Besucher-
gruppe der CDU-Fraktion und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie Mitglieder des Bremer Tierschutz-
vereins.

Herzlich willkommen in unserem Hause!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir setzen die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt fünf, Mit Prävention und
Aufklärung häusliche Gewalt verhindern, fort.

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben in
den letzten Jahren hier schon oft über das Thema
häusliche Gewalt debattiert, und wir müssen dieses
Thema immer wieder auf die Tagesordnung setzen,
denn nur so ist es möglich, langfristig das Ziel zu
erreichen, dass Gewalt im häuslichen Bereich ver-
hindert wird. Dazu gehört erst einmal, Strategien zu
entwickeln, um dieses Ziel zu erreichen, aber auch,
und das ist besonders wichtig, eine Bewusstseinsän-
derung zu erwirken, die klar und deutlich macht, wir
akzeptieren in unserer Gesellschaft keine Gewalt, und
Gewalt ist keine Privatsache.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Bei diesem Punkt, dass Gewalt eben keine Privat-
angelegenheit ist, sind wir in den letzten Jahren, den-
ke ich, einen großen Schritt weiter gekommen. We-
sentliche Voraussetzung dafür war auch die Gesetz-
gebung der rotgrünen Bundesregierung. Ich nenne
hier nur das Gewaltschutzgesetz sowie Maßnahmen
gegen Stalking und auch die klare Aussage, dass
Ehrenmorde eine Menschenrechtsverletzung darstel-
len und dann natürlich auch so bestraft werden müs-
sen.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass häusliche Ge-
walt nicht nur thematisiert wird und entsprechende
Gesetze verabschiedet werden, sondern dass wir auch
das Wissen über die verschiedenen Formen von
Gewalt vertiefen. So haben viele Studien und Ergeb-
nisse aus Pilotprojekten das Ausmaß sowie auch die
verschiedenen Formen von Gewalt deutlich gemacht.
Alle, die sich mit dem Thema in den letzten Jahren
beschäftigt haben, sind immer von einer sehr hohen
Dunkelziffer ausgegangen. Jetzt liegen uns Daten und
Fakten vor, wie hoch diese Dunkelziffer wirklich ist.
Sie ist erschreckend hoch, aber auch für den Bereich
Gewalt gegen Männer, den ich hier nicht ausblen-
den möchte, gibt es inzwischen Studien.
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Doch jetzt lassen Sie uns den Blick wieder auf das
Land Bremen richten und auf die Große Anfrage der
Koalition! Mit Prävention und Aufklärung häusliche
Gewalt verhindern, so ist die Überschrift. Doch ei-
gentlich hätte es dieser Großen Anfrage überhaupt
nicht bedurft. Warum nicht? Nicht, weil dieses The-
ma nicht wichtig ist, ich denke, ich habe in meinen
Ausführungen am Anfang deutlich gemacht, wie wich-
tig dieses Thema ist, sondern hier ist der Senat sei-
ner Berichtspflicht nicht nachgekommen.

CDU, SPD und Grüne haben hier im Frühjahr 2003
einen Antrag über die Berichtspflicht des Senats zum
Präventionskonzept „Häusliche Beziehungsgewalt“
verabschiedet. Inhalt des Antrags war: Der Senat wird
gebeten, der Bürgerschaft im Rhythmus von zwei Jah-
ren über die Weiterentwicklung und Umsetzung des
Präventionskonzeptes zu berichten. In den Bericht
einzubeziehen sind dabei die in der Stadt Bremer-
haven entwickelten Maßnahmen, Fortschritte in der
Zusammenarbeit zwischen der Polizei, den sozialen
Diensten sowie den Frauenhäusern und einzelne
Fortbildungsmaßnahmen im Bereich der Kindertages-
heime, Schulen, der offenen Jugendarbeit, der Kran-
kenhäuser sowie bei Polizei und Staatsanwaltschaft.
Der Senat wird ferner gebeten, eine fachkundige
Aktenanalyse von allen angezeigten Fällen häusli-
cher Gewalt durchzuführen und diese Erkenntnisse
ebenfalls in diesen Bericht einzubeziehen. Eigentlich
wäre die Frage gewesen, warum der Senat seiner
Berichtspflicht nicht nachgekommen ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vielleicht kann uns die Senatorin diese Frage be-
antworten, doch jetzt zur Situation im Land Bremen!
In Bremen und Bremerhaven haben in den letzten
Jahren viele Kampagnen und auch Aufklärungsar-
beit zu dem Thema stattgefunden mit sehr starker
Unterstützung der ZGF, das möchte ich hier auch noch
einmal deutlich herausheben. Für uns Grüne sind zwei
Punkte bei dem Thema häusliche Gewalt sehr wichtig:
erstens, die Aufklärung, die gesellschaftliche Debatte
über dieses Thema. Da die Gewalt oft im Kopf statt-
findet, muss auch die Verhaltensänderung im Kopf
stattfinden. Das ist der präventive Gedanke daran.
Zweitens: Welche Hilfe brauchen die Menschen, die
von Gewalt betroffen sind?

Bei diesem Punkt wird ganz deutlich, dass wir die
speziellen Einrichtungen des Hilfesystems auch wei-
terhin finanziell unterstützen müssen sowie auch de-
ren Vernetzung untereinander fördern. Das wurde bei
einer öffentlichen Sitzung des Frauenausschusses zum
Thema häusliche Gewalt, Hintergründe und Fakten
besonders deutlich. Deutlich wurde hier auch die
Tatsache, dass Kinder häufig Betroffene von häusli-
cher Gewalt in der Familie sind. So richtet sich die
Gewalt nicht nur gegen die Beziehungspartnerinnen,
sondern häufig richtet sich die Gewaltanwendung
ganz konkret auch gegen die Kinder, oder sie wer-
den immer wieder Zeuge von Gewalt in der Fami-

lie. So entsteht ein Lerneffekt, dass Gewalt in der
Familie ganz normal ist, und dem müssen wir ent-
gegenwirken, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deshalb ist es die beste Prävention, wenn der Kreis-
lauf der Gewalt frühzeitig durchbrochen wird. Da
kommen wir schon auf das nächste Defizit, das auch
bei der Anhörung des Ausschusses deutlich wurde,
meine Kollegin Frau Arnold-Cramer hat vorhin auch
schon darauf hingewiesen, nämlich die Weiterbildung
von Ärztinnen und Ärzten zum Thema häusliche
Gewalt. Oft sind sie es, die zuerst aufgesucht wer-
den, weil es zu Verletzungen gekommen ist. Oft wer-
den diese Verletzungen als Unfall dargestellt, wobei
die Schilderung des Unfallhergangs und die Art der
Verletzung nicht zusammenpassen. Seit 2004 gibt es
in der Bundesrepublik eine Fortbildungspflicht für
Ärztinnen und Ärzte, jedoch nicht für das Thema
häusliche Gewalt. Die Ärztekammer Bremen hat zu
diesem Thema in den letzten Jahren nur wenige
Fortbildungen angeboten, weil diese von den Ärz-
tinnen und Ärzten nicht gut angenommen worden
sind. Wie ich aber höre, hat es Gespräche gegeben,
und wir werden da weiter nachhaken, dass dieses
Defizit auch behoben werden kann.

Ärztinnen und Ärzte müssen den Frauen nicht nur
bei Verletzungen helfen. Sie müssen auch die Mög-
lichkeit der Hilfesysteme kennen und diese den Frau-
en auch nennen können. Andererseits, das hatte Frau
Arnold-Cramer auch schon gesagt, geht es hier oft
um das Sichern von Beweisen, die später dann auch
vor Gericht verwendet werden können.

Lassen Sie mich zum Schluss folgendes Fazit zie-
hen: Es hat im Land Bremen viele Anstöße, Initiati-
ven und Veranstaltungen gegeben, und viele inter-
disziplinäre Gruppen beschäftigen sich mit diesem
Thema. Das steht alles in der Beantwortung dieser
Großen Anfrage, und deshalb werde ich das hier nicht
noch einmal alles ausführen. Es ist aber richtig, dass
wir dieses Thema immer wieder in der Bürgerschaft
debattieren und hier auch die Öffentlichkeit damit
erreichen. Das werden wir auch weiterhin machen,
wenn der Senat seiner Berichtspflicht nachkommt.
Zudem wäre es gut, wenn sich auch Männer das
nächste Mal an der Debatte beteiligten und nicht nur
Frauen diese Debatte führten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Gewalt ist ein gesellschaftliches Problem und be-
trifft nicht nur Frauen, sondern auch Kinder, ältere
Menschen und Männer. – Ich danke Ihnen für die
Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)
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Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Das Statistische Bundesamt geht davon aus,
dass jährlich etwa vier Millionen Frauen von körper-
licher und sexueller Gewalt betroffen sind. Jede dritte
Frau erlebt diese Gewalt im Laufe einer Beziehung.
Frau Arnold-Cramer hat das vorhin schon etwas pro-
vokant auch mit ihrer Rede dargelegt. Hinzu kom-
men zahlreiche Kinder, die in gewaltorientierten
Verhältnissen aufwachsen, die nichts anderes ken-
nen als Gewalt in der Familie. Was immer wieder eine
Randerscheinung in der Diskussion darstellt, aber
trotzdem ein wichtiger Bereich ist, das sind ältere Men-
schen, die auf Pflege angewiesen sind, die abhän-
gig sind, die in abhängigen Lebenssituationen sind,
die gewaltsamen Übergriffen ausgesetzt sind.

Die Beantwortung der Großen Anfrage greift die-
se Themenfelder auf, gerade auch Pflege und Me-
dizin. Das finde ich auch sehr wichtig, dass dieser Blick
der Großen Anfrage auf diese Bereiche gelenkt wird
und Sie das in den Mittelpunkt Ihrer parlamentari-
schen Initiative gestellt haben, weil Gewalt in der
häuslichen Beziehung meist sehr eng auf diese häus-
lichen Bereiche gesehen wird, aber das Umfeld, was
alles dazu gehört, um Gewalt präventiv von vornher-
ein anzugehen, ist meist nicht so in den Fokus ge-
stellt. Das greift diese Anfrage auf und stellt auch
genau die richtigen Fragen.

Wir haben vielfältige Maßnahmen, die hier in Bre-
men und Bremerhaven präventiv angelegt sind. Das
Konzept für die häusliche Beziehungsgewalt vom 18.
April 2000 ist Ihnen bekannt, und, Frau Hoch, wir
haben im Jahr 2003 auch über die Umsetzung be-
richtet. Ich nehme das noch einmal als Anregung auf,
was Sie eingefordert haben, das wird sicherlich richtig
sein. Ich habe den Antrag nicht vorliegen, aber Sie
haben daraus zitiert, dass wir es als Aufgabe über-
nommen haben, alle zwei Jahre zu berichten. Sie kön-
nen sich darauf verlassen, dass ich das sofort mitnehme
und wir das klären.

Neben der Frage, wie wir mit Präventionsmaßnah-
men zum Thema häusliche Gewalt umgehen, steht
für mich ganz klar die Öffentlichkeitsarbeit im Mit-
telpunkt. Öffentlichkeit herzustellen ist wichtig, das
haben meine Vorrednerinnen auch gesagt, um das
Gewaltthema aus der Tabuzone zu holen, aber vor
allen Dingen auch Menschen zu ermutigen, sich ein-
zumischen, sich zu kümmern und tatsächlich konkret
etwas dazu zu tun, dass Gewalt nicht stattfindet.

Es hat öffentlichkeitswirksame Aktionen gegeben.
Ich erinnere nur an die ZGF-Aktion „Gewalt kommt
nicht in die Tüte“. Das war eine Aktion mit Bremer
Bäckerinnen und Bäckern zum Tag der Gewalt am
25. November. Ich bin sehr dafür, dass wir diese Wege,
das Thema Gewalt auch etwas unkonventionell auf-
zugreifen, weiter fortführen, weil  man heute in die-
ser Medienlandschaft nur noch Aufmerksamkeit er-

regen kann, wenn man solche Themen auch tatsäch-
lich etwas provokativ angeht.

Neben diesen Aktionen zur Öffentlichkeitsarbeit
ist natürlich weiterhin wichtig, dass wir es hinbekom-
men, trotz finanzieller Enge die Förderung der spe-
zifischen Beratungsstellen sicherzustellen, die sich um
Opfer von Gewalt kümmern, wie Schattenriss, Ver-
ein neue Wege, Notruf oder Mädchenhaus, und na-
türlich gehört dazu auch die Arbeit der Frauenhäu-
ser.

Meine Vorrednerinnen haben sehr deutlich die Fort-
bildung eingefordert. Das ist ganz wichtig für viele
Berufsgruppen, die damit beschäftigt sind, nicht nur
Ärztinnen und Ärzte, sowie die Pflege, sondern auch
selbstverständlich die Polizei, und es muss in diesen
Berufsgruppen unbedingt Teil der jeweiligen Ausbil-
dungsordnungen sein, und zwar systematisch.

Wir haben auch einiges erreicht. Ich greife das The-
ma Wegweisungsrecht auf. Das war eine entschei-
dende rechtliche Veränderung, die sehr wohl gefruch-
tet hat und die auch in den einzelnen Gewaltfällen
eine sehr konkrete Lösungssituation anbietet.

Gewalt gegen Frauen und Mädchen wird inzwi-
schen von internationalen Organisationen als eines
der größten Gesundheitsrisiken für Frauen überhaupt
eingeschätzt. Auch die erste bundesweite Studie über
Gewalt gegen Frauen in Deutschland belegt, dass alle
Formen von Gewalt zu erheblichen gesundheitlichen
Folgen führen können.

Das haben meine Vorrednerinnen auch schon ge-
sagt, die erste Anlaufstation für betroffene Frauen sind
in der Tat häufig Ärztinnen und Ärzte, die als Fach-
personen mit diesen Verletzungen konfrontiert sind.
Das zeigt einfach, wie wichtig es ist, dass diese Ärz-
tinnen und Ärzte für das Thema sensibilisiert wer-
den, aber nicht nur das, sondern sie müssen auch
fachlich vorbereitet sein, um mit Gewaltopfern ent-
sprechend umgehen zu können, aber auch überhaupt
zu erkennen, dass ein solcher Gewaltfall vorliegt. Das
ist das Entscheidende.

(Beifall bei der SPD)

Die Ärztekammer ist mehrfach angesprochen wor-
den. Sie wissen, dass es eine Angelegenheit der Selbst-
verwaltung ist, die Fortbildung zu organisieren. Aber
sowohl mein Ressort als auch die ZGF sind unermüd-
lich in Gesprächen mit der Ärztekammer, um das
Thema Gewalt dort auch zu platzieren. Die Ärztekam-
mer ist auch sehr sensibilisiert. Sie bietet Veranstal-
tungen an. Auch diese Fachveranstaltung der kom-
munalen Klinik, die erwähnt worden ist, ist als Fort-
bildung anerkannt worden. Ich denke, das ist der rich-
tige Weg, den die Ärztekammer auch in Zukunft wei-
ter anbieten muss. Wenn die Ärztinnen und Ärzte dann
nicht kommen, haben wir natürlich noch ein weite-
res Problem. Dann muss man noch einmal mit der
Ärztekammer darüber reden, wie man die Angehö-
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rigen dieser Gesundheitsberufe motivieren kann, so
etwas wahrzunehmen.

Die Beantwortung der Großen Anfrage macht an
vielen Stellen deutlich, was konkret an Maßnahmen
entwickelt worden ist. Gerade auch im Klinikbereich
ist sehr viel an konkreten Hilfestellungen gegeben
worden, wie das Personal mit solchen Fällen, bei
denen der Verdacht auf häusliche Gewalt vorliegt,
umgeht. Es ist für das Personal auch nicht ganz ein-
fach, in einem solchen Fall mit der Patientin zu spre-
chen und sie auf die richtigen Betreuungsangebote
hinzuweisen. Viele Patientinnen öffnen sich nicht,
viele schämen sich auch. Da den richtigen, sensib-
len Weg zu finden, das wollen wir mit einer entspre-
chenden Ausbildung, Schulung, Fortbildung, aber
auch Information für das Personal erreichen.

Die Beantwortung der Großen Anfrage macht deut-
lich, dass auch im Politikfeld Wissenschaft das The-
ma Gewalt jetzt aufgegriffen wird, dass vielfältige
Aktivitäten zum Thema akademische Ausbildung
entwickelt worden sind. Es ist aber klar, es braucht
einfach Zeit, bis diejenigen, die sich in der Ausbil-
dung befinden, dort mit diesen Themen auch kon-
frontiert werden, es in ihrer Praxis nach Abschluss
der Ausbildung umsetzen können.

Wir haben viele Initiativen, viele Baustellen zum
Thema häusliche Gewalt in Bremen und Bremerha-
ven, die zeigen, dass wir es nicht hinnehmen, dass
häusliche Gewalt tabuisiert wird. Wir greifen es auf.
Auch für den Senat ist es ein wichtiges Thema, und
wir werden damit weiterhin offensiv umgehen. Es
zeigt aber auch, dass es schwierig ist, Gewalt nach
Möglichkeit von vornherein zu vermeiden, ein The-
ma, das viele Facetten hat und natürlich auch viele
Emotionen beinhaltet. Aus meiner Sicht ist Präven-
tion unsere zentrale Aufgabe. Prävention muss dazu
beitragen, Gewaltsituationen von vornherein gar nicht
erst entstehen zu lassen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich freue mich auch sehr, dass der Rat für Präven-
tion jetzt vor der Gründung steht. In Bremerhaven
gibt es ihn ja schon länger, in Bremen-Nord funktio-
niert er auch schon. Das sind die richtigen Wege. Ich
hoffe sehr, dass die neue Bundesregierung nun endlich
das Präventionsgesetz verabschiedet. Uns war es in
der Diskussion des ersten Entwurfs wichtig, dass im
Präventionsgesetz auch das Thema Gewaltpräven-
tion einen deutlichen Stellenwert einnimmt, auch bei
den Settings, die da geplant werden. Ich hoffe sehr,
dass ein neues Präventionsgesetz auch diesen Schwer-
punkt Gewaltprävention aufnehmen und zu einer
bundesgesetzlichen Regelung führen wird. – Ich
danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/724, auf die Große An-
frage der Fraktionen der SPD und der CDU Kennt-
nis.

Aus den Affenversuchen aussteigen!

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Oktober 2005
(Drucksache 16/780)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir beschäf-
tigen uns hier jetzt zum wiederholten Male in die-
sem Hause mit den Affenversuchen von Herrn Pro-
fessor Kreiter. Wir tun es deshalb, weil Herr Kreiter
im Juli einen Neuantrag auf Weiterführung seiner
Affenversuche gestellt hat. Wir stellen zum wieder-
holten Male auch den Antrag, dass wir aus den Af-
fenversuchen aussteigen wollen, weil wir der Auf-
fassung sind, dass diese Versuche ethisch nicht ver-
tretbar und auch nicht unerlässlich sind. Das tun wir
schon seit 1997, und wir sind nach wie vor der Auf-
fassung, die wir damals auch schon hatten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bereits 1997 war es erklärter Wille, auch der gro-
ßen Koalition, dass mit dem Einstieg der geordnete
Ausstieg erfolgen sollte. Bereits 1998 sagte die da-
malige Wissenschaftssenatorin Kahrs, dass sie hof-
fe, dass die Affen nach drei Jahren wieder aus der
Universität ausziehen werden. Die finanziellen Mit-
tel für die Anschaffung eines Kernspintomographen
wurden bereitgestellt, weil er als Ersatzmethode für
die invasiven Versuche dienen sollte. Das war jeden-
falls die Haltung der Politik, als das Geld bewilligt
wurde.

Im letzten Jahr hat Herr Kreiter nun einen Verlän-
gerungsantrag mit der Begründung gestellt, dass er
noch Abschlussarbeiten für seine Veröffentlichung
machen müsste. Es ging also um Abschlussarbeiten.
Nun haben wir einen Neuantrag vorliegen, der nicht
die alleinige Weiterarbeit im Kernspintomographen
vorsieht, sondern sowohl die invasiven Versuche als
auch die Versuche im Kernspintomographen. Die Ver-
suche werden also ausgeweitet und nicht reduziert.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Die Affen werden nun invasiv untersucht, und im
Kernspintomographen werden also mehr Versuche
mit den einzelnen Affen gemacht als vorher. Das ist
eine Ausweitung und keine Reduzierung der Versu-
che. Der Kernspintomograph hat im Ergebnis offen-
sichtlich eine Ausweitung dieser Versuche gebracht.
Das ist das Gegenteil von dem, was die Bürgerschaft
von Anfang an gewünscht und wofür sie Geld bereit-
gestellt hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir fühlen uns von diesem Weg getäuscht und hal-
ten es auch für eine Täuschung der politischen Gre-
mien und der Öffentlichkeit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir gehen nicht mehr davon aus, dass Herr Kreiter
von sich aus die invasiven Versuche einstellen wird,
wenn die Genehmigungsbehörde diese Versuche
nicht untersagt. Diese Versuche sind offensichtlich
auf Dauer angelegt. Wenn man sich die Interviews
von Herrn Kreiter durchliest, dann wird es deutlich.

Bedauerlicherweise hat nun auch das Wissenschafts-
ressort mittlerweile keine Probleme mehr mit den Af-
fenversuchen. So schreibt Herr Staatsrat Köttgen in
einer Stellungnahme an die Genehmigungsbehörde,
wie wichtig die Forschung für den Wissenschaftsstand-
ort Bremen ist und dass man frühestens in zwölf Jahren
eine Evaluation machen könnte, um die Forschungs-
ergebnisse zu bewerten. Das wäre frühestens im Jahr
2010. Dazu sagen wir ganz klar nein! Die Zukunft
Bremens liegt in der Profilierung eines tierversuchs-
freien Standorts und nicht als einem Standort mit
Affenversuchen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich erinnere noch einmal an die Debatte im letz-
ten Jahr, als Herr Böhrnsen, damals war er noch Frak-
tionsvorsitzender, deutlich sagte, dass die ursprüng-
liche Genehmigung ein Fehler war und er einen
schnellstmöglichen Ausstieg wünsche. Jetzt kann er
als Präsident des Senats den Beweis dafür antreten,
wie ernst er es dann meinen wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich komme zu dem aktuellen Genehmigungsver-
fahren! Seit 2002 ist der Tierschutz im Grundgesetz
verankert, das heißt, die Forschungsfreiheit muss
gegen den Tierschutz abgewogen werden. Die Be-
hörde muss also sehr viel genauer prüfen. Das Tier-
schutzgesetz erlaubt auch jetzt Tierversuche ohnehin
nur dann, wenn sie ethisch vertretbar und unerläss-
lich sind. Ethisch vertretbar sind sie dann, wenn in
der Abwägung die Belastung für das Versuchstier den
wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn rechtfertigt. Wir

sagen in der Abwägung nein! Ich möchte es kurz
begründen: Die Tiere werden stark belastet, ihnen
wird die Schädeldecke aufgebohrt. Das ist eine Ope-
ration. Sie sind häufig sieben Jahre im Versuch. Die
Dressur beruht auf Bestrafung, es gibt Flüssigkeits-
entzug. Sie sind jetzt in zwei Versuchen, sie werden
im Kernspintomographen und invasiv untersucht. Die
Makaken können Schmerz empfinden, sie können
Leid empfinden. Deswegen werden sie auch benutzt,
weil sie uns so ähnlich sind.

Es handelt sich um Grundlagenforschung. In der
Grundlagenforschung ist der Erkenntnisgewinn nicht
planbar. Das macht die Grundlagenforschung aus,
dass sie offen ist und somit kein Anwendungsziel hat.
Wenn Herr Kreiter also sagt, er will damit unterstüt-
zen, dass man Schizophrenie oder die Parkinson-
krankheit heilen kann, dann sind dies alles Hilfsar-
gumente, um gesellschaftliche Akzeptanz zu bekom-
men, weil den Forschern selbst klar ist, dass die ethi-
sche Vertretbarkeit auf tönernen Füßen steht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun hat das Gesundheitsressort zu der ethischen
Vertretbarkeit zwei Tierethiker befragt, und das finden
wir auch ausdrücklich gut. Die Gutachter kommen
zu den folgenden Erkenntnissen: Erstens sagen sie,
sie forderten eine größere Verbindlichkeit der Krite-
rien, nach denen Ethik bewertet wird. Es gibt keine
Bewertungskataloge, die allgemein verbindlich sind,
und da wollen sie mehr Verbindlichkeit haben. Es
kann also nicht in der Beliebigkeit von Herrn Professor
Kreiter stehen, der sagt, jeder hat so seine Ethik, wie
er es in den letzten Jahren immer wieder gesagt hat.

Zweitens sagen sie, in der Grundlagenforschung
könne das Leiden der Tiere per Definition nicht ge-
gen das Leiden der Menschen abgewogen werden,
da Grundlagenforschung nicht zielgerichtet ist und
der Nutzen für die Menschen nicht definierbar ist.
Hier ist also auch Professor Kreiters Argument, er leiste
einen Beitrag für die Behandlung von Parkinson oder
Schizophrenie, für die Tierethiker kein Argument, da
es ja, wie gesagt, um Grundlagenforschung geht.
Dann sagen sie, es müsse eine absolute Belastungs-
obergrenze in der Grundlagenforschung geben. Sie
sagen auch, bewertet werden müsse die Belastung
durch den Versuch und nicht nur im Versuch. Das ist
insofern wichtig, als auch Herr Kreiter sagt, dass er
nur darauf schaut, wie belastet die Tiere an dem je-
weiligen Tag sind. Die Gutachter sind da aber der
Meinung, dass es auch wichtig sei, wie lange sie im
Versuch sind, und das sind sie, wie gesagt, teilweise
sieben Jahre. Sie sagen auch, dass es schwere Belas-
tungen für Tierversuche für wissenschaftliche Zwe-
cke nicht geben dürfe. Abschließend kommen sie zu
dem  Ergebnis,  dass  die  Tierexperimentatoren  die
Belastung ihrer Tiere häufig unterschätzen und den
Erkenntnisgewinn überschätzen. Soweit die Gutach-
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ter! Wir fühlen uns mit unseren ethischen Bedenken
durch diese Gutachten bestätigt.

Nun gibt es eine Tierschutzkommission, welche die
Genehmigungsbehörde bei ihrer Entscheidung be-
raten soll. Diese Kommission ist nach dem Tierschutz-
gesetz vorgeschrieben. In dieser Kommission sind Tier-
schützer in der Minderheit. Diese Kommission ist sen-
sationell zu einem Bewertungsergebnis von drei zu
drei gekommen. In einem normalen Abstimmungs-
prozess hat damit ein Antrag keine Mehrheit und ist
abgelehnt. Nun hat sich diese Kommission eine Ge-
schäftsordnung gegeben, in der sie dem Vorsitzen-
den bei Stimmengleichheit eine Doppelstimme gibt.
Nur über diese Doppelstimme kommt eine Mehrheit
für diese Kommission zustande. Ehrlich gesagt, so
kann man meiner Meinung nach nicht mit dem Grund-
gesetz, mit Grundwerten umgehen, dass eine selbst
gewählte Geschäftsordnung eines Beratungsgremi-
ums zu Mehrheiten führt, an die sich die Genehmi-
gungsbehörde womöglich auch noch gebunden fühlt!

Interessant ist auch, dass die Mitglieder der Kom-
mission der Öffentlichkeit nicht bekannt sind und auch
nicht bekannt sein sollen, weil hier Persönlichkeits-
rechte geltend gemacht werden. Wir haben hier in
Bremen seit Jahren eine breite öffentliche Debatte.
Wir hatten einen Bürgerantrag, wir haben den Tier-
schutz im Grundgesetz, wir haben ein Tierschutzge-
setz, von dem die Ethiker sagen, es muss der Grund-
gesetzänderung dringend angepasst werden. Im Tier-
schutzgesetz ist eine Kommission als beratende Ein-
richtung eingesetzt. Die Kommission gibt sich eine
Geschäftsordnung. Da hat der Vorsitzende eine Dop-
pelstimme, und aus einer Antragsablehnung wird eine
Zustimmung fabriziert. Die geneigte Öffentlichkeit
darf nicht einmal erfahren, wer denn die Personen
sind, die diese Entscheidung getroffen haben. Ich
finde, das ist einer Gesellschaft im 21. Jahrhundert
nicht angemessen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Genehmigungsbehörde muss das eigentliche
Votum ernst nehmen, und das ist eine Ablehnung.
Die Bürgerschaft sollte hier auch Zeichen setzen, dass
sie es ernst meint mit dem schnellstmöglichen Aus-
stieg. Sie muss deutlich machen, dass sie ihren ei-
genen Bürgerschaftsbeschluss Replacement, Refine-
ment, Reducement ernst nimmt, dass sie das Geld für
den Kernspintomographen für den Ausstieg aus den
invasiven Affenversuchen bereitgestellt hat und nicht
für eine Ausweitung der Versuche, und sie muss die
Grundgesetzänderung ernst nehmen, die eine Ab-
wägung vorsieht und gerade in der Grundlagenfor-
schung enge Grenzen zieht.

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
großen Koalition, halbwegs ernst nehmen, was Sie
in den letzten Jahren hier im Haus gesagt und be-
schlossen haben, und auch wenn ich an die Rede von
Herrn Böhrnsen aus dem letzten Jahr erinnere, können

Sie gar nicht anders, als unserem Antrag zuzustim-
men, wenn Sie nicht völlig unglaubwürdig werden
wollen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Eigentlich brauche ich
mich zu diesem von mir abgeschriebenen Antrag mit
der Drucksachen-Nummer 16/780, Aus den Affen-
versuchen aussteigen, vom Bündnis 90/Die Grünen
gar nicht mehr großartig zu äußern. Meine Damen
und Herren, wie Sie wissen, habe ich nachweislich
schon vor Jahren unzählige DVU-Anträge gegen diese
schrecklichen und grausamen Affenversuche an der
Bremer Universität, zum Beispiel „Stoppt die grau-
samen Affenversuche an der Bremer Uni“, sowie
unzählige Anträge für den Tierschutz insgesamt in
die Bürgerschaft eingebracht.

Meine Damen und Herren vom Bündnis 90/Die
Grünen, Sie haben schon seit Jahren mit der Zustim-
mung zu meinen Anträgen die große Möglichkeit
gehabt, Ihre Ehrlichkeit, Ihre Ernsthaftigkeit Ihres jetzt
gestellten Antrags gegen die grausame und schreckli-
che Folter bei den Affenversuchen an der Uni unter
Beweis zu stellen. Sie haben es nicht gemacht. Statt-
dessen haben Sie alle meine diesbezüglichen Anträge
für den Tierschutz und gegen die menschenunwür-
digen Affenversuche in schäbiger Weise abgelehnt.
Darum glaubt Ihnen, meine Damen und Herren vom
Bündnis 90/Die Grünen, heute auch kein Mensch
mehr, dass Sie es mit Ihrem Antrag gegen die Affen-
versuche auch wirklich ehrlich und ernst meinen. Da-
rüber hinaus habe ich anhand von zahlreichen Flug-
blattaktionen Ihr diesbezügliches ablehnendes Ab-
stimmungsverhalten zu meinen Anträgen deutlich zur
Kenntnis gegeben. Unsere Bevölkerung weiß ganz
genau, wer meine Anträge zum sehr wichtigen Thema
Tierschutz und so weiter abgelehnt hat. Das waren
Sie alle. Darum glaubt Ihnen auch heute kein Mensch
mehr.

Darum sage ich Ihnen noch einmal ganz langsam,
damit es auch jeder von Ihnen begreifen kann: Das
grausame schreckliche Schicksal und das unendlich
große Leid, die schrecklichen Schmerzen dieser ar-
men gefolterten und geschundenen Primaten an der
Bremer Uni sind mir im Gegensatz zu vielen anderen
in diesem Haus eben nicht egal. Wenn diese schreck-
lichen grausamen Affenversuche kein Verbrechen an
unschuldigen Lebewesen sind, dann weiß ich wirk-
lich nicht mehr, was sonst noch ein großes Verbre-
chen an unseren unschuldigen und liebevollen Mit-
geschöpfen sein soll.

Meine Damen und Herren, es ist im wahrsten Sinne
des Wortes eine Affenschande, dass Sie den von weit
über 12 000 tierliebenden Menschen unterschriebe-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 49. Sitzung am 9. 11. 053110

(A) (C)

(B) (D)

nen Bürgerantrag sowie alle meine Anträge gegen
die Folter Affenversuche mit fadenscheinigen Alibi-
begründungen abgelehnt haben. Es ist unglaublich,
wie hier insgesamt mit dem Willen der Bürger um-
gegangen wird. Tatsache ist doch, dass die schreck-
lichen Leiden der Tiere in keinem Verhältnis zum
medizinischen Nutzen stehen, der von diesen Ver-
suchen erwartet wird. Ich frage mich ganz besorgt,
wie krank ein Mensch sein muss, der diese armen
menschenähnlichen Mitgeschöpfe bewegungslos in
dem Versuchsstuhl festschnallt und ihnen grausam
Metallzylinder in den Kopf einzementiert. Solche
Menschen brauchen meines Erachtens dringend ärzt-
liche Hilfe. Wer überhaupt noch einen Funken Mit-
gefühl für diese geschundenen, gequälten, gefolterten
Mitgeschöpfe hat, muss schnellstens dafür sorgen,
dass eine solche menschenunwürdige Schande sofort
gestoppt wird.

Kein Mensch hat jemals das Recht dazu, einem Tier
so etwas Grausames und Schreckliches anzutun. Da-
rum sage ich Ihnen noch einmal, wofür ich namens
der Deutschen Volksunion schon seit Jahren kämp-
fe: Stoppt sofort die grausamen Tierversuche an der
Bremer Uni! Selbstverständlich werde ich diesem von
mir abgeschriebenen Antrag vom Bündnis 90/Die
Grünen zustimmen. Das ist klar, denn im Grunde ge-
nommen ist es ein von mir schon längst eingebrach-
ter Antrag der Deutschen Volksunion, den Sie, mei-
ne Damen und Herren vom Bündnis 90/Die Grünen,
damals abgelehnt haben.

Herr Rohmeyer, Sie haben mich vorhin quasi als
Rattenfänger bezeichnet. Dann wären logischerweise
DVU-Wähler Ratten. Menschen sind aber keine Rat-
ten, und man beleidigt keine Menschen als Ratten,
nur weil zahlreiche Menschen eine andere Meinung
haben als Sie. Es ist schon schlimm genug, dass ge-
rade Ihre CDU für diese grausamen und schreckli-
chen Affenversuche mitverantwortlich ist. Im Übri-
gen haben Ratten die Eigenschaft, dass sie sich sehr
zahlreich, unkontrollierbar und sehr schnell vermeh-
ren, erst recht, Herr Rohmeyer, wenn sie beleidigt oder
gereizt werden. Ich lasse von Ihnen keine Menschen
als Ratten beleidigen. Das ist unerträglich!

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Emigholz.

Abg. Frau Emigholz (SPD)*): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass
ich im Namen vieler Kolleginnen und Kollegen des
Hauses sprechen kann, wenn ich sage, dass dem Tier-
schutz mit den Beiträgen bestimmter Redner und Grup-
pierungen wirklich ein Bärendienst erwiesen wird.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Eines möchte ich Ihnen auch sagen, Herr Tittmann,
das, was die DVU den Tieren an Fürsorge gelten lässt,
sollte sie auch gegenüber den Menschen gelten las-
sen. Hier haben wir das schutzrechtlich umgekehr-
te Problem.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen  –  Abg. T i t t -

m a n n  [DVU]: Tun wir doch!)

Deswegen finde ich es auch hochgradig erfreulich,
dass keine der Fraktionen jemals einen so populisti-
schen Antrag zum Anlass genommen hat, der DVU
die Hand zu reichen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])

Selbstverständlich komme ich gern auf den Bei-
trag der Kollegin Schön zurück, und ich muss aus
meinem persönlichen Herzen keine Mördergrube
machen, dass wir eine sehr ähnliche Einstellung als
Tierschützer dazu haben. Wie aber damals vor acht
Jahren, als wir die Debatte um die ethische Vertret-
barkeit von Tierversuchen begonnen haben und die
Vereinbarkeit mit dem Tierschutz, ist es, wenn man
eine Volkspartei vertritt – das tue ich hier –, nicht so
leicht, diese Abwägung so hinzubekommen, dass man
nicht zwangsläufig, wenn man einen Debattenbei-
trag hält, eine falsche Rede hält. Wie immer man sich
positioniert, ob im Sinne der Forschungsfreiheit oder
im Sinne des Tierschutzes, man wird es nie völlig rich-
tig machen und wird keine der Gruppierungen völ-
lig zufrieden stellen können. Das ist die Bitternis dieser
Debatte und zeigt auch das schwierige Abwägungs-
problem und die auch innewohnende Tragik dieses
Themas. Es ist so, dass unterschiedliche Interessen
kollidieren, und es gibt Gott sei Dank eine Rechtsent-
wicklung, die zumindest die Tierversuche auf ethisch
vertretbare Grenzen festlegt und die die Überprüfung
der Zweck-Mittel-Relation, die Gesundheitsbehörde
hat es auch vorgelegt, noch einmal einem anderen
Prüfstand unterzieht. Das ist wichtig, und das ist auch
notwendig.

Ich darf noch einmal auf die Debatte aus den vor-
herigen Jahren verweisen! Ich habe nicht allein dazu
geredet wie damals, als wir diesen vermittelnden
Antrag breit vom Parlament getragen haben, Tier-
versuche perspektivisch zu reduzieren, sondern ich
erinnere auch an meinen Kollegen Mario Käse, ich
erinnere an meine Kollegin Berk, die hier sitzt, und
jetzt arbeiten wir auch sehr gut als Sprecher unter-
schiedlicher Bereiche – Wissenschaft Birgit Busch,
Winfried Brumma, Gesundheit – zusammen und ver-
suchen, das Unmögliche möglich zu machen, unter-
schiedliche Positionen zu einen, und das ist nicht
einfach.
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Wenn Sie ein Tierversuchsvorhaben gestartet ha-
ben, und das war der Fall, und ich möchte ausdrücklich
darauf hinweisen, dass die jetzt auch für die Einrei-
chung des Antrags verantwortlichen Senatoren, Willi
Lemke und jetzt Karin Röpke, sich nicht ursprüng-
lich aktiv dafür entschieden haben, sondern dass sie
Entscheidungen übernommen haben, müssen wir mit
diesen übernommenen Entscheidungen vor dem sich
verändernden gesetzlichen Hintergrund, den Tier-
schutz auch als Staatsziel aufzunehmen, umgehen.
Das ist die Gefechtslage, die wir haben.

Frau Schön, ich erspare mir, die Dramaturgie, die
Sie richtig beschrieben haben, Versuchsantrag, Pu-
blikation, Neueinreichung des Versuchsantrags, noch
einmal zu wiederholen. Das langweilt die Zuhörer und
ergibt keinen weiteren Erkenntnisgewinn. Für uns
ist wichtig, wie wir damit umgehen, und ich will auch
gern antworten, was wir uns überlegt haben. Ich will
dazu einmal Folgendes sagen: Wir sind in der Koali-
tion in einem Punkt völlig einig. Auch wenn die
Universität selbstverständlich das grundgesetzlich
garantierte Recht der Forschungsfreiheit genießt, was
ihr garantiert und zugebilligt ist, so haben wir auch
die neue Rechtsgrundlage, nämlich die Aufnahme des
Staatsziels Tierschutz aufzunehmen, und wir haben
auch gegenüber dem Steuerzahler alles zu rechtfer-
tigen, was wir politisch entscheiden – übrigens nicht
nur im Hochschulbereich oder im Gesundheitsbereich,
im Sozialbereich, im Bildungsbereich oder im Kul-
turbereich –, also auch Maßnahmen dieser Art.

Wir sind uns in dem Punkt einig, dass wir die vor-
liegenden Ergebnisse zum Auslaufen des Förderzeit-
raums, den die DFG in der Universität fördert, eva-
luieren wollen. Da gab es in der Koalition keinerlei
Dissens, das war unbestritten. Einen Dissens haben
wir an dem Punkt, unter welcher Zielstellung wir das
machen. Da werden die Kollegen aus der CDU gleich
noch ihre Position dazu nennen, ich sage aber die
Position, die wir nicht nur mit unserer Gesundheits-
senatorin, die für das Genehmigungsverfahren ver-
antwortlich ist, sondern auch mit unserem Wissen-
schaftssenator geeinigt haben.

Wir haben uns schon sehr früh mit Herrn Senator
Lemke zusammengesetzt, das will ich hier auch of-
fen sagen, und es bedurfte noch nicht einmal der
Vorlage eines neuen Antrags, wenn man die Chro-
nologie richtig im Auge hat, und auch nicht der Fra-
ge, wie wir weiter damit umgehen. Wir haben uns
darüber unterhalten, was man machen kann. Dass
wir keine drei Jahre brauchen, um Tierversuche statt-
finden und wieder beenden zu lassen, war leider je-
dem der Beteiligten klar, nachdem wir wussten, dass
ein Tierversuchsvorhaben gestartet war, auch wenn
im Parlament gelegentlich anderes behauptet wur-
de. Das musste uns klar sein.

Ein sinnvoller Prüf- und Abschlusszeitraum ist aus
Sicht aller Beteiligten, und da bin ich mir als Tierschüt-
zerin mit dem Wissenschaftssenator Lemke einig, das
Auslaufen der DFG-Förderung. Das wäre, sofern ich

über den Zeitraum richtig informiert bin, im Jahr 2010.
Wir haben uns als Sozialdemokraten darauf verstän-
digt, dass wir mit dem Ziel dieses Evaluationsvorhaben
betreiben wollen, einen Ausstieg aus dem Versuchs-
vorhaben auch umzusetzen.

Das bedeutet, unsere Evaluation und unsere wis-
senschaftliche Begleitung, die mittels einer kurzfristig
einzusetzenden Arbeitsgruppe stattfinden soll, ist nicht
zieloffen. Wir wollen nicht abwarten, finden wir es
gut oder schlecht. Die DFG-Förderung läuft aus, und
wir haben uns vorgenommen, dieses Vorhaben wis-
senschaftspolitisch sachgerecht zu beenden, quali-
fiziert zu beenden, ohne dem Wissenschaftsstandort
einen Schaden zuzufügen und eine Forschung wei-
terzuführen, wie meine Kollegin Berk gestern sag-
te, die die Erkenntnisse zur Grundlage der weiteren
Arbeit im Bereich Kognitionsforschung macht. Das
können wir als Politiker nicht entscheiden, indem wir
sagen, das finden wir gut, hören Sie auf, das machen
wir weiter, das geht so weiter. Dazu brauchen wir ganz
klar eine wissenschaftliche Begleitung und Untermau-
erung. Die wollen wir unverzüglich einsetzen. Die-
se Begleitung und Untermauerung soll zu dem Ziel
führen, dass wir 2010 hoffentlich am Ende dieser
belastenden Maßnahmen sind. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben
dieses Thema ja schon oft hier im Parlament disku-
tiert, oftmals sehr emotional, aber immer sehr schwie-
rig. Die Thematik ist sehr schwierig. Ich bin mir si-
cher, dass keiner hier in diesem Hause sich leicht-
fertig für Affen- oder Tierversuche aussprechen wird.
Dabei geht es eben nicht nur um diese Makakenver-
suche. Es geht dabei darum, die Leiden der Tiere
gegen die Leiden der Menschen abzuwägen, und das
ist ein Thema, das jeder für sich selbst entscheiden
muss. Wir haben das hier oft besprochen.

Was jetzt ansteht, ist, ob die Tierversuche weiter fort-
gesetzt werden. Wir wissen, dass das Versuchsvor-
haben „Raumzeitliche Dynamik kognitiver Prozes-
se des Säugetiergehirns“, also eben diese Affenver-
suche, bis zum 30. November genehmigt ist. Wir
wissen weiter, dass Professor Kreiter einen neuen
Antrag gestellt hat, und wir wissen auch, dass sich
die Tierversuchskommission zwischenzeitlich mit
diesem Antrag beschäftigt hat. Obwohl die Tierver-
suchskommission aus guten Gründen nicht öffentlich
tagt und ihr Votum streng vertraulich ist, und zwar
unter Strafandrohung sind die Mitglieder der Kom-
mission zur Verschwiegenheit verpflichtet, konnte
man in der Zeitung lesen, dass angeblich bei der Be-
ratung über die Affenversuche ein Patt entstanden
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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war, wo die Versuche nur mit der Stimme des Vor-
sitzenden genehmigt worden sind.

Es hätte nur noch gefehlt, die Namen der Betei-
ligten zu veröffentlichen. Früher gab es gegen Pro-
fessor Kreiter Morddrohungen, und um zu verhindern,
dass Leute, die in der Kommission sind, unter Druck
gesetzt werden, hat man eben diese Leute zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Professor Fischer hat sich
heute auch dazu geäußert und hat das kritisiert. Ich
finde es auch schon erstaunlich, dass aus solch einer
vertraulichen Sitzung von sechs Personen Ergebnisse
nach außen dringen und dann veröffentlicht werden.
Aus diesem Hause war keiner dabei, Frau Schön, Sie
nicht, Herr Apel nicht, wir auch nicht! Wir kennen
die Hintergründe nicht, die zu diesem Votum geführt
haben, und ob das alles so stimmt, was veröffentlicht
wurde, ich kann das nicht beurteilen.

Wir haben in der letzten Woche in der Gesundheits-
deputation eine Vorlage erhalten, wo noch einmal
aufgezeigt worden ist, wie eigentlich ein solches
Genehmigungsverfahren läuft und welche Kriterien
dabei zugrunde gelegt werden. Ich will darauf schon
eingehen, weil ich denke, das ist eine ganz wichtige
Sache. Ich will hier auch niemanden langweilen, aber
ich finde, es ist schon wichtig, dass auch die Öffent-
lichkeit sehen muss, wie sich die Verwaltung bemüht
hat, auch hier die Aspekte des Staatsziels Tierschutz
zu beachten. Aus der Vorlage des Gesundheitssenators
geht jedenfalls hervor, dass die Tierversuchskommis-
sion nach zwei Beratungen die Primatenversuche
genehmigt hat. Dass der Kommission sämtliche An-
tragsunterlagen vorgelegen haben, ist selbstverständ-
lich.

Parallel zur Befassung der Tierversuchskommission
hat die Genehmigungsbehörde die ZEBET befragt,
die Zentralstelle zur Erfassung und Bewertung von
Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum Tierversuch.
Die Antwort ergab, dass es keine Hinweise auf al-
ternative Verfahren im Sinne des 3-R-Prinzips gibt.
Der Senator für Justiz und Verfassung wurde einbe-
zogen, zu den Anforderungen an das Verfahren zur
Genehmigung von Tierversuchen nach Einfügen des
Artikels 20 a Grundgesetz eine Stellungnahme ab-
zugeben. Es wurde weiter ein Fragenkatalog entwi-
ckelt in Bezug auf die tierethische Abwägung im Ge-
nehmigungsverfahren, und zwar im Speziellen an Pri-
maten. Weiterhin wurden zwei Experten herangezo-
gen bezüglich der Bewertung des Fragenkatalogs,
der ethischen Bewertung, der Belastungsgrenzen zum
Gleichheitsprinzip in der Mensch-Tier-Beziehung und
der Bedeutung der Tierversuchskommission und zur
Existenz unterschiedlicher ethischer Auffassungen bei
der Abwägung von Tierversuchen.

Außerdem ist der Senator für Wissenschaft um eine
Stellungnahme gebeten worden, und sämtliche Stel-
lungnahmen und Antworten wurden uns in der Ge-
sundheitsdeputation vorgelegt. Der Wissenschafts-
senator hat in seiner Stellungnahme noch einmal
begründet, dass die Hirnforschung im Rahmen der

Neuro- und Kognitionsforschung ein wichtiges For-
schungsfeld ist und dass eine Verweigerung der
Genehmigung fatale Folgen hätte.

Nicht nur, dass die bisherigen Ergebnisse aufgrund
der fehlenden Validität wertlos wären – von den In-
vestitionen will ich hier an dieser Stelle überhaupt
nicht sprechen, das ist in diesem Zusammenhang auch
erst einmal sekundär –, aber in der gesamten Wis-
senschaftslandschaft würde ein großer Schaden an-
gerichtet werden, was sich insbesondere bei den
Forschungsförderungsorganisationen wie zum Bei-
spiel der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der
Volkswagenstiftung, der Alexander von Humboldt-
Stiftung und dem BMBF negativ auswirken würde,
was mit einem großen Schaden für den Forschungs-
standort Bremen verbunden wäre, so die Stellung-
nahme aus dem Wissenschaftsressort.

Die Gesundheitssenatorin, meine Damen und Her-
ren, ist jetzt aufgefordert, das Versuchsvorhaben ins-
besondere unter Einbeziehung der Ergebnisse der
Tierversuchskommission, der eingegangenen Stel-
lungnahmen und der Vorgaben in den Paragraphen
7 und 8 Tierschutzgesetz eingehend zu prüfen, zu
bewerten und zu entscheiden. Dabei wird natürlich
der Artikel 20 a des Grundgesetzes mit dem Tierschutz
als Staatsziel eine große Rolle spielen. Aus den Stel-
lungnahmen der Experten, insbesondere zu der ethi-
schen Bewertung, geht meines Erachtens deutlich
hervor, dass das Leiden und die Schmerzen, die den
Tieren zugefügt werden, wesentliche Kriterien dar-
stellen, Tierversuche nicht zu genehmigen. Dass die
Tiere an der Uni nicht leiden, meine Damen und Her-
ren, davon konnten wir uns selbst überzeugen,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das macht denen jetzt Spaß?)

denn wenn es anders wäre, könnten diese Versuche
nicht durchgeführt werden. Das ist kein Spaß, und
ich denke, wir sind hier in einer ganz ernsthaften De-
batte. Vielleicht können Sie einmal zuhören, was ich
hier sage!

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie sich das einmal angesehen hätten, hät-
ten Sie feststellen können, dass sich die Affen in ei-
nem guten körperlichen Zustand befinden und ständig
tierärztlich überwacht werden. Dass die Affen her-
vorragend untergebracht sind und dass alle Aufla-
gen erfüllt werden, die an eine Unterkunft gestellt
werden, wird auch von der Fachwelt anerkannt.
Natürlich sind das Versuchstiere, das ist doch völlig
klar, darüber reden wir doch hier. Das ist kein Zoo,
und es ist keine freie Wildbahn, wo sich die Tiere be-
finden, aber deswegen beschäftigen wir uns ja auch
mit diesem Thema!

Aus den Stellungnahmen der Experten wird aber
auch deutlich, meine Damen und Herren, wie schwie-
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rig es ist, eine ethische Bewertung abzugeben. Dazu
möchte ich mit Genehmigung des Präsidenten eini-
ge Sätze aus den Stellungnahmen zitieren, weil ich
nicht einfach zusammenfassen möchte, was darin
aufgeschrieben ist. Ich zitiere mit Genehmigung des
Präsidenten. Dr. Lui von der Universität Berlin sagt:
„Es gibt allerdings keinen Konsens über den ethischen
Bewertungskatalog oder auch nur verlässliche Wege,
die ein geplantes Experiment exakt einer solchen
Formel zuordnen. In der Regel stehen den Leiden der
Tiere Leiden der Menschen gegenüber, die, falls das
Experiment nicht durchgeführt wird, unverändert vor-
handen sein werden und so eine Folge der Unterlas-
sung des Experiments darstellen.“

Professor Birnbacher vom philosophischen Institut
der Universität Düsseldorf sagt zur Tierschutzkom-
mission: „Ethische Auffassungen gehen zwar gewöhn-
lich mit einem Allgemeingültigkeitsanspruch einher
und behaupten jeweils, wahr zu sein. Für die Beur-
teilung miteinander unvereinbarer Ansprüche von
einem übergeordneten Standpunkt aus existieren
jedoch nur recht allgemeine Kriterien. Diese reichen
nicht in jedem Fall aus, eine der verschiedenen Auf-
fassungen als richtig auszuzeichnen.“ Weiter: „Die
Ethik im Sinne einer geschlossenen Doktrin richtige
Moral gibt es nicht.“ An anderer Stelle sagt er noch:
„Der erwartete Wissenszuwachs ist zweifellos ein
gewichtiges, kollektives Rechtsgut. Er muss deshalb
auf der Habenseite in die Abwägung der ethischen
Vertretbarkeit von belastenden Tierversuchen ein-
gehen. Das gilt auch dann, wenn für das durch Tier-
versuche erworbene Wissen keine unmittelbare und
auch keine mittelbare therapeutische Funktion ab-
zusehen ist.“ Soweit die Zitate! Beide Experten be-
werten die Tierschutzkommission so, die Behörde bei
der Entscheidung über die Genehmigung von Tier-
versuchen zu unterstützen. Die Entscheidung liegt
letztendlich bei der Behörde.

Ich will noch einmal zur Genehmigung zurückkom-
men, Frau Schön hat darauf auch schon hingewie-
sen! Eine Genehmigung darf nur erteilt werden, das
will ich noch einmal unterstreichen, wenn wissen-
schaftlich begründet dargelegt ist, dass die Voraus-
setzungen des Paragraphen 7 Absatz 2 des Tierschutz-
gesetzes vorliegen und das angestrebte Versuchser-
gebnis trotz Ausschöpfung der zugänglichen Infor-
mationsmöglichkeiten nicht hinreichend bekannt ist
oder die Überprüfung eines hinreichend bekannten
Ergebnisses durch einen Doppel- oder Wiederho-
lungsversuch unerlässlich ist. Das Weitere aus dem
Tierschutzgesetz hier vorzutragen will ich mir erspa-
ren, das kann jeder im Tierschutzgesetz nachlesen.

Ich möchte aber noch einmal ausdrücklich auf den
Paragraphen 7 Absatz 2 hinweisen, wo genau defi-
niert wird, unter welchen Voraussetzungen überhaupt
ein Tierversuch durchgeführt werden kann. Bei der
Entscheidung, ob Tierversuche unerlässlich sind, ist
insbesondere der jeweilige Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse zugrunde zu legen und zu prü-

fen, ob der verfolgte Zweck nicht durch andere Metho-
den oder Verfahren erreicht werden kann. Das alles
hat die Behörde ordnungsgemäß zu prüfen. Die CDU-
Fraktion wird die Entscheidung abwarten und das
Votum akzeptieren, wobei überhaupt noch nicht klar
ist, ob die Versuche überhaupt genehmigt werden.
Es kann natürlich auch sein, dass die Versuche ab-
gelehnt werden.

Bei mir leuchtet hier jetzt schon die rote Lampe.
Ich will meine Rede jetzt einmal unterbrechen,  werde
mich aber gleich noch einmal zu Wort melden. Das
ist  eine  wichtige  Debatte,  die  wir  hier  führen,  und
ich möchte das auch ein bisschen ausführlich ma-
chen. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Emigholz.

Abg. Frau Emigholz (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich bin froh, dass wir alle sehr
sachlich debattieren, Frau Tuczek. Ich möchte trotz-
dem der guten Ordnung halber noch auf einen Punkt
hinweisen, den die Kollegin Frau Schön schon an-
geführt hat und den ich auch bitte, entsprechend zu
Protokoll zu nehmen. Grundlagenforschung kann ei-
nen Beitrag zu medizinischen Erkenntnissen liefern,
es ist aber nicht zwangsläufig so, dass jeder, der sich
für einen Tierversuch ausspricht, sich auch gleich-
zeitig dafür ausspricht, dass menschliches Leid ver-
ringert wird. Es gibt auch Grundlagenforschung, die
schlicht der Techniknutzung dient. Es gibt Grundla-
genforschung, die ganz anderen Feldern dient, und
auch das muss man bitte sagen, Grundlagenforschung
ist eben, wie schon gesagt, ergebnisoffen. Sie kann
Erkenntnisse bringen, sie muss es aber nicht. Es gehört
zur Redlichkeit auch gerade der aus dem Tierschutz
kommenden Debattenredner dazu, denke ich, dass
wir nicht das eine mit dem anderen vertauschen. Das
wäre mir eine sehr wichtige Maßnahme.

(Beifall bei der SPD)

Eine andere Sache habe ich noch! Ich glaube auch
nicht, wenn die Debatte, es hat sich ja abgezeichnet,
dass die politischen Spitzen nicht nur über 80 000
Unterschriften, die der Tierschutzverein gesammelt
hat, ins Nachdenken gekommen sind, sondern auch
über die Dauer der Tierversuche und über die be-
rechtigte Frage, wie es weitergeht, welche Ergebnisse
es gebracht hat und wie man das einschätzt, wenn
wir als Tierschützer vielleicht nicht eine Debatte füh-
ren, die den Wissenschaftssenator, der sehr konstruktiv
vorgegangen ist, noch toppt und auch seine Koope-
rationsbereitschaft anmeldet.

(Beifall bei der SPD)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Frau Schön, Sie haben in Ihrem
Antrag oder auch in Ihrer Rede gerade wieder davon
gesprochen, dass die Versuche mit den Affen ausge-
weitet werden, indem die einzelnen Tiere beiden
Methoden ausgesetzt sind. Ich habe mich einmal bei
Professor Fischer und auch bei Professor Kreiter er-
kundigt, ob das denn so ist. Da ist mir gesagt wor-
den, die Tiere können entweder im Kernspintomo-
graphen oder im elektrophysiologischen Versuch
genutzt werden, sage ich einmal. Es gibt immer nur
bestimmte Zeiten, in denen die Affen in einem Ver-
such sind, entweder so oder so. Es wird also nicht
ausgeweitet, es wird nur so oder so untersucht.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nein! Ein Tier invasiv und ein Tier im
Kernspintomographen, das ist eine Auswei-

tung!)

Wenn Sie zwei Versuche hintereinander machen, das
wäre eine Ausweitung. So kann man immer nur ein-
mal das machen und einmal das machen. Man hat
also weniger Tiere, die man im Versuch hat.

Dann möchte ich auch noch einmal zum Kernspin-
tomographen etwas sagen! Wir haben hier wieder-
holt gehört und es auch schriftlich erhalten, dass das
Drei-Tesla-Gerät eben nicht die Tierversuche über-
flüssig macht, sondern dass dadurch die Tierversu-
che verringert werden. Dazu habe ich auch in der Mai-
Debatte detaillierte Ausführungen gemacht, die ich
jetzt nicht alle wiederholen will. Auch der Wissen-
schaftssenator hat in seiner vorliegenden Stellung-
nahme nochmals erläutert, welche Versuche durch
den Kernspintomographen ersetzt werden, und dar-
gestellt, dass das Gerät ein richtiger Schritt für die
noninvasiven Methoden einerseits und für die Redu-
zierung von Tierversuchen insgesamt ist.

Auch ist der Wissenschaftssenator in seiner Stel-
lungnahme, die uns vorliegt, darauf eingegangen,
dass eine internationale Gutachtergruppe kürzlich
ausdrücklich die erfolgreichen Aufbauarbeiten der
neurowissenschaftlichen Forschung am Kernspinto-
mographen in Bremen gewürdigt hat. Jetzt fordern
Sie in Ihrem Antrag, dass die Bürgerschaft den Se-
nat auffordern soll, die Genehmigung für die Fort-
setzung der Primatenversuche zu versagen. Falls die
Genehmigung vom Gesundheitssenator erteilt wer-
den muss, fordern Sie also den Senat auf, sich gegen
geltendes Recht zu stellen.

Ich will noch einmal betonen, die Tierversuche lau-
fen im Rahmen des bestehenden, geltenden Tier-
schutzgesetzes. Ich will jetzt nicht an Artikel 5 Grund-
gesetz erinnern, wo den Hochschulen und wissen-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

schaftlichen Einrichtungen die Freiheit von Forschung
und Lehre garantiert ist. Wir haben die Autonomie
der Hochschulen und somit auch die der Uni in die-
sem Land gestärkt und die staatliche Lenkung auf
eine Globalsteuerung beschränkt. Das kann doch nicht
nur für Maßnahmen gelten, die schön sind und die
wir toll finden. Wir sind in diesem Jahr Stadt der Wis-
senschaft. Wenn wir solche Eingriffe vornehmen, wie
Sie sie hier wollen, machen wir uns nicht nur in
Deutschland lächerlich, sondern weltweit. Wir kön-
nen doch nicht politisch vorgeben, wie ein Verwal-
tungsakt zu entscheiden ist. Das können Sie doch nicht
im Ernst fordern.

Die Politik kann Gesetze machen, und in diesen
Gesetzen hat sich die Wissenschaft zu bewegen. Die
Bürgerschaft kann nicht den Senat auffordern, die
Genehmigung zu versagen, wenn die rechtlichen
Voraussetzungen anders sind.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Frau Tuczek, sagen Sie doch ganz klar,

dass Sie diese Versuche wollen!)

Die Bürgerschaft kann für sich feststellen, dass sie
solche Versuche nicht will. Wir sind 1997 davon aus-
gegangen, dass die Versuche zeitlich befristet lau-
fen und man nach einer Zeit von zwölf bis 15 Jahren
zu validen Ergebnissen kommt. Es war für uns auch
sicher, dass diese invasiven Versuche danach aufhö-
ren. Die CDU will aussteigen aus diesen Versuchen,
aber wir können doch nicht mitten in der Fahrt von
dem Zug abspringen. Wir haben das doch oft genug
hier diskutiert, und wir haben wiederholt festgestellt,
dass die Bürgerschaft die Versuche nicht verbieten
kann, das habe ich eben auch erläutert.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen])

Können Sie vielleicht einmal ruhig sein und ein biss-
chen zuhören! Haben Sie nicht die Kraft dazu?

Die Universität hat jetzt geplant, im nächsten Jahr
ein Symposium zur Ethik von Tierversuchen durch-
zuführen. Weiter hat die Uni vorgesehen, eine ge-
zielte Förderung von Tierersatzversuchen durch Fi-
nanzierung von Doktoranden vorzunehmen und eine
gezielte Förderung der Tierhaltungsforschung. Des
Weiteren ist eine Stärkung der Forschung mit bild-
gebenden Verfahren vorgesehen. Wenn Sie sich
vielleicht einmal mit der Uni oder mit Herrn Profes-
sor Fischer unterhalten hätten, hätten Sie das auch
alles gewusst!

Ich möchte noch einmal auf das zurückkommen,
was Frau Emigholz vorhin gesagt hat. Es ist richtig,
wir sind uns ja in vielem einig, und wir sind uns auch
darin einig, dass wir diese Tierversuche nicht mehr
wollen, aber wir wollen ein vernünftiges Verfahren
haben: Wir haben damals gesagt, das ist Grundla-
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genforschung, und Dr. Domann-Käse hat hier aus-
geführt, dass man bei der Grundlagenforschung von
einem Zeitraum von zwölf bis 15 Jahren ausgehen
muss. Wir hatten ja versucht, einen Antrag zu ma-
chen, wo wir 2010 gesagt haben. Darauf haben wir
uns leider nicht einigen können, weil Sie ja gesagt
haben, Sie wollten gleich darin festgelegt haben, wie
es weitergehen soll. Wir haben gesagt, wir wollen eine
Expertenkommission einsetzen, die diese Tierversu-
che evaluieren soll, die feststellen soll, was dabei he-
rausgekommen ist. Dann wollten wir eine Grundla-
ge haben, es zu entscheiden. Dieser Antrag war auch
mit den Fraktionsvorsitzenden schon geeint. Ihre
Fraktion wollte es nicht, das ist in Ordnung. Ich habe
auch gesagt, wir brauchen keinen Antrag. Diesen An-
trag von den Grünen kann man sowieso nicht mit-
machen, weil er rechtswidrig ist, also lehnen wir ihn
ab.

Ich möchte aber gern, dass wir die Beratung zumin-
dest in der Deputation weiter fortsetzen. Wir werden
den Senator, der es in seiner Stellungnahme auch
angeboten hat, sozusagen bitten, diese Evaluation
durch eine internationale Expertenkommission durch-
führen zu lassen, wo die Wissenschaftler, die For-
schungsinstitute und der Tierschutz zusammen die-
se Versuche bewerten können. Dann werden wir hier
eine Grundlage haben zu bewerten, wollen wir es
weitermachen oder nicht. Wir können doch nicht
einfach jetzt schon beschließen, wir wollen es zwar
nicht, wir wollen da aussteigen, aber wir wollen eine
Kommission einsetzen. Das kann man so nicht ma-
chen, meine Damen und Herren! Deswegen, denke
ich einmal, ist der Weg, den wir jetzt in der Deputa-
tion beschreiten werden, auch ein guter Weg. Ich
hoffe, dass wir da auch zu guten Ergebnissen kom-
men, die sowohl dem Tierschutz, als auch der Wis-
senschaft gerecht werden. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, es gibt im
Wissenschaftsbereich kein Thema, das mir jedenfalls
aus den letzten Jahren geläufig ist, das uns so begleitet
und auch emotional bewegt wie diese Debatte über
die Makakenversuche an der Bremer Universität. Ich
nehme auch den heutigen Ablauf und die Argumente
sehr, sehr ernst. Ich möchte aber gern noch ein biss-
chen auf die Anfänge dieser Arbeit zurückblicken.

Wir hatten am 10. Juni 1997 hier einen Antrag der
Fraktionen der SPD und der CDU, mit dem  wir fünf
Forderungen an den Senat gestellt haben, worauf der
Senat bei dem, was wir als Schwerpunkt im Bereich
der Neurowissenschaften bilden wollten, zu achten
hat. Es war ganz klar die Aufforderung an uns, alle

Maßnahmen dahin gehend zu fokussieren, dass wir
das Ausmaß der Versuche auf das notwendige Maß
reduzieren. Wir sollten unbedingt darauf achten, dass
die Standards bei den Experimenten und der Haltung
den internationalen Standards entsprechen. Es wurde
von uns erwartet, dass die Hirnforscher die bildge-
benden Verfahren so weit entwickeln, dass in der Pers-
pektive Eingriffe in Primatengehirne unnötig werden.
Dieser Punkt ist bis heute nicht erfüllt.

Wir sehen diese Perspektive auch heute anders als
Sie. Es sind ja nur noch wenige von Ihnen dabei, aber
das Parlament hat es damals beschlossen. Diese Er-
wartung können wir offensichtlich nicht erfüllen, denn
nach den neuen Erkenntnissen sind weiterhin diese
invasiven Eingriffe erforderlich. Das ist übrigens keine
Position der Bremer Forscher, sondern es ist eine
internationale Erkenntnis. Die können wir natürlich
auch nicht einfach vom Tisch wischen, sondern es ist
eine internationale Erkenntnis. Nach mehreren Jahren
paralleler Arbeit – nicht in Verdoppelung –, das ist
auch der vierte Punkt, wir als Parlament, als Senat
akzeptieren auf keinen Fall, dass Doppelversuche
gemacht werden, weder in Bremen noch in den ver-
gleichbaren Instituten weltweit.

Wir haben außerdem damals den Auftrag von Ih-
nen bekommen, dass wir darauf achten sollen, dass
alle Maßnahmen der Universität Bremen unterstützt
werden sollten, die einen weiteren Dialog fordern mit
den Bürgerinnen und Bürgern, auch mit den Tier-
schützern, in Ernsthaftigkeit und den Respekt vor-
einander, vor der gegenteiligen Auffassung, gehen
wir weiter mit diesen Versuchen oder stoppen wir sie
sofort. Das ist ja die unterschiedliche Ausgangslage,
dass wir den Dialog hier auf jeden Fall fortsetzen
sollten. Von fünf Punkten, die Sie uns damals mit auf
den Weg gegeben haben, haben wir vier erfüllt. Beim
fünften konnten wir Ihrer Erwartung nicht entspre-
chen.

Jetzt stellt sich die grundsätzliche Frage: Brauchen
wir grundlegende Erkenntnisse über unser Gehirn?
Es ist das menschliche Organ, über das wir bisher am
wenigsten wissen. Ist es richtig, dass wir auch als Wis-
senschaftspolitiker sagen, ja, wir haben ein Interes-
se daran, dass die Funktionen unseres Gehirns grund-
legend erforscht werden? Sagen wir ja, oder sagen
wir nein? Ich sage als Wissenschaftssenator unein-
geschränkt, selbstverständlich können wir nicht ei-
nes unserer Organe separieren und sagen, nein, das
rühren wir nicht an, das interessiert uns nicht. Das
sage ich natürlich auch deshalb, weil wir gar nicht
wissen, welche Ergebnisse diese Grundlagenfor-
schung für die Bekämpfung von Erkrankungen, für
das Lindern von Elend, von Not von Millionen von
am Gehirn erkrankten, gerade älteren Menschen
liefert. Ich kann nicht versprechen, dass diese Grund-
lagenforschung in drei Monaten, in drei Jahren oder
in 30 Jahren konkrete Ergebnisse erbringt. Ich bin
aber ganz sicher, dass es, wenn wir diese Grundla-
genforschung nicht vornehmen, überhaupt keine
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Ergebnisse geben wird. Das ist relativ einfach nach-
zuvollziehen. Ergo sage ich für mich, dass die Grund-
lagenforschung in diesem Bereich nötig ist, erste
These!

Zweite These: Die Wissenschaftler sagen, wir ha-
ben alle Methoden überprüft, auch die im Kernspin-
tomographen. Wir können momentan, aufgrund der
wissenschaftlichen Erkenntnisse, nicht auf die inva-
siven Versuche verzichten. Das ist weltweite Meinung.
Das ist nicht nur die Meinung von Herrn Roth, Herrn
Kreiter und anderen an der Universität. Wenn es so
stimmt, und ich zweifle nicht daran, dass es stimmt,
es gibt auch keine Gegenthese, dann ist die Frage
erlaubt, wollen wir uns als Bremen dem Antrag der
Grünen folgend davor verschließen und sagen, okay,
sie können überall forschen. Das machen sie zurzeit
in Deutschland mit Sicherheit in Magdeburg und
Tübingen, das sind, Bremen eingeschlossen, die drei
Kompetenzzentren. Sie machen es auf Kuba in Ha-
vanna, sie machen es mit Sicherheit an der Harvard-
Universität. Vielleicht gibt es noch zwei, drei ande-
re Kompetenzzentren. Sie werden dort weiter an den
Tieren Grundlagenforschung betreiben.

Ist es nicht auch ein Zeichen von Doppelmoral zu
sagen, wir gehen hier heraus, wir überlassen es an-
deren Forschern? Unter welchen Bedingungen sie es
machen, wissen wir nicht. Ich kann Ihnen garantie-
ren, ich bin jedes Jahr einmal bei Professor Kreiter
und überzeuge mich vor Ort, wie es dort aussieht. Im-
mer wieder stelle ich fest, dass zumindest die Bedin-
gungen der Haltung und auch der experimentellen
Durchführung so sind, dass ich nicht den Eindruck
habe, dass hier in irgendeiner Form gegen die Auf-
lagen, die wir erteilt haben, verstoßen wird. Also sage
ich Ihnen, ich bin der Überzeugung, dass wir diese
Grundlagenforschung weiter benötigen.

Wir haben uns nicht unter meiner Federführung,
sondern vor meiner Zeit entschieden, einen Bereich,
der besonders hervorragend qualifiziert ist, die Neuro-
und Kognitionswissenschaften an unserer Universi-
tät haben weltweit einen hervorragenden Ruf, das
ist so, wir haben auch andere exzellente Bereiche an
der Universität, und an anderer Stelle betone ich ja
immer außerhalb dieses Hauses, aber auch hier vor
Ihnen, wie stolz wir auf die Leistungen unserer Pro-
fessorinnen  und  Professoren  sein  können,  deshalb
stelle ich mich in dieser Frage auch so ausdrücklich
vor meine Universität und die dort arbeitenden Kol-
leginnen und Kollegen. Stellen Sie sich doch bitte
einmal vor, ich glaube, ich habe es vor einiger Zeit
hier schon einmal gesagt, wenn Herr Professor Kreiter
eines Tages für einen ganz großen wissenschaftlichen
Preis nominiert würde: Was wären wir alle, gerade
wir aus der Wissenschaftspolitik, stolz darauf, wenn
wir uns mit so einem ausgezeichneten Professor an
unserer Universität schmücken könnten! Die ersten
hervorragenden  Beurteilungen,  meine  Damen  und
Herren, liegen bereits vor. Das haben wir Ihnen in
unserer Stellungnahme auch mitgeteilt.

Ich glaube deswegen, zusammengefasst bin ich der
Meinung, dass der Weg, den ich auch mit den Ver-
tretern der Tierschützer andiskutiert habe – übrigens
vor mehreren Monaten, nicht erst durch die aktuel-
le Diskussion –, zu sagen, wir sind jetzt im achten Jahr
der Forschungsarbeit, zwölf Jahre geben wir eigentlich
immer Zeit, wenn wir neue Forschungsvorhaben
haben, um den Kolleginnen und Kollegen, die dort
arbeiten, die Möglichkeit zu geben, sich einzuarbeiten,
es aufzuarbeiten, zu vertiefen, auch noch andere Me-
thoden einzubeziehen, dann nach spätestens zwölf
Jahren kommt es auf den Prüfstand. In der Regel ist
es so bei den anderen Forschungsvorhaben, dann
entscheiden  meistens  die  Drittmittelgeber,  ob  die
Ergebnisse so hervorragend sind, dass sie auch in
Ausnahmefällen noch einmal eine kurze Zeit verlän-
gern. Deshalb bin ich der Meinung, weil es in dieser
Frage auch so kontrovers ist, wir brauchen nicht zwölf
Jahre abzuwarten, sondern ich möchte der Deputa-
tion für Wissenschaft gern vorschlagen, dass wir eine
Evaluation, und zwar von internationalen Experten,
einsetzen.

Ich wäre auch dankbar, dass wir, gerade im Respekt
vor den 80 000 Unterzeichnern, einen Wissenschaftler
einbeziehen würden, von dem bekannt ist, dass er
Tierversuchen sehr skeptisch gegenübersteht. Wenn
wir diese Kommission in Absprache mit der DFG
berufen könnten, so glaube ich, nehmen wir Scha-
den von der Universität, der entstünde – und das muss
ich auch ganz deutlich sagen –, wenn wir heute die-
sen Beschluss, der uns hier von den Grünen vorge-
legt wird, fassen würden. Es ist nicht das, was uns
im Jahr der Wissenschaft schmückt. Einen Tag, be-
vor der Wissenschaftsrat hier tagt – sie tagen hier alle
16 Jahre einmal, das wird heute, morgen und über-
morgen hier in Bremen stattfinden –, könnte ich es
überhaupt nicht vertreten, wenn dieses Haus mir einen
solchen Beschluss mitgeben würde. Die Konsequen-
zen sind eben schon von Frau Tuczek zitiert worden,
deshalb brauche ich es nicht noch einmal vorzule-
sen.

Ich stehe dafür ein, genau zu überprüfen, was weiter
an der Universität in diesem Bereich passiert. Jedes
Jahr hat Herr Professor Kreiter seit der letzten gro-
ßen Debatte, die wir hier geführt haben, einen schrift-
lichen Bericht abgegeben, um uns als Wissenschafts-
behörde – das sage ich für die Wissenschaftsdepu-
tation – mitzuteilen, wo wir stehen, was zu erwarten
ist und wie dort weitergearbeitet wird. Es bleibt das
Ziel: verfeinern, reduzieren, ersetzen! Das ist und
bleibt unser Ziel. Deshalb glaube ich, dass wir mit
der wissenschaftlichen Kommission, die wir einset-
zen werden – und das ist übrigens mit der Universi-
tät abgestimmt, ich habe mit dem Rektor in der letz-
ten Woche zweimal deswegen telefoniert, das ist
übrigens bereits von mir persönlich Herrn Professor
Kreiter mitgeteilt worden, dass ich das beabsichtige,
es ist also auch nichts Neues oder Erschreckendes
für ihn, das ist zu diesem Zeitpunkt vielleicht etwas
ungewöhnlich, aber die Situation und die Ernsthaf-
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tigkeit dieser Debatte und die unterschiedlichen
Positionen erfordern es –, erst einmal den Interessen
der Universität, aber auch den berechtigten Forde-
rungen der Tierschützer gerecht werden. – Ich dan-
ke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ganz kurz
vorweg zu Herrn Tittmann: Wir schreiben bei Ihnen
keine Anträge ab. Wir stimmen Ihnen auch nicht zu,
weil schon allein der Sprachduktus bei Ihnen immer
so undemokratisch ist, dass man Ihnen nicht zustim-
men kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das vorweg! Alles Übrige hat Frau Emigholz vorhin
schon dazu gesagt.

Es war für mich eigentlich ganz interessant, ich habe
ja die Debatte eröffnet, dann kam Frau Emigholz, dann
Frau Tuczek, dann wieder Frau Emigholz, dann wieder
Frau Tuczek. Man hat ein bisschen die Debatte ge-
spürt, die in der letzten Woche, offenbar bis heute
Mittag, in der großen Koalition gelaufen sein muss,
wo Sie sich über die Tierversuche und die Geneh-
migung unterhalten haben. Sie wollten ursprünglich
auch einen eigenen Antrag dazu machen, das haben
Sie ja nicht hinbekommen, weil doch die Uneinig-
keit unter Ihnen deutlich größer ist als das, was Sie
hier an Einigkeit versuchen zu postulieren.

Mir ist auch nicht klar geworden, ich möchte gern
mit Ihnen anfangen, Frau Emigholz, Sie haben ge-
sagt, es gibt dahin gehend eine Einigung, dass es mit
dem Auslaufen der DFG-Förderung eine Evaluation
geben wird mit dem Ziel Ausstieg aus den Versuchen,
also eine Evaluation, die letztendlich nicht ergebnis-
offen ist, sondern bei der ein Ausstieg postuliert
werden soll. Ob das so geht, da möchte ich gleich noch
einmal genau nachfragen. Das Gleiche habe ich von
Frau Tuczek aber nicht gehört. Frau Tuczek sagt, es
soll durchaus eine Kommission und auch eine Eva-
luation geben, aber die soll ergebnisoffen sein. Das
ist genau das Gegenteil von dem, was Sie gesagt
haben.

Auch bei Herrn Lemke habe ich nicht gehört, dass
es da ein klares Ausstiegsziel geben soll, sondern da
habe ich auch eher die Ergebnisoffenheit an der Stelle
herausgehört, mit einer internationalen Kommission,
in der man zu einer Bewertung kommen will. Die
Einigkeit, dass man einen Ausstieg haben will, kann
ich aus Ihren Redebeiträgen hier überhaupt nicht
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

erkennen. Das ist vielleicht Ihr Wunsch, Frau Emig-
holz, das rechne ich Ihnen auch hoch an, aber das
hat für das Handeln der großen Koalition, glaube ich,
erst einmal nicht so viel Relevanz, jedenfalls wie ich
die Debatte hier wahrgenommen habe.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Einmal ganz abgesehen davon nehme ich Ihnen
auch ab, dass Sie sich viele Gedanken darüber ma-
chen, wie Sie zu einem Ausstiegsszenario kommen,
aber trotzdem finde ich die Herangehensweise etwas
schwierig, denn wenn man nach dem Grundgesetz
die Forschungsfreiheit gegen den Tierschutz abwä-
gen muss und abwägen muss, ob es ethisch vertret-
bar ist, ist das Kriterium nicht, wann eine DFG-För-
derung ausläuft. Davon steht nichts im Grundgesetz,
und es steht auch nichts darüber darin, was es für den
Forschungsstandort Bremen bedeutet, und darin steht
auch nichts, wie Ethik in fünf Jahren abgewogen wird,
sondern es ist relevant, wie es im konkreten Geneh-
migungsverfahren abgewogen wird, und das ist im
Grunde jetzt. Von daher kann ich irgendwie nur zur
Kenntnis nehmen, dass Sie, Frau Emigholz, auch
eigentlich schon lange aus den Tierversuchen aus-
steigen wollen, das aber, was hier so vorgeschlagen
wird, mit dem, was das Grundgesetz in Wirklichkeit
will, nicht so wahnsinnig viel zu tun hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt wird immer so viel gesagt, na ja, eigentlich
hätte man wissen müssen, man kann nicht gleich
wieder aussteigen nach drei Jahren, aber Frau Kahrs,
die damals Wissenschaftssenatorin war, hat doch 1998
gesagt, sie will die Affen in drei Jahren nicht mehr
an der Universität sehen. Sie hatte doch ihre Vorgän-
gerposition gehabt. Als Senatorin war sie doch davon
überzeugt, dass man das wieder sehr schnell ändern
kann, wenn man den Kernspintomographen hat.
Warum jetzt so argumentiert wird, man brauche zehn,
zwölf Jahre, bevor man überhaupt etwas verhandeln
kann, leuchtet mir auch nicht so ganz ein.

Zu Frau Tuczek: Sie sagen, die Tiere leiden nicht.
Da frage ich mich: Woher wollen Sie das denn über-
haupt wissen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Selbst im ursprünglichen Antrag steht doch schon,
das sagt selbst Herr Kreiter, dass es ein Leiden der
Tiere gibt. Er wertet das nicht so hoch. Die Tiere sind
in Gefangenschaft, sieben Jahre. Es sind Tiere, die
in der freien Wildbahn leben. Seit wann leiden Tie-
re denn nicht, wenn sie in Gefangenschaft sind? Mit
den Tieren werden Versuche gemacht. Wieso ist das
denn kein Leiden? Es ist allgemeine wissenschaftli-
che Erkenntnis, dass Versuchstiere sehr wohl leiden
und Tierversuche nicht ohne Leiden abgehen. Da
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wüsste ich gar nicht wo. Nennen Sie mir doch einmal
Beispiele, wo das passiert! Man soll das auch an dieser
Stelle, ehrlich gesagt, nicht schönreden.

Der andere Punkt ist, die Versuche sind nicht un-
erlässlich. Herr Lemke ist auch darauf eingegangen.
Da ist auch immer irgendwie nicht nur die Frage nach
der Alternativmethode, sondern es ist immer die Frage
nach dem alternativen Tiermodell. Es ist von Anfang
an so gewesen, Herr Kreiter hat schon immer mit Ma-
kaken geforscht, und das wollte er auch weiter ma-
chen, und ich kann mich nicht daran erinnern, dass
die Genehmigungsbehörde jemals überprüft hätte,
ob es auch mit anderen Tieren möglich ist, weil das
Tierschutzgesetz auch sagt, dass das sinnesphysio-
logisch niedrigste Tier genommen werden muss, an
dem noch Erkenntnisse möglich sind. Das wurde
meines Erachtens auch nie geprüft. Von daher sei-
en Sie mit der Unerlässlichkeit, würde ich einmal
vorschlagen, ganz vorsichtig an dieser Stelle!

Wenn Sie sagen, es gebe keine Ausweitung, dann
kann ich nur sagen, wir haben eine Veranstaltung zu
den Tierversuchen gemacht. Da wurde uns in der Ver-
anstaltung tatsächlich bestätigt, dass es eine Auswei-
tung gibt. Die Tiere werden einerseits invasiv unter-
sucht, und sie sind im Kernspintomographen. Es
werden also zwei Versuche gemacht. Das ist doch eine
Ausweitung, das ist doch keine Reduzierung!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn ich da die Universität auf unserer Veranstal-
tung richtig verstanden habe, ist das an der Stelle eine
Ausweitung.

Dann zu Ihrer Geschichte, man könne unserem An-
trag hier nicht zustimmen, denn dann würden wir
gegen geltendes Recht verstoßen. Darum geht es über-
haupt nicht, sondern es geht darum, dass die Bürger-
schaft zu diesen Fragen auch eine Haltung haben muss
und nach wie vor eine Haltung haben muss, und wir
hatten schon 1997 eine Haltung dazu, und die müs-
sen wir nach wie vor dazu einnehmen. Wenn Sie das
nicht wollen, weiß ich auch nicht, dann finde ich auch
mittlerweile, Frau Tuczek, dann eiern Sie nicht so
herum, bekennen Sie sich ganz klar dazu, dass Sie
Tierversuche wichtiger finden als Tierschutz!

(Widerspruch bei der CDU)

Seien Sie doch nicht so aufgeregt, Herr Focke!

Wir hatten in der letzten Bürgerschaftssitzung die
Debatte über die Verbandsklage, wo wir der Auffas-
sung sind, dann lassen wir doch von Gerichten über-
prüfen, ob die Versuche okay sind oder nicht. Ich
erinnere mich deutlich daran, Frau Tuczek, dass Sie
eine flammende Rede gehalten haben, dass die Ver-
bandsklage auf gar keinen Fall kommen dürfte, weil
sie schließlich den Wirtschaftsstandort gefährden
würde. Wenn Sie so eine Debatte aufmachen, dass

Tierschutz und ethische Vertretbarkeit nicht einmal
vom Gericht überprüft werden sollen, dass Sie da nicht
einmal eine gesetzliche Grundlage haben, dann ver-
stehe ich überhaupt nicht mehr, wofür Sie dann hier
überhaupt noch reden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Lemke, was Sie eingangs gesagt haben, was
1997 an Kriterien festgelegt worden ist, diese fünf
Kriterien, von denen Sie gesprochen haben – auf das
notwendige Maß beschränken, Standards einhalten,
keine Doppelversuche –, das sind sowieso internati-
onale Standards, die brauchen wir hier als Bürger-
schaft nicht festzulegen. Das sind auch wissenschaft-
liche Standards unabhängig von Bürgerschaftsbe-
schlüssen. Diese Grundlagen hat in Wirklichkeit auch
die DFG an dieser Stelle.

Zu diesen grundsätzlichen Fragen, die Sie aufge-
tan haben, brauchen wir grundlegende Erkenntnis-
se über das Gehirn oder nicht: Ich denke schon, dass
es eine Wissenschaftsfortentwicklung gibt, wo man
natürlich ein Interesse daran hat, dass man mehr und
mehr Erkenntnisse haben möchte. Trotzdem heiligt
aber der Zweck nicht die Mittel. Das heißt nicht, dass
jede Methode dafür akzeptabel sein muss und man
sich sehr wohl darüber unterhalten muss, ob es nicht
auch andere Methoden gibt, um zu den Erkenntnis-
sen zu kommen. Darum geht es uns an dieser Stelle,
dass wir diese Methode an dieser Stelle nicht wol-
len, sondern wir uns über andere Wege Gedanken
machen wollen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu der Unerlässlichkeit habe ich an der Stelle schon
etwas gesagt und möchte noch einen Satz dazu sa-
gen. Sie sagen, wenn Herr Kreiter irgendwann einmal
einen großen, herausragenden Preis bekommt für sei-
ne Affenforschung, dann sind wir alle stolz hier. Ich
möchte dazu sagen, ich wäre darauf nicht stolz, weil
ich diese Affenforschung nicht möchte. Ich möchte
Bremen als tierversuchsfreien Standort, und ich wäre
auf so einen Preis an der Stelle in der Tat nicht stolz.
Ich würde mir wünschen, Herr Kreiter ist mit Sicherheit
ein hervorragender Wissenschaftler, dass er seine
Forschung mit anderen Methoden an dieser Stelle
machen würde.

Wenn Sie uns hier vorwerfen, unserem Antrag zu-
zustimmen bedeute einen Schaden für die Univer-
sität, dann kann ich nur sagen, die Universität hatte
vorher, 1997, eigene Statuten, in denen stand, keine
höheren Tierversuche als an Mäusen. Das haben sie
daraufhin geändert wegen der Makaken-Versuche.
Es gab riesige Unterschriftenlisten in der Universi-
tät, dass man diese Versuche nicht will. Diesen Scha-
den hat die Universität darüber in Wirklichkeit selbst
verursacht, und es ist unsere Aufgabe, immer wieder
zu sagen, dass diese Versuche nicht zielführend, nicht
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richtungsführend sind. Die internationale Commu-
nity sagt im Übrigen auch, dass man eigentlich von
den Affenversuchen, von Primatenversuchen welt-
weit Abstand nehmen müsse. Das ist nicht einfach
nur eine Bremer Debatte, das ist durchaus auch eine
internationale Debatte, und der sollten wir uns nicht
verschließen.

Ich komme zum Schluss! Wir werden uns genau
anschauen, was Sie hier für eine Kommission einset-
zen werden, welchen Arbeitsauftrag sie bekommen
wird, welche Meilensteine vereinbart werden und
welche Zielsetzung sie haben wird. Darauf sind wir
sehr gespannt. Ansonsten finden wir es sehr bedau-
erlich, dass Sie immer wieder weiter, immer wieder
ein paar Jahre sagen, ja, aber in ein paar Jahren stei-
gen wir aus. Das haben Sie 1998 auch schon gesagt,
und in drei Jahren steigen Sie aus, und jetzt sind wir
im Jahr 2005, und jetzt sagen Sie, im Jahr 2010. Es
ist einfach nur noch lachhaft!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile,
begrüße ich auf dem Besucherrang ganz herzlich
Herrn Rabbiner Dr. Jakob Wiener aus Silver Spring,
Maryland, USA. Er ist der älteste Sohn von Selma
Zwienicki, die zu den Opfern des Bremer November-
Pogroms von 1938 gehörte. Auf Einladung der Bre-
mischen  Bürgerschaft  besucht  Herr  Rabbiner  Dr.
Wiener vom 8. bis 13. November seine Heimatstadt
Bremen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Wiener wird be-
gleitet von seiner Tochter Judy Stern sowie von Chaim
Levit mit seiner Frau Ruth Levit sowie von Frau Malka
Barslai.

Herzlich willkommen in unserem Hause!

(Beifall)

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich möchte auch nach
dem Verlauf der Debatte noch einmal an dieser Stelle
eindeutig klarstellen, wir wollen als SPD-Fraktion
definitiv und verbindlich den Ausstieg ansteuern.

(Beifall bei der SPD)

Diese heutige Debatte muss, und ich denke, war auch
mit den unterschiedlichen Ausführungen und auch
mit den Instrumenten, die hier angesprochen worden
sind, so etwas wie der Einstieg in den Ausstieg – –.
Darum geht es uns politisch heute, den Einstieg in

den Ausstieg zu nehmen und anzustreben, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ich will gern sagen, dass wir in unserer Fraktion
viele Diskussionen hatten, gerade auch am Montag
dieser Woche, auch noch am Dienstag, sehr ausführ-
lich diskutiert haben, übrigens gemeinsam mit Herrn
Lemke als unserem Wissenschaftssenator und Frau
Röpke, die nun als Gesundheitssenatorin die schwie-
rige Aufgabe hat, sich mit diesem Genehmigungs-
verfahren auseinander zu setzen. Nicht nur nach der
Diskussion über die Abwägung zwischen den wis-
senschaftspolitischen Zielen und den Tierschutzzie-
len, sondern auch vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, dass angesichts des laufenden Forschungsver-
fahrens, der Einrichtungen, die dort stattfinden, eine
schlichte Ablehnung nach allen juristischen Einschät-
zungen, die es gibt, nicht haltbar gewesen wäre und
es uns von daher nicht weiterhilft, wenn wir den
Antrag der Grünen hier heute beschließen. Das würde
nicht zum Ziel führen. Darum schlagen wir einen
anderen Weg vor.

(Beifall bei der SPD)

Dieser andere Weg ist es dann, den wir auch in den
letzten Tagen intensiv diskutiert haben, weil er kom-
pliziert ist, das war auch 1997 klar, wenn wir alle die
Debatten nachlesen, soweit wir sie nicht noch sehr
genau im Ohr haben. Ich habe den Eindruck, alle
Kolleginnen und Kollegen hier im Haus haben die-
se Diskussionen noch sehr genau im Ohr, weil es da
um viele Dinge geht, die uns sehr nahe kommen und
auch von hoher Bedeutung für die Entscheidung sind,
auch für eine moralische Entscheidung und nicht nur
für wissenschaftspolitische Fragen.

Wenn man sich das vor Augen führt, dann kommt
es für uns darauf an – und das ist der Kern der An-
gelegenheit –, dass wir, wenn wir diesen verbindli-
chen Weg in den Ausstieg nehmen, auch verbind-
lich sagen müssen, wann es passiert, und daran will
ich keinen Zweifel lassen. 2010 muss endgültig Schluss
sein mit dieser Art von Forschung. Eine Verlängerung
wird es nicht geben. Eine Verlängerung darf es auch
nicht geben.

(Beifall bei der SPD)

Der Weg, auf den wir uns gerade auch mit Sena-
tor Lemke als Wissenschaftssenator verständigt ha-
ben, ist genau der, den er hier angesprochen hat,
nämlich jetzt eine Evaluation einzusetzen. Ich sage
Ihnen, wir wären gern mit der CDU-Fraktion weiter-
gekommen. Frau Tuczek hat dies ja angesprochen,
und Frau Schön hat es auch aufgenommen, die CDU-
Fraktion wollte leider eine Evaluation, indem man
sozusagen ein Gutachten macht und evaluiert, aber
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kein Ziel vorgibt. Ich finde, Gutachten haben wir in
diesem Land genug. Wir brauchen ein klares Ziel
dieser Evaluation, und das heißt Ausstieg,

(Beifall bei der SPD)

die Wege zum Ausstieg zu finden. Dies haben wir in
der Fraktion gemeinsam nach Diskussionen mit un-
seren Senatsmitgliedern auch beschlossen. Von da-
her ist das auch eine Grundlage für alle die Schritte,
die jetzt anzugehen sind. Dies ist die Grundlage.

Wir waren der Auffassung, ich halte dies auch für
richtig, ich habe meiner Fraktion – auch in enger Ab-
sprache mit Frau Busch und Frau Emigholz als zu-
ständigen Sprecherinnen – gestern Abend empfoh-
len, dass wir lieber keinen gemeinsamen Antrag stel-
len, so schön das Papier auch beschrieben war, wenn
es denn so ist, dass dieser Antrag nicht präzise genug
ist. Wir haben hier keine Notwendigkeit, allgemei-
ne Aussagen zu beschließen, sondern wir wollen die
Schritte gehen, die wir erreicht haben, die Verstän-
digung, die wir erreicht haben. Darum ist es besser,
hier keinen Antrag zu stellen. Wir müssen aber leider
diesen Antrag der Grünen trotzdem ablehnen, weil
– und ich finde, da hat Senator Lemke doch die rich-
tigen Schritte genannt und die richtige Richtung
angegeben – diese Kommission, die er einrichten will,
auch dann am Ende des Tages arbeiten muss. Ergeb-
nisoffene Gutachten, das will ich noch einmal sagen,
liegen massenhaft vor, kosten viel Geld und führen
am Ende zu nichts, wenn der politische Wille offen
bleibt an dieser Stelle.

(Zuruf des Abg. B ö d e k e r  [CDU])

Natürlich, das sage ich einmal an dieser Stelle, ist
das eine wissenschaftspolitische Frage, die weiter zu
diskutieren sein wird. Hier gibt es auch wissenschafts-
politisch die klare Haltung, dass wir weg wollen von
Tierversuchen und diesen Weg einschlagen. Dann
hätten wir vielleicht das machen können, was wir
vorgeschlagen haben.

Lassen Sie mich zuletzt noch einmal sagen, ich finde
es wissenschaftspolitisch richtig und erstrebenswert,
wenn wir versuchen, alle Möglichkeiten zu schaffen,
damit hier an der Bremer Uni exzellent geforscht wird
und auch Auszeichnungen und Nobelpreise erreicht
werden. Meine Damen und Herren, aber Auszeich-
nungen und Nobelpreise stehen nicht über dem Tier-
schutz, von daher ist das ins richtige Verhältnis zu
bringen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich danke für die Aufmerksamkeit und bitte, den
Antrag abzulehnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich bedanke mich noch einmal,
Herr Senator Lemke, für Ihre Bereitschaft, diese Ex-
pertenkommission einzusetzen, das finde ich gut, das
finde ich richtig.

Auch noch einmal zu Herrn Sieling! Herr Sieling,
wenn wir jetzt schon wissen, was wir wollen, dann
brauchen wir diese Expertenkommission nicht, dann
brauchen wir diese Tierversuche nicht evaluieren zu
lassen. Wir sind ja davon ausgegangen, dass bei diesen
Versuchen, bei dieser Grundlagenforschung Ergeb-
nisse herauskommen, die dazu beitragen können, dass
man angewandte Forschung machen kann, dass man
Maßnahmen erarbeiten kann für Therapien, für Me-
dikamente, um gerade diese Gehirnkrankheiten zu
heilen.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist doch Grundlagenforschung!)

Frau Schön, ich kann das verstehen, und die Grü-
nen haben ja von Anfang an gesagt, wir wollen die-
se Tierversuche nicht, das ist eine Haltung, die man
haben kann, das ist völlig in Ordnung. Frau Emig-
holz hat diese Tierversuche auch von Anfang an immer
sehr kritisch gesehen und sich auch immer dazu ge-
äußert, das kann man verstehen. Ich habe auch meine
Probleme damit, aber ich sehe das eben anders, ich
wäge schon ab, was passiert mit den Menschen. Wir
nehmen Forschungsergebnisse von Jahrzehnten in
Kauf bei unseren Operationen, bei der Medikamen-
tenentwicklung, bei Therapien, und der Senator hat
ja auch gesagt, wenn wir das nicht machen, erwar-
ten wir, dass es woanders gemacht wird. Das kann
doch keine Lösung sein. Ich will nicht dieses Sankt-
Florians-Prinzip. Das kann es nicht sein!

Ich finde, es ist richtig, dass wir auch Forschung
gerade auch in dem Bereich machen, wo Leute krank
sind, damit wir diese Krankheiten heilen können.
Wenn Sie in Ihrem persönlichem Umfeld einmal se-
hen würden, wie jemand seine Identität verliert, dann,
denke ich, würden Sie auch anders darüber denken.

Ich habe ein paar Probleme damit, dass man jetzt
politisch vorgeben will, wie eine Verwaltung entschei-
den soll. Herr Sieling hat das auch gesagt, wenn noch
einmal ein neuer Antrag kommt, dann gibt er vor, dass
es nicht mehr sein kann. Das können wir doch über-
haupt nicht. Die Verwaltung wird sicher diese Dis-
kussion in ihre Abwägungen mit aufnehmen müssen,
weil wir natürlich auch eine Meinung äußern. Wir sind
hier das Parlament, aber dass wir nun Vorgaben ma-
chen können, wie ein Verwaltungsakt auszusehen hat,
da sträubt sich in mir alles, das kann man doch nicht
machen! Wir können doch politisch diese Vorgaben
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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nicht machen. Ich hätte von Ihnen überhaupt nie er-
wartet, dass Sie so weit gehen und sagen, ich will das
nicht, also haben die anderen das auch nicht zu wollen,
und ob das Gesetz ist oder nicht Gesetz ist, das inte-
ressiert mich alles nicht, wir machen das so, wie ich
das will.

Sie haben in der letzten Woche in der Wissenschafts-
deputation noch einmal darauf hingewiesen, dass
Politiker sich an Gesetze halten müssen. Ich habe das
aufgeschrieben. Hier in diesem Fall gilt das dann
nicht? Das kann es doch nicht sein! Dagegen wehre
ich mich schon sehr.

Nun zur Verbandsklage! Wir haben hier gesagt,
wir haben das überwiesen an den Rechtsausschuss,
an die Wissenschaftsdeputation, an die Baudeputa-
tion und an die Gesundheitsdeputation. Wir werden
erst einmal abwarten, was dabei herauskommt, was
die Prüfung ergibt, und dann werden wir weiterse-
hen. Dass Sie aber jetzt schon von vornherein alles vor-
wegnehmen und mich in eine Ecke stellen, als ob ich
oder als ob die CDU sich massiv dafür einsetzt – –.
Wir setzen uns dafür ein, dass Gesetze eingehalten
werden, um das einmal ganz klar zu sagen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich bin eben gerade
unten gewesen, weil wir dort eine große Besucher-
gruppe betreuen, und das ist ärgerlich. Ich habe nur
gehört, dass Herr Sieling sich gemeldet hat. Ich möchte
in aller Freundschaft und in aller Sachlichkeit auf einen
Sachverhalt hinweisen: Wir haben gestern in gemein-
samen Arbeitsgruppen lange hin und her beraten.
Dann gab es am Ende noch zwei kleine, eher redak-
tionelle Punkte, die haben Herr Sieling und ich ge-
meinsam abgestimmt, und ich habe noch einen Teil
seiner Argumente aufgenommen, und wir haben uns
darauf geeinigt.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Danach ha-
ben wir die politische Bewertung vorgenom-

men!)

Ich komme darauf! Nachdem wir beide uns geeinigt
haben, hat die SPD-Fraktion getagt und hat etwas
anderes beschlossen. Das ist ja auch zulässig. Was
ich nur nicht möchte, Herr Sieling, ist, dass wir uns
gegenseitig in die Pfanne hauen für eine Geschich-
te, die wir gemeinsam abgestimmt und beschlossen
haben. Das geht nicht!

(Beifall bei der CDU)

Ich habe großes Verständnis dafür, es geht mir
mitunter auch so, dass, nachdem man etwas abge-

stimmt hat, man in die Fraktion geht und sich das
Ergebnis ändert. Das kann passieren. Was aber nicht
geht, ist, dass Sie so tun, als hätten wir etwas völlig
Abwegiges gemacht.

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Hat doch
gar keiner gesagt!)

Letzter Satz zu dem Thema! Der Punkt, bei dem
wir auch vom Ansatz her gestritten haben, ist ein ganz
schlichter, und zwar, dass ich der Meinung bin, und
das ist auch die Meinung unserer Fraktion, dass man
nicht ein teures und wichtiges Evaluationsverfahren
auf den Weg bringen kann, wenn man vorher bereits
entschieden hat, wann Schluss ist. Dann brauche ich
kein Evaluationsverfahren, dann sage ich einfach,
2010 ist Schluss. Deshalb waren wir der Meinung,
wenn wir ein Verfahren machen, das wir für richtig
halten, dann muss es so lange ergebnisoffen bleiben,
bis das Ergebnis auf dem Tisch liegt, so dass ich an-
hand des Ergebnisses beurteilen kann, wollen wir es
weitermachen, oder wollen wir es nicht weiterma-
chen.

Das war im Grunde genommen ein sicher grund-
sätzlicher Streitpunkt, den wir haben und zu dem ich
auch stehe. Ich möchte aber zumindest hier sehr
deutlich machen, dass die Dissensquote sich ganz
ungewöhnlich in Grenzen gehalten hat. Die war so
in Grenzen, dass wir eben gemeinsam gesagt haben,
okay, das ist es jetzt. Dann haben wir unseren Leu-
ten den Entwurf verteilt, und ich nehme an, Sie ha-
ben dasselbe gemacht. Ich möchte nur nicht, dass wir
jetzt Dissense organisieren, die nicht wirklich statt-
gefunden haben. – Das war es!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Verehrter Herr Kollege Perschau,
zunächst möchte ich sagen, ich empfehle uns jeden-
falls nicht meinen Stil, wenn ich empfehle, dass wir
Diskussionen, die wir haben, unter uns diskutieren
und nicht immer auf dem öffentlichen Marktplatz
austragen. Das wäre klüger für die politische Arbeit.

(Zurufe von der CDU – Abg. P f l u g r a d t
[CDU]: Das gilt immer für die anderen, nur

nicht für dich, Carsten!)

Jetzt kann das Protokoll Ruhe in der CDU-Fraktion
feststellen, und ich kann weiterreden!

Es ist doch so, ich habe mich hier zu den inhaltli-
chen Punkten geäußert. Es ist so, dass wir in der Tat
gestern den ganzen Nachmittag eine ganze Reihe
beredet haben, und wir sind am Ende an einem Punkt
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gewesen, wo mir und uns allen klar war, nur so viel
geht mit der CDU. Leider geht nur so viel mit der CDU.
Dann, meine Damen und Herren, habe ich den ganz
normalen politischen Vorgang gemacht, und wir ha-
ben das bewertet. Ich bin in meine Fraktion gegan-
gen und habe ihr gesagt, es reicht nicht. Es ist so weit
entfernt von dem, was wir als SPD vertreten, dass es
nicht geht.

Ich will diesen Kernpunkt noch einmal nennen. Wir
sagen, wir wollen den Weg gehen, dass der Ausstieg
im Jahr 2010 realisiert wird.

(Beifall bei der SPD)

In dem Papier hätte sonst gestanden, wir gehen den
Weg und evaluieren, machen Untersuchungen und
Gutachten. Das ist uns zu wenig. Das reicht nicht, und
darum habe ich vorgeschlagen, wir gehen diesen Weg
nicht, Herr Kollege Perschau, weil ich es besser fin-
de, wenn es keinen richtigen Konsens in der Sache
gibt, dass wir hier keinen Konsens konstruieren, der
uns in der Sache nicht weiterhilft.

(Beifall bei der SPD)

Ansonsten bitte ich, dass wir diese Art von Diskus-
sion unterlassen. Ich verstehe das nach der heutigen
Presseberichterstattung, dass es die Aufforderung
gegeben hat, einmal etwas Schärferes gegen die SPD
zu sagen, das sehen wir an der Stelle nach, das ha-
ben wir verfolgt. Ich kann die inneren Diskussionen
bei der CDU verstehen, sie passen aber nicht zu die-
sem ernsthaften Thema des Tierschutzes und der
wissenschaftlichen Forschung. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Es tut mir Leid,
dass ich diesen Koalitionsstreit einmal wieder unter-
brechen muss, das ist ja spannend.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [CDU]: Sie
sind doch hocherfreut!)

Normalerweise tragen Sie Ihre Streitereien hinter ver-
schlossenen Türen aus, dass Sie es jetzt hier mitten
im Parlament tun, ist zumindest für mich, die jetzt seit
zwei Jahren im Parlament ist, etwas Neues. Es wäre
aber vielleicht ganz schön –

(Unruhe bei der CDU und bei der SPD – Abg.
G ü n t h n e r  [SPD]: Was wollen Sie denn

nun inhaltlich sagen?)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

seien Sie nicht so aufgeregt, ich weiß, dass die Ner-
ven blank liegen! –, wenn Sie das vielleicht dann
einmal wieder in Ihren internen Besprechungen tun
werden.

Ich wollte eigentlich nur noch einmal zwei Sachen
sagen, aber vielleicht geht die Debatte zwischen Herrn
Sieling und Herrn Perschau gleich noch ein bisschen
weiter, man weiß es ja nicht so genau. Ich wollte noch
eine inhaltliche Sache sagen, und zwar die Frage mit
dem an Gesetze halten und der Grundlagenforschung!
Ich bin mir nicht ganz sicher, Frau Tuczek, ob Sie das
mit der Grundlagenforschung richtig verstanden
haben. Sie tun immer so, als wenn man das Leiden
der Menschen gegen das Leiden der Tiere abwägen
könnte. Das ist überhaupt nicht die Frage an der Stelle,
weil die Grundlagenforschung eben nicht genau ziel-
gerichtet ist. Das mit dem Halten an Gesetze, da will
ich auch erst einmal nur sagen, dass die Tierschutz-
kommission mit ihren sechs Mitgliedern eine Stim-
mengleichheit hergestellt hat, so dass damit ein Antrag
erst einmal abgelehnt ist und aus unserer Sicht auch
eine Geschäftsordnung nicht so spielentscheidend sein
kann. Wenn wir über Gesetze reden, dann können
wir auch gern noch einmal über die Verbandsklage
reden, um alles auf sicherere Füße zu stellen. Das
wollen Sie an der Stelle ja nicht.

Ansonsten möchte ich beantragen, dass wir eine
namentliche Abstimmung zu unserem Antrag hier
durchführen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Dr. Sieling, ich habe
mir überlegt, ob ich mich noch einmal melde, und ich
will das nur sagen, weil es auch eine Stilfrage für die
Zukunft ist. Sie sind zu mir gekommen und haben
mir gesagt, das ist der Text. Sie haben dann noch etwas
im Text geändert. Es war die Frage, ob es unter eins
„werden kann“ oder „wird“ heißt. Da hatten Sie zwei
Mal „wird“, und wir haben uns dann am Ende dar-
auf geeinigt, dass das obere „wird“ bleibt und das
untere in „werden kann“ verändert wird. Das war
exakt der Punkt, auf den wir uns geeinigt hatten. Ich
lege nur Wert auf diesen Sachverhalt, weil ich fin-
de, dass man über alles reden kann, aber nicht über
die Wahrheit, denn die ist nicht beliebig disponibel.

(Beifall bei der CDU)

Darauf haben wir uns verständigt, und ich habe
überhaupt kein Problem damit, auch Dissense ein-
zugestehen, das ist einfach so, aber so war es, und
dabei bleibe ich, weil alles andere nicht richtig ist.
Deshalb denke ich, dass das hier gesagt werden muss.
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Mir liegt daran, dass wir das in vernünftigem Ein-
vernehmen machen. Ich habe wirklich großes Ver-
ständnis dafür, wenn die Fraktion nachher nein sagt.
Unsere Fraktion hatte auch die Auffassung, lieber gar
keinen Antrag zu machen. Das ist nun gemeinsam
so beschlossen. Ich möchte nur, dass wir auf dem Weg
dahin fröhlich bei der Wahrheit bleiben.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  S i e l i n g
[SPD]: Herr Präsident, dazu melde ich mich

nicht!)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist namentliche Abstimmung von Ihnen gefor-
dert worden.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 16/780 entweder
seine Zustimmung, seine Stimmenthaltung oder sein
Nein signalisieren möchte, möge sich dann deutlich
mit Ja, Nein, Enthaltung zu Wort melden!

Ich rufe die Namen auf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen das Er-
gebnis bekannt: Mit Ja haben 13 Abgeordnete ge-
stimmt, mit Nein haben 57 Abgeordnete gestimmt,
keine Stimmenthaltungen. Somit steht das Ergebnis
fest. Der Antrag ist abgelehnt.

Entwicklung der Wohnungsmärkte 2020

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 14. Juli 2005

(Drucksache 16/696)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 1. November 2005

(Drucksache 16/792)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Eckhoff.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Eckhoff, dass Sie
die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktionen
der CDU und der SPD nicht mündlich wiederholen
möchten.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bür-
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll.

Das ist der Fall.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Focke.

Abg. Focke (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Dies wird wahrschein-
lich nicht so eine emotionsgeladene Debatte werden,
wie wir sie eben erlebt haben.

(Heiterkeit)

Ich bin ja immer ganz ruhig.

Angesichts des bundesweiten Bevölkerungsrück-
gangs und vor dem Hintergrund des demographischen
Wandels spielt die künftige Entwicklung der Woh-
nungsmärkte eine nicht unbedeutende Rolle in un-
seren beiden Städten. Dabei muss berücksichtigt
werden, dass unser Bundesland alle Anstrengungen
unternimmt und weiter unternehmen muss, den Be-
völkerungsrückgang aufzuhalten und möglichst mehr
Einwohner für unsere beiden Städte zu gewinnen oder
in unsere beiden Städte zu ziehen. Es ist der Stadt
Bremen in den letzten Jahren gelungen, gegen den
bundesweiten Trend des Bevölkerungsrückgangs eine
positive Einwohnerentwicklung zu erzielen. Diesen
Trend gilt es auch festzuhalten und durch die Schaf-
fung von Rahmenbedingungen weiter zu stärken.

Nun ergibt die Anfrage viele Antworten. Das soll
sie ja auch, aber sie zeigt auch auf, wie das erreicht
werden kann. Man braucht allerdings ein paar Grund-
daten, wie sich die Entwicklung in den Städten vor-
aussichtlich weiter vollzieht, und hier ist der Orien-
tierungsrahmen für die Senatspolitik die langfristi-
ge Globalplanung, die vom Senat beschlossen wor-
den ist und deswegen Planungsgrundlage der Res-
sorts ist. Nach dieser langfristigen Globalplanung sieht
es so aus, dass die Stadt Bremen die Bevölkerungs-
anzahl ungefähr bis zum Jahr 2020 hält oder im Jahr
2020 ungefähr 545 000 Einwohner hat und die Stadt
Bremerhaven leider nicht konstant bleiben kann,
sondern einen erheblichen Rückgang zu verzeichnen
hat, und zwar von 117 000 auf 103 000 Einwohner.
Da ist also noch erhebliches Handeln gefragt, um
diesen Trend umzudrehen.

Die Aussagen über solche Prognosen, die abgege-
ben werden, ob sie nun über die langfristige Global-
planung, Gewos oder andere Studien in den letzten
Jahren erfolgt sind, müssen allerdings nicht immer
stimmen. In Bezug auf Bremen haben sie fast nie ge-
stimmt. Unsere Bevölkerung ist immer stärker geblie-
ben als das, was prognostiziert worden ist. Wir sind
auch schon stärker als andere Prognosen, auch um
diese Jahreszahl 2005 herum, in denen 530 000 Ein-
wohner geschätzt wurden, und wir liegen ja bei über
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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545 000 Einwohnern. Also, man kann mit Gegensteu-
erungsmaßnahmen eine ganze Menge erreichen, aber
man ist darauf angewiesen, dass natürlich durch At-
traktivität und Bereitstellung von Arbeitsplätzen, aber
allerdings auch Wohnraum, die Stadt so attraktiv
gemacht wird, dass Einwohner zuziehen.

Ich hatte darauf eben schon hingewiesen. Die an-
deren Prognoseinstitute wie Gewos, die ja von der
AG Wohnen beauftragt worden sind, aber auch die
LBS-Studie, gehen eigentlich fast von den gleichen
Zahlen aus wie die langfristige Globalplanung. Mit
nur ganz wenigen Unterschieden werden der Stadt
Bremen ungefähr 545 000 Einwohner und der Stadt
Bremerhaven ein Rückgang auf etwas über 100 000
Einwohner prognostiziert, wobei man sagen muss,
dass insbesondere im letzten Jahr festzustellen ist,
dass auch in Bremerhaven eine Trendwende einge-
setzt hat, die sich zwar noch nicht dahingehend aus-
wirkt, dass man nicht mehr Einwohner verliert oder
welche hinzugewinnt, aber der Verlust an Einwoh-
nern ist wesentlich geringer geworden.

Wenn sich die ganzen Maßnahmen mit den Son-
derprogrammen in Bremerhaven auswirken, aber auch
noch weitere Programme greifen, und wenn auch noch
die Arbeitsplatzsituation in Bremerhaven besser wird,
dann wird vielleicht auch der Trend in Bremerhaven
gestoppt werden können. Das muss auch unser Ziel
sein. Unser Ziel darf nicht sein, dass die Stadt Bre-
merhaven weiter schrumpft. Dafür müssen auch alle
Anstrengungen unternommen werden.

Nach der Prognose ist allerdings auch klar, dass
wir 2020 in Bremen einen ausgeglichenen Wohnungs-
markt haben unter der Voraussetzung, dass jedes Jahr
ungefähr 1100 Wohneinheiten neu hinzukommen und
dass wir in Bremerhaven trotz ganz weniger Neubau-
tätigkeit erhebliche Leerstände zu verzeichnen ha-
ben, die über 10 000 Wohneinheiten betreffen. Das
sind fast 16 Prozent des gesamten Wohnungsbestan-
des in Bremerhaven. Das ist eine ganze Masse, und
deswegen müssen wir auch alles daran setzen, dass
das nicht eintritt und dass hier auch eine Trendwen-
de erreicht werden kann.

Die Studien gehen leider nicht bis in alle Stadttei-
le hinein. Deswegen soll ein Monitoring gemacht
werden, und es soll auch eine bessere Beleuchtung
der Stadtteile gemacht werden. Das finden wir sehr
gut, und das trägt auch sicherlich dazu bei, Lösun-
gen zu finden, wie wir auf gewisse Dinge reagieren
müssen.

Wir müssen bei den Planungen, was die Wohnein-
heiten und das Wohnen in Zukunft betrifft, mehrere
Dinge berücksichtigen, die hier auch angesprochen
worden sind. Selbst wenn die Bevölkerung ungefähr
gleich bleibt, wird sich die Zahl der Haushalte in den
nächsten Jahren um ungefähr 10 000 erhöhen, weil
es völlig veränderte Verhaltensweisen gibt. Die Haus-
halte werden kleiner, der Flächenbedarf allerdings
steigt, und wir haben auch einen steigenden Anteil

von Senioren und damit auch eine steigende Nach-
frage nach anderen, insbesondere natürlich altenge-
rechten Wohnformen. Die Umlandwanderung wird
sich etwas anders darstellen, wenn die Bevölkerung
älter wird, weil der Trend bei älteren Leuten eher in
die Stadt geht als auf das Land, darauf müssen wir
uns einstellen. Es gibt allerdings weiter eine starke
Nachfrage nach Eigentum, und beim Miet- und Ge-
schosswohnungsmarkt wird die Nachfrage weiter
zurückgehen.

Bei der Nachfrage nach Wohnraum habe ich eben
schon gesagt, dass sich da gewisse Veränderungen
ergeben, insbesondere durch die Änderung der Al-
tersstruktur der Bevölkerung und auch die Abnah-
me der jüngeren und der Zunahme der älteren Men-
schen, die allerdings in der Stadt weniger ausgeprägt
ist als im Umland. Es ist ganz interessant, dass die
Zahl der älteren Menschen, die 2020 in Bremen le-
ben werden, natürlich höher sein wird als jetzt, aber
sie wird längst nicht so stark sein wie im Umland. In
der Stadt wird auch die Zahl der Jüngeren nicht so
stark abnehmen wie im Umland, obwohl das Umland
eine Wachstumsprognose hat, die besser liegt als bei
uns in der Stadt, was die Bevölkerung und die Haus-
haltszuwächse betrifft. Das hängt natürlich immer
noch mit dem Speckgürtel zusammen, allerdings
weniger ausgeprägt.

In dieser Anfrage ist festgestellt worden, und das
ist auch wichtig, es wird immer behauptet, wir brauch-
ten keine Einfamilienhäuser mehr, weil die Nachfrage
immer geringer würde. Es zeigt sich aber deutlich,
dass gerade bei den Fünfzehn- bis Fünfundzwanzig-
jährigen, die ja jetzt in die Haushalte hineinwachsen,
der Trend zum Eigentum immer größer wird, deswe-
gen auch die Nachfrage nach Eigentum und insbe-
sondere Ein- und Zweifamilienhäusern oder auch
Reihenhäusern nach wie vor vorhanden ist. Wir kön-
nen deswegen nicht einfach sagen, wir brauchen gar
keine Wohnungsbaugebiete mehr, sondern wir müs-
sen auch in diesem Bereich immer noch ein breites
Angebot vorhalten, damit die Nachfrage befriedigt
werden kann und damit das einwohnerstabilisierend
wirkt.

Wenn wir uns die Antwort auf die Frage acht an-
schauen, da geht es um die Umlandwanderung, dann
stellen wir fest, dass in den letzten Jahren die Um-
landwanderung erheblich zurückgegangen ist, und
zwar so deutlich, dass wir 1999 im Saldo noch 3600
Einwohner verloren hatten und das Minus jetzt nur
noch zirka 1500 beträgt, es ist also wesentlich zurück-
gegangen. In Bremerhaven ist sogar der Wanderungs-
saldo von 1150 im Jahr 2000 auf 330 im Jahr 2004
zurückgegangen.

In Bremerhaven wird seit einiger Zeit auch wieder
Wohnungsbau betrieben, und zwar werden Woh-
nungsbauflächen für Ein- und Zweifamilienhäuser
ausgewiesen. Das zeigt deutlich, wenn man das macht,
kann man auch die Leute in dem Kreis halten, und
sie ziehen nicht alle in das Umland. Insofern ist es in
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den letzten Jahren doch wesentlich besser gelungen,
die Leute in Bremerhaven zu halten. Wenn das fort-
geführt wird, und das wird geschehen, dann wird sich
der Trend noch weiter verbessern. Bei den ganzen
Investitionsmaßnahmen, die in Bremerhaven durch-
geführt werden, was auch Arbeitsplätze und neue Ar-
beitsplätze betrifft, führt das vielleicht dazu, dass diese
Trendwende erreicht wird. Sie wird bei Gewos im
Übrigen nicht mehr ausgeschlossen, da gibt es ja auch
noch weitere Untersuchungen.

(Glocke)

Meine Damen und Herren, die Beantwortung dieser
Anfrage zeigt deutlich, dass aufgrund der Verände-
rungen in der Bevölkerungsstruktur Handlungsbe-
darf gegeben ist. Die Antwort zeigt aber auch Lösungs-
möglichkeiten auf und benennt Felder, die in den
nächsten Jahren verstärkt bearbeitet werden müs-
sen. Das vorgelegte Konzept für das Programm „Zu-
kunft Wohnen“ ist eine gute Grundlage für die wei-
tere Arbeit, die wir in den nächsten Wochen auch bei
den Haushaltsberatungen intensivieren müssen.

Alles hängt mit Geld zusammen, und auch bei dem
Stadtumbau brauchen wir Geld, da brauchen wir auch
das AIP. Darin hat es auch noch viel mehr Dinge ge-
geben, die ich jetzt gar nicht ansprechen kann, weil
meine Redezeit schon abgelaufen ist, was den Stadt-
umbau betrifft, was das Wohnen an Wall und Weser
betrifft und das seniorengerechte Wohnen, also eine
ganze Menge Dinge. In zehn Minuten kann man aber
nicht alles abarbeiten. Wenn das Publikum hier heute
aber noch sehr interessiert sein sollte, dann werde
ich mich gern noch einmal melden. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Jetzt, wo wir so friedlich mit-
einander umgehen, hört keiner mehr zu, dann kön-
nen wir es uns ja hier gemütlich miteinander machen!

(Abg. I m h o f f  [CDU]: So nun wieder
auch nicht!)

Grundsätzlich ist es gut, dass wir anlässlich dieser
Anfrage im Landtag Gelegenheit haben, einmal
wieder über Wohnungspolitik zu reden, weil – der
Kollege Focke hat es schon ausgeführt – die derzei-
tigen und zukünftigen Veränderungen der Gesell-
schaft neue Herausforderungen an eine städtische Woh-
nungspolitik stellen. Es geht nicht mehr nur rein quan-
titativ um Konkurrenz, um Bewohner und Arbeits-
plätze, sondern es geht auch um solche qualitativen
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Fragen wie Integration von Zuwanderern und demo-
graphischen Wandel, um drohende Segregation zwi-
schen den Stadtteilen. Es genügt eben nicht mehr,
nur eine ausreichende Anzahl von Wohnungen be-
reitzustellen, wie es zu Zeiten von Wohnungsknapp-
heit sicher sinnvoll und richtig war, sondern wir müs-
sen mit einem differenzierten Angebot auf eben diese
differenzierten Nachfragen und Probleme antworten.

Da ist es in der Tat nicht mehr damit getan, auf der
grünen Wiese Einfamilienhausgebiete von der Stange
auszuweisen und zu bebauen. Sicher, auch solche
Gebiete müssen sein. Ich war neulich in Borgfeld, und
der Run dorthin hält ungebrochen an. Die Leute fühlen
sich dort wohl, das können die Grünen jetzt irgend-
wie schlecht finden, aber es ist einfach so, und wir
können den Leuten ja nun nicht einfach vorschrei-
ben, wo sie zu wohnen haben.

Das allein aber, das sagte ich, reicht nicht. Laut der
in Rede stehenden Studien ist inzwischen wieder eine
stärkere Nachfrage nach innerstädtischen Wohnfor-
men festzustellen. Der Senat ist dabei, das genauer
zu untersuchen. Es hat sich offensichtlich herumge-
sprochen, dass man statt mit dem Zweit- und Dritt-
wagen im Umland und mit langen Arbeitswegen auch
genauso gut in der Stadt selbst leben kann, zumal
in einer Stadt wie Bremen, wo überall Grünflächen,
Parks und Kleingartenanlagen direkt vor der Haus-
tür liegen.

Zum demographischen Wandel hat Herr Focke
schon einiges gesagt. Wir werden alle älter –

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Mehr oder
weniger!)

wir werden alle gleichmäßig älter, das können wir
gar nicht verhindern! –, und es ist sicherlich besser,
dass man so lange wie möglich in seiner eigenen
Wohnung leben kann. Das ist an sich besser, und es
ist günstiger für die Pflegekosten und damit auch für
den Haushalt.

Was uns weiterhin aktuell beschäftigt, ist die Fra-
ge der Kosten der Unterkunft für ALG-II-Bezieher und
-Bezieherinnen. Gewos hat auch hier im Auftrag des
Sozialressorts festgestellt, dass wir nicht ausreichend
preisgünstige und kleine Wohnungen für Ein- und
Zweipersonenhaushalte haben. Das betrifft ja wahr-
scheinlich nicht nur die Bezieher und Bezieherinnen
von Arbeitslosengeld, sondern alle, die wenig Geld
zur Verfügung haben. Möglicherweise müssen wir
auch wieder einmal über Mietwohnungsbau nach-
denken, nachdem wir jahrelang gedacht hatten, das
Thema hätte sich erledigt. Wir haben, denke ich,
immer noch eine Verantwortung auch für die einkom-
mensschwachen Haushalte, damit diese sich adäquat
am Wohnungsmarkt versorgen können.

Wir müssen auch versuchen, dass sich diese Ver-
sorgung nicht ausschließlich auf einzelne Stadtteile
konzentriert. Wohin das führen kann, kann man leider
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in Frankreich beobachten. Ich will jetzt hier nicht den
Teufel an die Wand malen, aber es macht, positiv
gesehen, deutlich, dass der Zusammenhalt in der Stadt
zwischen den einzelnen Stadtteilen auch ein Stand-
ortfaktor sein kann bei der Entscheidung für Wohn-
ort und Arbeitsplatz.

Der Senat gibt in seiner Antwort auf unsere Fra-
gen Hinweise darauf, wie mit den Herausforderun-
gen umgegangen werden muss. Ich finde, wir haben
uns da im Laufe der letzten Jahre zwischen den Ko-
alitionsparteien schon aneinander angenähert. Nach
der Debatte vorhin ist es offensichtlich einmal nötig,
das an dieser Stelle zu sagen. Wir versuchen, beide
Dinge zu machen: Innenentwicklung, Stichwort TÜV-
Gelände, Stichwort Stadtwerkegelände, Lückenbe-
bauung, Modernisierungsförderung – über den Um-
gang mit unseren eigenen Wohnungsbaugesellschaf-
ten werden wir ja im Laufe der nächsten Tage noch
debattieren –, aber auch Einfamilienhausgebiete wie
Borgfeld und Brokhuchting.

Der Senat spricht in seiner Antwort einige Punkte
an, ich will das jetzt nicht verlängern, das kann man
nachlesen. Wohnen an Wall und Weser unternimmt
zum Beispiel den Versuch, die Innenstadt wieder als
Wohnstandort zu etablieren. Die Initiative Wohnen
im Alter beschäftigt sich mit der Problematik des
Älterwerdens unserer Gesellschaft, Wohnen in Nach-
barschaften und Soziale Stadt zielen auf benachtei-
ligte und überforderte Quartiere.

Wie wir mit dem Problem des fehlenden angemes-
sen preiswerten Wohnraums für einkommensschwa-
che Haushalte umgehen, werden wir dringend dis-
kutieren müssen, das tun wir ja auch in einer gemein-
samen Sitzung der Bau- und der Sozialdeputation.
Das Problem lässt sich meines Erachtens weder al-
lein über Umzüge lösen noch über die Neuauflage
des früheren sozialen Wohnungsbaus. Ansonsten,
denke ich, sind wir gemeinsam auf einem guten Weg,
um den Herausforderungen der zukünftigen Woh-
nungspolitik begegnen zu können. – Ich bedanke mich
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Lieber Kolle-
ge Focke, wenn ich Ihnen so zuhöre, dann glaube ich
immer noch, dass Sie die Bedeutung und die Aus-
wirkungen des demographischen Wandels nicht rich-
tig verstanden haben. Hier ist mit dem demographi-
schen Wandel ein Prozess gemeint, der aufgrund der
geringen Geburtenrate in Gang gesetzt wurde und
der für die nächsten Jahrzehnte nicht mehr umkehrbar
ist. Der hat sehr viel drastischere Auswirkungen, als

Sie es hier wieder so schöngeredet haben. Das einmal
vorweg!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der demographische Wandel und vor allen Dingen
die Veränderung der Bevölkerungsstruktur haben
weitreichende Auswirkungen auf den Wohnungs-
markt. Dies ist das Ergebnis, das haben meine Vor-
redner gesagt, sowohl der Gewos-Studie als auch der
Studie der Landesbausparkasse. Die generelle Aus-
sage, die beide Studien machen, belegt, was wir Grü-
nen schon immer gesagt haben und was wir kurz so
umschreiben: Wir werden älter, wir werden weniger,
und wir werden bunter. Das „bunter“ meint mehr Mi-
grantinnen und Migranten in unseren Städten, aber
es wird auch ein sehr viel ausdifferenzierteres Woh-
nungsangebot zukünftig nötig sein, als wir es bisher
in unseren Städten anbieten.

Auf jeden Fall haben wir es bei dieser Entwicklung
aber mit dem Gegenteil dessen zu tun, was dieser
Senat jahrelang an Wachstumsszenarien vertreten hat.
Wir sind eben keine wachsende Stadt, Bremen ist
keine wachsende Stadt. Dies steht noch im Stadtent-
wicklungskonzept von 1999, und ich bin glücklich und
zufrieden, dass wenigstens der Kollege Focke sich
im Schneckentempo auf diese Einsicht zu bewegt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich muss Ihnen sagen, die Wohnungswirtschaft
beschäftigt sich seit langem mit den Folgen des de-
mographischen Wandels, mit den Folgen für den Woh-
nungsmarkt und die Folgen der Wohnungsbaupoli-
tik. Schwieriger scheint es zu sein, und auch dafür
ist Kollege Focke ein lebendes Beispiel,

(Heiterkeit)

dieses Thema auf die politische Ebene zu hieven. Im
Westen Deutschlands wollte man lange nichts von
schrumpfenden Städten oder gar schrumpfenden
Regionen wissen. Rückbau oder Abriss von Gebäu-
den oder gar ganzen Stadtquartieren war lange Zeit
nur in ostdeutschen Kommunen ein Thema. Man war
so, ich sage einmal, arrogant im Westen zu sagen, das
ist nur ein Problem des Ostens, das hat mit uns nichts
zu tun, aber das Gegenteil ist der Fall. Es ist gut so,
dass sich das auch im Bundesland Bremen langsam
ändert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist völlig klar, dass die Folgen der Bevölkerungs-
entwicklung langfristig das Gesicht unserer beiden
Städte nachhaltig verändern werden. Dies gilt vor
allem für Bremerhaven, dessen Bevölkerung bis 2020
laut Gewos-Studie um 15 Prozent sinken wird. Gleich-
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zeitig wird es einen Wohnungsüberhang, darauf wur-
de hingewiesen, von 16 Prozent oder 10 000 Wohnun-
gen geben. Bremerhaven ist eine schrumpfende Stadt,
vergleichbar mit ostdeutschen Städten. Dies ist nicht
als Schlechtreden zu verstehen, das sage ich jetzt auch
genau in Richtung Bremerhaven, sondern es be-
schreibt einen Fakt, der die Wohnungswirtschaft und
die Politik vor große Herausforderungen stellt.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Nur beide zusammen müssen und können Strate-
gien und konkrete Handlungskonzepte entwickeln,
wie diese Stadt Bremerhaven zukünftig zusammen-
gehalten werden kann. Unattraktive Wohnungen und
problematische  Wohnlagen  werden  sich  nur  noch
schwer oder gar nicht mehr vermarkten lassen. In-
standhaltung, Modernisierung, Rückbau von Woh-
nungen und Wohnungsumfeldmaßnahmen sind die
Aufgaben der Zukunft. Hierbei, das möchte ich auch
in Richtung Bremerhaven sagen, sind die städtischen
Wohnungsbaugesellschaften, die Stäwog und die
Gewoba, unverzichtbar für die Stadt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei
der SPD – Zuruf des Abg. F o c k e  [CDU])

Dieter, du kannst gleich!

Eine sinkende Bevölkerungszahl ist keine Katastro-
phe. Sie ist vor allem eine Folge der geringen Ge-
burtenrate, und sie kann aus unserer Sicht auch eine
Chance bedeuten, wenn wir uns auf die veränder-
ten Wohnbedürfnisse einstellen. Wir brauchen mehr
Wohnungen für die stark wachsende Gruppe der
Einpersonenhaushalte. Das zeigt aktuell auch die
ALG-II-Debatte. Wir brauchen mehr Angebote für
seniorengerechtes Wohnen. Die barrierefreie Woh-
nung ist eine Wohnform der Zukunft.

Die Nachfrage nach städtischen, urbanen Wohn-
formen steigt. Das finde ich für beide Städte positiv,
weil hier die Chance besteht, Menschen wieder für
die Städte zurückzugewinnen, auch direkt in die
Innenstädte. Dafür müssen Angebote gemacht wer-
den. In Bremen ist das Programm „Wohnen an Wall
und Weser“ ein guter Ansatz, aber wir fordern auch,
dass er nicht nur im Programm steht, sondern auch
umgesetzt wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Darüber hinaus, das sage ich hier immer wieder, und
wir Grünen bestehen auch darauf: Die Überseestadt
muss auch ein Ort für Wohnen sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, die Stadt Bremen hat
nicht die gleichen Probleme wie Bremerhaven, die
Bevölkerung sinkt laut Gewos bis 2020 um 1,5 Pro-
zent. Die langfristige Globalplanung des Senats geht
von einer gleich bleibenden Bevölkerungszahl aus.
Ich will darüber jetzt nicht streiten, auch wenn ich
persönlich der Auffassung bin, dass auch Bremens
Bevölkerung perspektivisch sinken wird. Aber gut,
das werden wir dann in ein paar Jahren vielleicht
genauer wissen. Trotzdem, jeder neue Bewohner und
jede neue Bewohnerin, den oder die die Stadt gewin-
nen kann, ist gut für die Stadt, und darum müssen
wir uns kümmern. Ganz besonders müssen wir uns
um den Zuzug von jungen Menschen kümmern. Das
gilt gerade auch für Bremerhaven, weil offensicht-
lich der Standort Bremerhaven für junge Leute bisher
nicht so attraktiv ist, das gilt aber auch für Bremen.
Wir müssen junge Leute in die Stadt ziehen und ih-
nen aber auch geeignete Wohnungsangebote ma-
chen. Diese Gruppe für unsere beiden Städte zu
gewinnen ist umso wichtiger, gerade weil sie klei-
ner wird.

Wir müssen uns auch um die jungen Zuwanderer
kümmern. Hier hat Tenever eine Chance, wenn ne-
ben den großen Sanierungs- und Rückbauanstren-
gungen auch die Betreuungseinrichtungen, die Kin-
der-, Jugend- und Bildungsangebote in diesem Stadt-
teil weiterhin ein großes Gewicht behalten. Ich sage
ganz deutlich, in diesem Zusammenhang, gerade was
die Chancen von Tenever angeht, ist es für uns ganz
besonders wichtig, dass der Kindergarten Andernach-
er Straße wieder aufgebaut wird, meine Damen und
Herren!

Bei allen Stadtumbaudebatten geht es immer und
vor allem um die Menschen in den unterschiedlichen
Stadtquartieren. Diese müssen wir bei diesen Um-
bauprozessen mitnehmen. Wie wichtig gerade Stadt-
teilgruppen sind, zeigt die hervorragende Arbeit, die
im Stadtteil Tenever geleistet wird. Ohne diese Stadt-
teilgruppe, ohne die Einbindung der unterschiedli-
chen Nationalitäten, der unterschiedlichen Menschen
gäbe es sehr viel mehr Probleme in Tenever, als es
sie heute gibt. Das ist durch die hervorragende Stadt-
teilarbeit so gut, wie es augenblicklich läuft.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir sind uns in vielem
einig, aber ich möchte doch noch einmal auf einen
Punkt hinweisen, den wir Grünen seit vielen Jahren
immer wieder kritisieren. Es gibt eine Bevölkerungs-
gruppe, die an Bedeutung verliert, und das ist die Fa-
milie. Das mag man bedauern, aber es ist eine Tat-
sache. Obgleich dies seit Jahren bekannt ist, haben
Sie als Koalition, und auch das debattieren wir hier
öfter, in den letzten Jahren Ihre Wohnungsbaupoli-
tik einseitig auf diese Bevölkerungsgruppe ausgerich-
tet und tun dies mit der absurden Ausweisung der
Osterholzer Feldmark weiterhin. Wir Grünen sagen,
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damit werden Sie am zukünftigen Bedarf vorbeipla-
nen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie haben sich in den vergangenen Jahren nicht
oder nicht in ausreichendem Maß mit der Änderung
der Bevölkerungsstruktur befasst. Wir freuen uns, dass
das jetzt besser wird. Dass Sie das tun, das macht die
Antwort des Senats deutlich. Aber noch einmal zu
einer Zahl! Bei einer durchschnittlichen Baufertigstel-
lungsrate von etwa 475 Ein- und Zweifamilienhäu-
sern von 1995 bis 2004 reicht das vorhandene An-
gebot bereits heute für die nächsten elf Jahre. Das
sagen nicht die Grünen, das sagt die GBI. Wir for-
dern Sie daher auf, diese einseitige Wohnungsbau-
politik endlich zu beenden!

Was wir brauchen, sind ressortübergreifende Stra-
tegien. Die Zukunftsaufgaben können vom Baures-
sort allein nicht bewältigt werden. Wenn der Bause-
nator jetzt ein Monitoringsystem aufbauen will, um
Problembereiche zu ermitteln, dann können wir sa-
gen, das begrüßen wir, aber es wird meines Erachtens
allein nicht ausreichen. Beide Städte brauchen, davon
sind wir überzeugt, sowohl das sehr kleinteilige Hin-
schauen in einzelne Stadtquartiere, wohin und wie
sie sich weiter entwickeln, wie man möglichst früh-
zeitig auf Probleme aufmerksam werden kann, und
wir brauchen nicht nur das kleinteilige Hinschauen,
sondern wir brauchen auch Gesamtstrategien mit Blick
auf die Gesamtzukunft unserer beiden Städte. Herr
Bausenator, ich glaube schon, dass es gut wäre, wenn
wir zukünftig ressortübergreifend arbeiteten, um diese
Probleme zu meistern. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Frau Abgeordne-
te Krusche, mein erster Gedanke im ersten Teil ih-
rer Rede war: Was hat Ihnen eigentlich der Abgeord-
nete Focke heute getan?

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Gar nichts!)

Ich finde, Herr Focke ist sehr sachlich an dieses Thema
herangegangen. Er hat viele Punkte in seiner Rede
erwähnt, die Ausgangslage sehr gut beschrieben und
auch verschiedene Handlungsoptionen aufgezeigt.
Ihm dann vorzuwerfen, er nähere sich dem Prozess
im Tempo einer Schnecke, oder er habe den demo-
graphischen Wandel erst jetzt begriffen, muss ich sa-
gen, ist beim besten Willen völlig unangebracht in
diesem Zusammenhang.

Liebe Frau Krusche, im zweiten Teil der Rede habe
ich mich daran erinnert, dass das die gleichen alten
Kamellen sind, die Sie hier seit zehn Jahren, seitdem
wir große Koalition machen, immer wieder predigen.
Sie müssen Ihre Rede auch einmal dem demographi-
schen Wandel anpassen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das ist Ihnen mit diesem Beitrag nicht gelungen.
Frau Krusche, ich will Ihnen auch sagen, Sie nehmen
die Realitäten nicht zur Kenntnis. Zum Ersten: Wir
haben hier in Bremen mit Tenever das größte Stadt-
umbauprojekt in den alten Bundesländern. Das muss
man zur Kenntnis nehmen, dass sich dieser Senat
schon vor vielen Jahren der Herausforderung eines
Stadtumbaus angenommen hat, liebe Frau Krusche,
und dass wir auf den demographischen Wandel re-
agiert haben, und zwar als eine der ersten deutschen
Großstädte, und dass wir in diesem Jahr, als es Fra-
gen des Tempos der Veränderung in Tenever gab,
weil das natürlich auch ein permanenter Überprü-
fungsprozess ist, diese Herausforderung angenom-
men haben, dass wir eine Neukonzeption gefunden
haben, die selbst vom Bündnis 90/Die Grünen posi-
tiv begleitet wurde. Ich finde, in so einer generellen
Debatte muss man auch einmal positiv erwähnen, dass
sich dies seit vielen Jahren in der Senatspolitik, meine
sehr verehrten Damen und Herren, widerspiegelt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Darüber hinaus reagieren wir in Lüssum. Da ist es
etwas komplizierter, weil man da mehrere Träger von
Wohnungen hat. In Tenever hat man „nur“ die Gewo-
ba als Partner für die Stadt. In Lüssum ist das kom-
plizierter. Aber ich bin mir sehr sicher, dass wir auch
in diesem Jahr dort einen weiteren wichtigen Schritt
vorankommen werden, indem wir nach den allgemei-
nen Erklärungen, die es im letzten Jahr gegeben hat,
jetzt einen konkreten Zeit- und Maßnahmenkatalog
vorstellen werden, um auch in Lüssum auf die Ver-
änderungen des Marktes, auf den demographischen
Wandel, auf veränderte Nachfrage zu reagieren.

In Bremerhaven, wenn ich das so sagen darf, der
Kollege Bödeker kann das wahrscheinlich viel bes-
ser im Detail sagen, ist dieses Problem natürlich ex-
orbitant groß, das muss man sagen. Wenn man sich
die Trends ansieht, die auch in der Detailstudie noch
einmal vorgelegt werden, ist natürlich in Bremerha-
ven sowohl der Bevölkerungsrückgang im deutlich
zweistelligen Bereich als auch vermutlich selbst der
Rückgang der Haushaltszahlen im zweistelligen Be-
reich. Damit müssen wir uns auseinander setzen. Wir
haben dort immer wieder diverse Rückbauprogram-
me, Frau Krusche, in der Baudeputation durch Lan-
desmittel unterstützt, gefördert. Da müssen wir jetzt
noch weiter schauen, was man als Maßnahme kon-
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struieren kann, wie man dieses Tempo beschleuni-
gen kann.

Aber auch da muss man die Partner mit einbinden,
in dem Fall die Stäwog und die Gewoba als größte
Träger von Wohnungen. Dort muss man dann auch
zwischen Stadt und Land zu Mixfinanzierungen kom-
men, um diesen Rückbau und die Veränderung auch
in Bremerhaven zu begleiten. Das wird eine große
Herausforderung der nächsten Jahre, aber natürlich
ist demographischer Wandel auch ein permanenter
Prozess.

Liebe Frau Krusche, Sie kommen dann und sagen,
wir hätten immer nur auf der grünen Wiese Wohnun-
gen ausgewiesen und nichts gemacht.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Habe ich auch nicht gesagt!)

Sie haben gerade gesagt, wir sollen unsere verkehrte
Stadtentwicklungspolitik beenden.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das habe ich auch nicht gesagt!)

Doch, natürlich haben Sie das gesagt. Wir können ja
Ihre Rede gleich noch einmal nachlesen, wenn das
Protokoll so schnell ist, liebe Frau Krusche.

Das ist doch gar nicht der Fall! Wir haben insgesamt
in den letzten zehn Jahren, wenn ich die Zahl rich-
tig im Kopf habe, mehr als 10 000 Wohneinheiten im
Lückenbauprogramm beschlossen. Das ist Fakt! Da
ist eine ganze Menge gemacht worden. Das Gelän-
de Stadtwerder befindet sich gerade in der Ausschrei-
bung, da suchen wir private Investoren, das kann man
nicht alles staatlich regeln. Das TÜV-Gelände ist in
der Ausschreibung. Was machen wir alles im Bereich
des Stephaniviertels!

Was wollen wir in der Überseestadt machen? Da
streiten wir uns doch überhaupt nicht darüber, dass
dort Wohnen möglich sein muss. Da gibt es Proble-
me zu lösen, ganz konkrete Fragen von Lärmemis-
sion, aber natürlich wollen wir auch in der Übersee-
stadt Wohnraum implementieren, und das steht im
Masterplan, von allen verabschiedet. Also, tun Sie
doch nicht so, als wenn es bei uns nur Borgfeld, ei-
nige Wohneinheiten in Oberneuland und die Oster-
holzer Feldmark gäbe! Das ist doch Quatsch! Ein
ausgewogenes Angebot muss unsere Antwort sein
auf diesen demographischen Wandel, meine sehr
verehrten Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Da haben wir eine ganz wichtige Zielgruppe, davon
bin ich allerdings überzeugt. Gerade Menschen der
jüngeren Generation sprechen über die Alten leicht
auch einmal abfällig. Ich finde das traurig, dass das
so ist, denn ich bin der festen Überzeugung, dass ge-

rade die älteren Mitmenschen ein ganz erhebliches
Erfahrungspotential haben, von dem Jüngere häu-
fig profitieren können. Für uns in der Stadtentwick-
lung, also in der Baupolitik, müssen wir sagen, ist das
eine Herausforderung, wo wir das Tempo, das ge-
stehe ich zu, in den nächsten Jahren sicherlich noch
erhöhen müssen.

In den sechziger und siebziger Jahren sind unheim-
lich viele Menschen ins Umland gezogen, weil es, Frau
Krusche, kein entsprechendes Angebot an Baugebie-
ten in Bremen gab. Jetzt machen wir uns darüber Ge-
danken in einer Stadtentwicklungsstrategie, wie wir
die wieder zurückholen können, weil nämlich die
Menschen dort häufig im Umland sitzen, die Häu-
ser zu groß sind, die ÖPNV-Anbindung schwierig ist,
man im Alter auch nicht mehr so gern Auto fährt, und
dafür brauchen wir ein entsprechendes Angebot. Das
sind natürlich gerade auch die citynahen Bereiche.
Da ist der Stadtwerder zum Beispiel eine zentrale
Herausforderung, Menschen wieder nach Bremen und
Bremerhaven zu holen.

Jetzt schaue ich mir Bremerhaven an, Herr Böde-
ker! Die Projekte, die in Bremerhaven am Wasser
entstanden sind, waren sehr schnell verkauft, und das
in einem Preissegment, das man Bremerhaven kaum
zugetraut hat! Die teuersten Wohnungen waren als
erste weg, und das in Bremerhaven! Ich will dort
überhaupt nicht Angebote nur für die Reichen ma-
chen, das ist Quatsch, aber man sieht, es gibt dort auch
die Bereitschaft, viel Geld auf den Tisch zu legen,
wenn man citynah attraktiven Wohnraum anbietet.
Diese Aufgabe, diese Lücke müssen wir doch entspre-
chend besetzen, da müssen wir doch etwas machen!

Wir haben geantwortet: Wohnen an Wall und Weser,
Wohnen im Alter, beides sind Programme, die sich
genau damit beschäftigen, und nun sagt Frau Kru-
sche, man muss da mehr machen. Ich kann nicht alle
privaten Investoren zwingen, dort Häuser zu bauen,
aber wir müssen unsere Vorteile, die es dort gibt, noch
besser herausarbeiten. Deshalb habe ich den Senats-
baudirektor hier in Bremen gebeten – wir werden das
sicherlich in den nächsten Wochen vorstellen –, einmal
besonders mutige Bauplätze in der Innenstadt, im
Citybereich zu benennen, wo man auch mit Archi-
tektur einen Standortfaktor bilden kann, wo man ein-
mal darüber diskutieren, vielleicht auch streiten kann,
ob das die richtige Architektur an der Stelle ist.

Ich glaube, einen solchen kontroversen Streit, eine
solche Debatte, wie man sie in Hamburg hat mit der
Elbphilharmonie, kann man auch im privaten Woh-
nungsbau führen: einmal kontrovers diskutieren und
damit auch Standortwerbung für Bremen und Bre-
merhaven betreiben. Das ist das Ziel. Da wollen wir
sicherlich das Tempo noch erhöhen, da wollen wir
mehr machen, weil wir auf diese Menschen insoweit
reagieren wollen, dass wir ein attraktives Angebot
im direkten Citybereich machen wollen oder aber
nahe an den ÖPNV-Trassen.
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Damit bin ich beim nächsten Thema, das mit Stadt-
entwicklung und mit Wohnungsbau zu tun hat, das
ist der Bereich der Verkehrspolitik. Wir haben in der
Baudeputation ein riesiges Programm für den Aus-
bau des ÖPNV in den nächsten zehn Jahren beschlos-
sen. Da haben wir uns ein gewaltiges Programm vor-
genommen, vor allem vor dem Hintergrund der In-
vestitionsdebatten, die immer wieder geführt werden.
Ich halte das für wichtig, weil wir natürlich nicht nur
aufgrund von veränderten Umweltbedingungen et-
was tun müssen. Ich erinnere an die Feinstaub-De-
batten, die wir haben, die veränderte Preisgestaltung
im Energiebereich, Benzinpreise. Nein, gerade auch,
wenn wir die Älteren wieder zurück in die City ho-
len wollen, brauchen sie dieses attraktive ÖPNV-
Angebot. Da müssen wir natürlich etwas machen, da
müssen wir eine ganze Menge machen, und vor die-
sem Hintergrund ist ein ganz wichtiges Thema, wie
wir mit dem Verkehr umgehen.

Verkehr ist übrigens selbst ein wichtiges Thema,
wenn ich das so sagen darf. Ich bin der festen Über-
zeugung, wenn der Autobahnring geschlossen ist, die
A 281, dass wir damit Verkehr herausholen aus dem
direkten inneren Autobahnring und wir damit die
Attraktivität der citynahen Stadtteile noch vergrößern.
Sie wissen, nicht gerade zur großen Freude der Mit-
glieder der CDU-Fraktion sage ich auch immer, wenn
der Autobahnring geschlossen ist, können wir auch
gern über die Hochstraße hier debattieren.

Ich bin mir aber sicher, durch den Autobahnring ge-
lingt es uns, den Durchgangsverkehr aus allen Stadt-
teilen herauszuholen, die innerhalb dieses Autobahn-
rings liegen. Das hat übrigens Oldenburg schon Ende
der siebziger Jahre hinbekommen. Dadurch steigt die
Lebensqualität enorm, und deshalb sagen die Leu-
te, wir wollen wieder verstärkt – zusätzlich verstärkt
zu den Argumenten, die ich vorher genannt habe –
nach Bremen kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eines
darf man aber nicht vergessen, und deshalb wäre es
falsch, Frau Krusche, ein Vorhaben wie die Osterholzer
Feldmark einfach so aufzugeben und zu opfern: Es
gibt nach wie vor eine starke Nachfrage nach Ein-
und Zweifamilienhäusern. Deshalb muss man sich das
dort anschauen, das differenzieren, und mit diesen
Ein- und Zweifamilienhäusern sind wir nach wie vor
in Konkurrenz zum Umland, da soll man sich nichts
vormachen. Schauen Sie sich an, wie sich in Lilien-
thal das eine oder andere Baugebiet entwickelt hat,
seitdem es auch Borgfeld gibt! Die Menschen blei-
ben lieber in Borgfeld, weil sie doch lieber in Bre-
men bleiben und entsprechend dorthin ziehen.

Ich bin mit Ihnen sehr dafür, dass wir die Oster-
holzer Feldmark nicht unsystematisch entwickeln
dürfen und nicht, was weiß ich, mit einem mittleren
Gebiet anfangen, sondern wir müssen es klug ent-
wickeln, von einer Seite her. Genau aus diesem Grund
haben wir dies in der entsprechenden Bauplanung
in 13 Abschnitte unterteilt. Natürlich werden wir nicht

in der Mitte anfangen und, wenn sich dann 2015, 2018
der Markt neutralisiert hat, dann mittendrin aufhö-
ren, und rechts und links bleibt alles unkoordiniert
liegen. Wir müssen das vernünftig vom Rand her ent-
wickeln, um immer wieder auch in der Lage zu sein,
auf aktuelle Rahmenbedingungen zu antworten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um Stadt-
entwicklungspolitik zu gestalten, braucht man Geld.
Wir haben eine Reihe von Programmen, und diese
Programme sind teilweise komplementär finanziert,
WiN, Soziale Stadt, um sie einmal zu nennen. Wir
haben Vorschläge auf den Tisch gelegt, zum Beispiel
mit dem Zukunftsfonds Wohnen, und wir haben ein
Programm gemeinsam mit dem Koalitionspartner
entwickelt, das unter den Aktivitäten Innenstadt und
Stadtteilprogramm läuft.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Senator, ich höre Ihnen gern
zu, aber Sie sind jetzt über der Zeit!

(Senator E c k h o f f : Aber Sie haben ja
noch nicht einmal die Anzeige betätigt!)

Ja, ich habe es verpasst, weil ich Ihnen so intensiv
zugehört habe, aber Sie sind jetzt in der vierzehn-
ten Minute!

Senator Eckhoff: Ich komme auch zum Schluss!

(Zuruf des Abg. B ö d e k e r  [CDU])

Das ist ja mein Problem: Wenn ich zum Geld kom-
me, dann klingelt mich ein SPD-Fraktionsmitglied ab!

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um Stadt-
entwicklungspolitik zu gestalten, braucht man die
finanziellen Rahmenbedingungen. Wenn ich mir
anschaue, mit wie viel Engagement meine Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter gerade dieses Thema der
Stadtentwicklung und der Stadtteilprogramme tat-
sächlich abstimmen mit den Leuten, den Beiräten vor
Ort, wäre es wirklich ein fatales Signal für Stadtent-
wicklungspolitik, wenn es ausgerechnet dieses Pro-
gramm wäre, wo die Beiräte den einen oder ande-
ren investiven Wunsch haben, um gerade auch die
Stadtteile im Vergleich zum Umland oder auch im
Vergleich zur City attraktiv zu gestalten und wir genau
das jetzt finanziell abwürgen würden. In diesem Sinne
bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit und hof-
fe insbesondere von allen Baupolitikern auf eine
Unterstützung für diese Programme in den kommen-
den Haushaltsberatungen!

(Beifall bei der CDU)
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Präsident Weber: Als nächste Rednerin erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Senator
Eckhoff, jetzt habe ich wiederum nicht verstanden,
warum Sie sich so aufgeregt haben.

(Senator E c k h o f f : Das hört sich
anders an!)

Ich stelle fest, dass das, was Sie heute hier gerade
erzählt haben, durch die Bank seit Jahren grüne Poli-
tik ist:

(Zurufe von der CDU)

Innenverdichtung, Lückenbebauung, die Innenstädte
wieder stärken, Umwandlung von Büroraum in Woh-
nungsraum, das haben wir hier alles mit Anträgen,
die die Koalition regelmäßig abgelehnt hat, herauf
und herunter besprochen und debattiert.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Wir haben so
gehandelt seit Jahren!)

Ich bin mit Ihnen völlig einer Meinung, was die
Notwendigkeit des Ausbaus des ÖPNV angeht. Ich
bin mit Ihnen völlig einer Meinung, dass wir für Stadt-
umbauprogramme Geld brauchen, auch vom Bund,
und da hoffe ich inständig darauf, dass die dortige
große Koalition das so ernst nimmt wie wir hier in
Bremen zumindest. Das warte ich erst einmal ab, denn
ohne diese Bundesprogramme kann man diese ge-
waltigen Aufgaben, gerade Stichwort Bremerhaven,
nicht bewältigen. Da bin ich mit Ihnen nicht ausein-
ander, insofern verstehe ich die Aufregung nicht. Ich
habe nur zu Herrn Focke gesagt, dass ich mich freue,
dass er sich langsam – das Tempo lasse ich jetzt einmal
weg – den grünen Positionen annähert. Darüber freue
ich mich doch nur, wenn er das tut! Das ist gut und
nichts Schlechtes!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gleichzeitig glaube ich aber immer noch, aus sei-
nen Äußerungen herauszuhören: So schlimm wird das
alles gar nicht mit dem demographischen Wandel,
Bremen muss nur immer schön attraktiv bleiben, dann
werden wir davon schon verschont werden. Das ist
der Punkt, wo die Grünen sagen, nein, der demogra-
phische Wandel passiert! Herr Focke, ich glaube, dass
wir 2020 noch gar nicht am Ende sind, sondern die
gravierenden Kurven nach unten verlaufen bis 2030.
Gerade wenn man die Entwicklung von Wohnungs-
märkten analysiert, ist man darauf angewiesen, lange
Prognosezeiträume einzubeziehen. Mehr will ich gar
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

nicht! Ich will Sie nicht angreifen, ich freue mich über
jeden Schritt in die grüne Richtung, den Sie tun!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Da bin ich ja
wieder zufrieden!)

An der Stelle bin ich mit Herrn Eckhoff völlig ei-
ner Meinung, die Programme, die aufgelegt sind, sind
gut, auch in Tenever. Da sage ich Ihnen aber auch,
Herr Eckhoff, auch unter dem Stichwort demogra-
phischer Wandel, es reicht nicht, nur zu sanieren,
vergammelte Häuser zu verschönern, es reicht nicht,
Gebäude nur abzureißen, sondern es geht auch um
den Zusammenhalt der Stadtteile, der Menschen, die
dort leben. Den Zusammenhang wollte ich herstel-
len, wenn ich gesagt habe, es muss zunehmend res-
sortübergreifend gedacht werden.

Was nützt es, wenn man schön sanierte Häuser in
Tenever hat, aber gleichzeitig Kindergärten nicht
wieder errichtet und man nicht darauf achtet, dass
gerade in benachteiligten Stadtteilen das Bildungs-
angebot gut ist, denn nur dadurch stärkt man diese
Quartiere und verschafft auch gerade den jungen
Migrantenfamilien eine Zukunftschance! Das ist ei-
gentlich mein Appell gewesen. Nirgendwo habe ich
irgendein Wort gegen all die tollen Sachen gesagt,
die Sie genannt haben!

Allerdings unterscheiden wir uns darin – dabei
bleiben die Grünen auch –, dass wir sagen, es ist in
Bremen in den vergangenen Jahren Wohnungsbau-
land für Einfamilienhäuser ausgewiesen worden. Wir
glauben, dass das reicht und wir zukünftig auf eine
Bebauung der Osterholzer Feldmark verzichten kön-
nen. Gestatten Sie mir, dass wir Grünen dabei blei-
ben! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen, meine sehr geehrten Herren! Zu-
nächst einmal fand ich es doch außerordentlich be-
fremdlich, dass man Dieter Focke angreift, insbe-
sondere dass er sich im Schneckentempo vorwärts
bewegt, dass er nichts bewegt.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Dieter  nimmt  das  gar  nicht  so

schwer!)

Wir haben eine umfangreiche Arbeitsgruppe de-
mographischer Wandel eingerichtet, wir arbeiten da
kräftig, und eigentlich hat man ihn schon innerlich
verflucht wegen der Papiere, die einem tagtäglich ins
Haus flattern, weil es natürlich ein interessantes und
insbesondere ein wichtiges Thema ist.
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Ich spreche natürlich für Bremerhaven, wenn man
das Gewos-Gutachten betrachtet. Das Ergebnis: in
den nächsten Jahren 10 000 leerstehende Wohnun-
gen! Wenn man dann einmal überlegt, was eigent-
lich in der Vergangenheit passiert ist, was eigentlich
schon gegriffen hat, dann ist das ja einer der wichti-
gen Punkte. Frau Krusche, es wäre schön gewesen,
wenn Sie die Bremerhavener Abgeordneten einmal
gefragt hätten, was in Bremerhaven eigentlich in-
zwischen schon umgesetzt worden ist.

Gerade morgen haben wir eine außerordentlich
wichtige Sitzung der Stadtverordnetenversammlung,
und es werden Beschlüsse gefasst zum Beispiel für
den Bereich Kurt-Schumacher-Straße, Ferdinand-
Lassalle-Straße, ein außerordentlich schwieriges
Wohnungsbaugebiet der Gewoba mit vielen Abris-
sen. Gleichzeitig werden wir eine Satzungsänderung
beschließen, so dass wir einen Zugriff auf die Krau-
se-Immobilien bekommen, die wir in Bremerhaven
auch haben. Wir haben ja genau das gleiche Problem,
und wir werden in dem Bereich eine Bebauungsplan-
änderung vornehmen, so dass dort am grünen Rand
der Stadt Einfamilienhaus- und Reihenhausbebau-
ung stattfinden kann.

Ich habe das Stichwort Ferdinand-Lassalle-Straße
angesprochen, Wulsdorf, mit der Stäwog, Abriss und
Veränderung des Bebauungsplans, und inzwischen
ist da schon ein sehr guter Zulauf, was Reihenhaus-
bebauung, Einfamilienhausbebauung angeht. Auch
das funktioniert. Wir haben im Kapitänsviertel erstaun-
licherweise hochwertigen Wohnungsbau, Herr Se-
nator Eckhoff hat es schon angesprochen. Die Ent-
wicklung des Kapitänsviertels geht schneller voran,
als wir geplant haben, das muss man doch einmal so
zugestehen! Wir hatten doch alle große Sorgen, dass
hinten bei der Marineschule gebaut wird und die
großen Flächen frei bleiben. Fahren Sie heute einmal
dorthin! Dort entsteht sehr viel, die Verkaufszahlen
sind außerordentlich gut, und das begrüßen wir na-
türlich sehr.

Wir haben verschiedene Programme, ohne die Bre-
merhaven allein natürlich nicht im Bereich von Stadt-
entwicklung arbeiten könnte, das ist eben so. Stadt-
umbau West ist dabei ein hervorragendes Programm,
mit dem wir ja nach Lehe in einen ganz großen Pro-
blemstadtteil hineingehen. Auch mit dem EU-Pro-
gramm Urban II haben wir in dem Bereich etwas
geschaffen.

Ich glaube, man muss überzeugt sein, sonst kann
es nicht funktionieren, dass wir eine Stadt, wenn wir
sie verändern, lebenswert und liebenswert machen.
Dazu gehören viele Dinge, aber es gehört natürlich
auch die Frage von Arbeitsplätzen dazu. Das darf man
nicht vergessen. Man kann nicht sagen, der Kinder-
garten ist wichtig, natürlich, aber die Frage von Ar-
beitsplätzen ist eine der wesentlichsten und wichtigs-
ten, und dort ist es, wo wir immer noch fechten.

Die Frage von maritimer Wirtschaft, lieber Kolle-
ge Günthner, die wir nachher nicht mehr diskutie-

ren, wieder einmal nicht, weil wir zeitlich leider nicht
hinkommen, ist auch ein wichtiges, ein ganz span-
nendes Thema. Deswegen lohnt es sich auch, sich
damit zu beschäftigen. Arbeitsplätze müssen wir
schaffen! Wir versuchen, im Bereich von Tourismus
viele Maßnahmen mit Bremer Hilfe durchzusetzen.
Man kann sich getrost über die eine oder andere
Maßnahme streiten, aber die Dinge, die bis jetzt
umgesetzt worden sind, Zoo am Meer, Deutsches
Auswandererhaus, sind erfolgreich. Das sind Dinge,
die eine Stadt lebens- und liebenswert machen. In-
sofern glaube ich, sind wir da auf dem richtigen Weg.

Ich bin sehr enttäuscht gewesen, als ich das Ge-
wos-Gutachten gelesen habe. Ich habe eigentlich
gedacht, man würde schon etwas von der Politik, die
wir zehn Jahre lang umsetzen – das muss man ja so
sehen –, ablesen können. Es hat noch nicht so gegrif-
fen. Wenn man dann aber einmal ein wenig nach-
denkt, dann weiß man auch, warum. Es ist doch klar,
das Deutsche Auswandererhaus ist gerade eröffnet
worden, der Zoo am Meer ist letztes Jahr eröffnet
worden, die anderen Maßnahmen sind alle noch in
der Umsetzung.

Wir müssten da auch einmal, lieber Herr Eckhoff,
darüber diskutieren, was eigentlich Ausschreibun-
gen und Vergaben angeht. Das muss in der Region
bleiben, wenn es irgendwie rechtlich geht. Es ist also
eine ganz spannende Diskussion, die wir führen, aber
man kann nicht sagen, dass wir nichts getan haben,
allenfalls dass es vielleicht noch nicht greift. Meiner
Ansicht nach sagen wir alle sehr einheitlich, wir
müssen die Stadt umwandeln, wir müssen da, wo
Probleme entstehen, reagieren, und wir müssen eine
lebens- und liebenswerte Stadt schaffen, so dass die
Menschen wieder gern in die Stadt ziehen.

Der demographische Wandel zeigt natürlich eines:
Überalterung der Bevölkerung bedeutet auch leider
Gottes weniger Beweglichkeit. Weniger Beweglich-
keit bedeutet natürlich dann, möglichst in der Stadt
zu wohnen, wenn es attraktiv geht, weil gerade vie-
le ältere Menschen ihre Häuser im Landkreis verkau-
fen und in Bremerhaven ins Kapitänsviertel gezogen
sind. Ich glaube, wir haben da gar keinen großen
Disput, sondern wir müssen die Ärmel aufkrempeln.
Wir haben viel zu tun, dafür sind wir auch in Bremer-
haven bereit, und wir werden morgen wieder kluge
Entscheidungen treffen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Jetzt will ich noch
etwas sagen! – Heiterkeit)

Herr Focke, Sie haben das Wort!
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Abg. Focke (CDU)*): Wenn wir unbedingt bis sechs
Uhr machen wollen, Herr Präsident, kann ich natür-
lich auch noch ein paar Sätze sagen! Ich will aber
eigentlich nur noch zu einem Thema etwas sagen,
weil das immer wieder mit den Einfamilienhäusern
kommt! Es ist wirklich immer wieder die alte Tour,
und es ist leider immer wieder falsch. In allen vor-
liegenden Gutachten ist ausgewiesen, dass der Miet-
wohnungsbau absolut tot ist. Null Nachfrage, und in
den nächsten zehn Jahren auch nicht! Es ist nichts
da.

Jetzt muss man sich eine andere Möglichkeit über-
legen, und das ist der Stadtumbau, das ist ganz klar,
andere Wohnformen, es müssen nicht nur Einfami-
lienhäuser sein, aber es müssen auch nach wie vor
die Angebote für Ein- und Zweifamilienhäuser vor-
handen sein, weil sie nachgefragt werden.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das bestreitet niemand!)

Das bestreitet niemand, das ist schön! Sie sagen aber,
wir haben genug von diesen Häusern,

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja!)

und das ist falsch, weil viele Leute kommen und sich
ein Haus bauen möchten, das nicht so aussieht wie
das Nachbarhaus, sondern anders!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau H ö v e l -
m a n n  [SPD]: Nicht so brüllen, Herr Kol-

lege Focke!)

Deswegen muss es immer noch die Möglichkeit
geben, dass einer sagt, jawohl, das ist schön, ich
komme nach Bremen und baue mir ein Haus, und
das sieht so aus, wie ich es gern möchte. Deswegen
müssen wir nach wie vor gewisse Flächen vorhalten.

Nun wird immer wieder von der Osterholzer Feld-
mark gesprochen, und ich habe das noch gar nicht
gelesen, dass die Osterholzer Feldmark entwickelt
ist mit Reihen- und Einfamilienhäusern. Das habe ich
noch gar nicht gesehen. Da wird man bedarfsgerecht
entwickeln müssen, und ich glaube, auch nicht nur
mit Einfamilienhäusern. Da gibt es auch andere
Möglichkeiten von Wohnformen, über die nachge-
dacht werden muss. Wir sind nicht wie eine Schne-
cke. Wir arbeiten sehr schnell, aber viele Sachen
können eben nicht so ganz schnell umgesetzt wer-
den, weil auch die Nachfrage danach erst erzeugt
werden muss.

Ich denke auch an das von euch damals so propa-
gierte Wohnen ohne Auto. Das war eine tolle Sache.
Alle haben versucht, etwas loszuwerden, keiner woll-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

te es  haben. Die Wohnungen wollte keiner haben,
weil keiner auf das Auto verzichten wollte.

(Widerspruch beim Bündnis 90/Die
Grünen)

So ist das Projekt eingestampft worden, und es ist bis-
her noch nicht gelungen, ein neues zu finden. Es gibt
auf dem Reißbrett alle möglichen schönen Dinge, nur
müssen sie auch praktisch sein und angenommen
werden. Wenn dies nicht der Fall ist, dann darf man
sich auch von diesen Sachen einmal wieder verab-
schieden. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Lieber Kolle-
ge Focke, zum Letzten zuerst: Autofreies Wohnen
halten wir Grünen nach wie vor für erstrebenswert.
Der damalige Versuch ist nicht – und dieser Legen-
de möchte ich doch widersprechen – gescheitert, weil
niemand auf sein Auto verzichten wollte, sondern nach
meiner Überzeugung ist er gescheitert, weil der Stand-
ort, der für dieses autofreie Wohnen damals vorge-
sehen war, aus heutiger Sicht absolut schlecht war.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, dass man in jeder Großstadt dieses Ziel
irgendwo – –. Herr Focke, hören Sie jetzt noch eben
zu, es ist kurz vor sechs!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ich kann das!)

Ich glaube, dass es nach wie vor ein gutes Projekt
wäre, sich in jeder Großstadt Grundstücke auszusu-
chen, die innenstadtnah und gut mit dem ÖPNV
angebunden sind und dass man dort sehr wohl auch
weiter das Ziel verfolgen sollte, autofreies Wohnen
anzubieten. Aus den Fehlern, die man damals bei dem
Projekt gemacht hat, glaube ich, können wir für die
Zukunft eher lernen.

Jetzt noch einmal, ich versuche inständig, irgendwo
diesen Widerspruch aufzulösen: Die Grünen haben
noch nie, an keiner Stelle gesagt, es dürfen in Bre-
men keine Einfamilienhäuser mehr gebaut werden.
Das haben wir nie vertreten und werden wir nie ver-
treten.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das
wäre auch blöd!)

Der einzige Punkt, wo wir uns wirklich drastisch
unterscheiden, und zwar auch mit der Begründung
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des demographischen Wandels, ist der, dass wir der
Meinung sind, dass Bremen in den vergangenen Jah-
ren zu einseitig – und nichts anderes habe ich in mei-
ner Rede vorhin gesagt – auf ein Wohnungsbauseg-
ment gesetzt hat, was aber eigentlich die Bevölke-
rungszahlen überhaupt nicht mehr hergeben. Selbst
wenn alle gebärfähigen Frauen jetzt auf einen Schlag
fünf Kinder bekämen, ändern wir an der demogra-
phischen Kurve nichts.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Warum ist die
Nachfrage so hoch?)

Das ist unsere Kritik, und deswegen sagen wir, wir
glauben, dass man bei der Ausweisung großer neu-
er Einfamilienhausgebiete am Bedarf vorbeiplant,
nichts anderes!

In der ganzen Stadt können Einfamilienhäuser ge-
baut werden, so viel man will, und trotzdem sage ich,
dass es nachhaltig ist, wenn man eine Politik verfolgt,
die Innenstädte zu stärken, die gewachsenen Stadt-
teile zu stärken und sich sehr genau zu überlegen,
ob es heute noch Sinn macht, auf der grünen Wiese,
am Stadtrand, siehe Brokhuchting, neue Einfamili-
enhäuser zu bauen. Wir müssen die Infrastruktur be-
zahlen, wir müssen die Infrastruktur erhalten. Jede
neue Straße kostet Geld, und wir müssen für eine gute
ÖPNV-Anbindung sorgen. Deshalb unterstützen wir
Sie bei allen Maßnahmen, die die gewachsenen Stadt-
strukturen lebenswert und liebenswert machen und
sie stärken, aber wir schauen sehr genau hin, wo neue
Wohnungsbaugebiete zukünftig noch entstehen sol-
len.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Eckhoff.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Jetzt darfst du ru-
hig lange reden! Frau Krusche darf nicht
mehr, sie hat schon dreimal! – Heiterkeit)

Senator Eckhoff: Damit wollte ich anfangen, Die-
ter, aber keine Sorge, ich wollte noch einmal drei, vier
Punkte kurz aufgreifen, weil das vorhin im Lauf der
Debatte auch eine Rolle gespielt hat!

Punkt eins: Es ist völliger Quatsch, dass veränderte
Nachfragen, zum Beispiel im Bereich Auto, autofreies
Wohnen, weitestgehend autofreies Wohnen, nicht in
irgendeiner Form berücksichtigt werden. Das Projekt
damals ist gescheitert, weil man insgesamt nur drei
Wohneinheiten davon verkaufen konnte und sonst
in dem ganzen Gebiet keiner nachgefragt hat.

Wir reagieren aber auch darauf, liebe Frau Kru-
sche, wenn ich mir gerade anschaue, wie sich auch
das Thema Carsharing in Bremen entwickelt hat, dass
dort eine ganze Menge passiert ist, dass wir verschie-
dene Cambio-Punkte ausgewiesen haben, dass wir

gerade Civitas-Stadt des Jahres geworden sind. Das
sind, finde ich, alles positive Beispiele, die genau
diesem Punkt schon längst Rechnung tragen, wo Sie
so tun, als würde hier nichts gemacht.

Natürlich muss jemand, der vielleicht nur ein- oder
zweimal im Monat ein Auto braucht, die Möglichkeit
haben, möglichst nahe an ein Carsharing-Modell her-
anzukommen und dort weiter zu wohnen, und wenn
er ein Auto braucht, bekommt er auch eines. Das ma-
chen wir aber schon längst. Wir sind selbst von der
EU dafür ausgezeichnet worden, dass wir in diesen
Fragen so vorbildlich sind, Frau Krusche. Deshalb tun
Sie nicht so, als wenn hier in Bremen in diesem Be-
reich nichts passiert!

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Habe ich doch gar nicht getan! Was
werfen Sie mir denn dauernd vor? Sie re-

den an meinem Beitrag völlig vorbei!)

Dann haben Sie zwei Dinge gesagt, die haben mich
unter grünen Gesichtspunkten sehr erschreckt. Zum
einen haben Sie vorhin gesagt, Familien fragen nicht
mehr so den Wohnraum nach.

(Zuruf der Abg. Frau K r u s c h e
[Bündnis 90/Die Grünen])

Doch, das haben Sie gesagt!

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, ich habe gesagt, der Anteil

der Familien sinkt!)

Sie haben das in der Großen Anfrage etwas anders
ausgedrückt, ich will das so sagen. Danach wird ge-
sagt, Paare ohne Kinder, Alleinerziehende, Senioren-
paare bestimmen immer mehr die Nachfrage. So heißt
es in der Antwort zu Frage sechs. Ich will nur einmal
vorwegschicken, von meinem Verständnis her sind
das auch Familien, aber das nur einmal am Rand!

(Beifall bei der CDU)

Vielleicht ist da meine Weltvorstellung moderner als
die der Grünen, Frau Krusche, das will ich gar nicht
bewerten. Nach meiner Vorstellung sind das auch
Familien.

Wir müssen also dieser geänderten Nachfragestruk-
tur Rechnung tragen, und deshalb müssen wir in den
verschiedensten Bereichen unterschiedliche Modelle
bereitstellen. Daher brauchen wir genauso die Mög-
lichkeit in der Osterholzer Feldmark, wie wir auch
die Möglichkeit brauchen, Loftwohnungen in der
Überseestadt auszubauen, denn das entscheiden nicht
wir als Politiker, sondern das entscheiden diejenigen,
die nachfragen.
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Zwei weitere Bemerkungen! Stadtmonitoring! Ge-
nau deshalb, weil es Sinn macht, städtische Einrich-
tungen zu vernetzen und über die Ressorts hinweg
zu arbeiten, haben wir diese Stadtmonitoring-Gruppe
eingerichtet, da es überhaupt keinen Sinn macht, dass
der Senator für Soziales im Stadtteil eine Einrichtung
hat, 100 Meter weiter ist eine Sporthalle, 100 Meter
weiter ist ein Kulturcenter, und dann gibt es noch
irgendwo eine Einwohnermeldestelle. Das macht alles
keinen Sinn. Dies muss konzentriert werden, Schu-
len, Kindergärten und so weiter, und das ist ein hoch-
interessantes Projekt, dem wir uns dort widmen.

Letzte Bemerkung, weil ich das vorhin vergessen
hatte: Ich finde es sehr wichtig, dass wir gerade die-
se Projekte durch die Menschen vor Ort begleiten.
Deshalb setzen wir verstärkt auf Bürgerbeteiligung
wie zum Beispiel bei der Pauliner Marsch, und des-
halb setzen wir auch verstärkt auf solche Gruppen
wie in Tenever, die ihre Arbeit dort wirklich vorbildlich
machen. Diese Meinung haben wir gemeinsam, Frau
Krusche, das wollte ich an dieser Stelle nur noch
einmal sagen.

Es war für mich ein großes Vergnügen, dass ich mit
den Anwohnern über die Veränderungen in Tene-
ver bereits im Februar auf einem Wochenendsemi-
nar sprechen konnte über die Vorstellungen, die dem
ähnelten, was wir nachher im Juni/Juli auch in die
Senatsvorlage gebastelt haben, dass es nicht gleich
in der Zeitung stand, sondern man sich da gemein-

sam austauschen konnte und tatsächlich eine solide
Grundlage gefunden hat. Es ist wirklich vorbildlich,
wie die Menschen in Tenever mit ihrem Stadtumbau
umgehen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, nun liegen
wirklich keine Wortmeldungen mehr vor.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Schade!)

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/792, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Meine Damen und Herren, es ist jetzt 17.59 Uhr.
Vielleicht als Letztes: Wie ich gerade von Herrn Bür-
germeister Röwekamp erfahren habe, beginnen wir
morgen Vormittag mit einer Mitteilung des Senats,
einer Regierungserklärung. Ich bitte, pünktlich zu sein,
damit wir hier mit allen im Parlament beginnen kön-
nen.

Ich bedanke mich und schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.00 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die Drucksache 16/780

Für den Antrag gestimmt haben die Abgeordneten

Crueger (Bündnis 90/Die Grünen) Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen)

Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen) Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)

Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen)

Köhler (Bündnis 90/Die Grünen) Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)

Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen) Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)

Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen) Tittmann (DVU)

Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen)

Gegen den Antrag haben gestimmt die Abgeordneten

Frau Ahrens (CDU) Liess (SPD)

Frau Akkermann (CDU) Frau Marken (SPD)

Frau Allers (CDU) Frau Möbius (SPD)

Frau Arnold-Cramer (SPD) Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU)

Bartels (CDU) Manfred Oppermann (SPD)

Bensch (CDU) Perschau (CDU)

Frau Berk (SPD) Peters (CDU)

Bödeker (CDU) Frau Peters-Rehwinkel (SPD)

Frau Böschen (SPD) Pfahl (CDU)

Brumma (SPD) Pflugradt (CDU)

Frau Busch (SPD) Pohlmann (SPD)

Ehmke (SPD) Ravens (CDU)

Frau Emigholz (SPD) Frau Reichert (SPD)

Focke (CDU) Rohmeyer (CDU)

Frau Garling (SPD) Frau Schmidtke (SPD)

Gerling (CDU) Dr. Schuster (SPD)

Görtz (SPD) Frau Schwarz (SPD)

Grotheer (SPD) Dr. Sieling (SPD)

Günthner (SPD) Frau Speckert (CDU)

Frau Dr. Hannken (CDU) Frau Dr. Spieß (CDU)

Herderhorst (CDU) Strohmann (CDU)

Frau Hövelmann (SPD) Tschöpe (SPD)

Imhoff (CDU) Frau Tuczek (CDU)

Jägers (SPD) Frau Wiedemeyer (SPD)

Kasper (SPD) Frau Windler (CDU)

Kirschstein (SPD) Frau Winther (CDU)

Knäpper (CDU) Frau Wischer (SPD)

Kottisch (SPD) Frau Ziegert (SPD)

Frau Kummer (SPD)

Druck: Hans Krohn · Bremen
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